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Unterrichtung 

durch die deutsche Delegation in der Parlamentarischen Versammlung 
des Europarates 


über die Tagung der Parlamentarischen Versammlung des Europarates 
vom 24. bis 30. September 1974 in Straßburg 


Während der September-Tagung (Zweiter Teil der 26. ordent- 
lichen Sitzungsperiode) erörterte die Parlamentarische Ver- 
sammlung des Europarates Berichte und verabschiedete Empfeh- 
lungen und Entschließungen, die sich mit folgenden Themen 
befaßten; 


Tätigkeitsbericht des Präsidiums, des Ständigen Ausschusses 
und des Ausschusses für die Beziehungen zu den nationalen 
Parlamenten 


— Bericht des Ministerkomitees an die Versammlung 

Hierzu sprachen: Abg. Sieglerschmidt (S. 10), Abg. Dr. 
Enders (S. 11) 

— Politisdie Fragen (Die Lage in Zypern; zukünftige Beziehun- 
gen zu Japan; die Konferenz für Sicherheit und Zusammen- 
arbeit in Europa — Aussichten und Schlußfolgerungen für 
Europa) 

Hierzu sprachen: Abg. Lemmrich (S. 25 — 27), Abg. Frau von 
Bothmer (S. 27—28), Abg. Dr. Geßner (S. 28—29) 

Beschlüsse der Versammlung 
Empfehlung 736 betr. die Lage in Zypern 
Entschließung 574 betr. die Lage in Zypern 
Richtlinie 345 betr. die Lage in Zypern 

Empfehlung 739 betr. die Konferenz für Sicherheit und Zu- 
sammenarbeit in Europa — Aussichten und Schlußfolgerun- 
gen für Europa 

Richtlinie 346 betr. die Konferenz für Sicherheit und Zu- 
sammenarbeit in Europa 
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— Bevölkerungsprobleme und Flüchtlingsfragen (Humanitäre 
Hilfe für die notleidende Bevölkerung in Zypern; 19. Tätig- 
keitsbericht des Hochkommissars der Vereinten Nationen 
für Flüchtlingsfragen) 

Hierzu sprach: Abg. Dr. Enders (S. 35 — 36) 

Beschlüsse der Versammlung 

Empfehlung 737 betr. humanitäre Hilfe für die notleidende 
Bevölkerung in Zypern 

Empfehlung 743 betr. den 19. Tätigkeitsbericht des Hoch- 
kommissars der Vereinten Nationen für Flüchtlingsfragen 

— Europäische Nichtmitgliedsländer (Die Lage in Spanien; die 
Lage in Griechenland; die Lage in Portugal) 

Hierzu sprachen: Abg, Dr. Geßner (S. 12 — 13; 22; 31), Abg. 
Sieglerschmidt (S. 13; 24 — 25; 29^ — 30), Abg. Dr. Schwencke 
(S. 22; 24), Abg. Richter (S. 22—24), Abg. Dr. Vohrer (S. 30), 
Abg. Frau von Bothmer (S. 30), Abg. Lagershausen 
(S. 30—31) 

Beschlüsse der Versammlung 
Entschließung 575 betr. die Lage in Spanien 
Entschließung 578 betr. die Lage in Griechenland 
Empfehlung 740 betr. die Lage in Portugal 

— Wissenschaft und Technologie (Einsatz der elektronischen 
Datenverarbeitung für die Parlamentsarbeit; Antwort auf 
den Ersten und Zweiten Tätigkeitsbericht der OECD Kern- 
energiebehörde [NEA]) 

Hierzu sprach: Abg. Richter (S. 15 — 17; 19) 

Beschlüsse der Versammlung 

Entschließung 576 betr. den Einsatz der elektronischen Da- 
tenverarbeitung für die Parlamentsarbeit 

Empfehlung 738 betr. den Ersten Tätigkeitsbericht der OECD 
Kernenergiebehörde (NEA) 

— Wirtschaftsfragen (Die japanische Wirtschaft und Japans 
Beziehungen zu Europa; Antwort auf den Bericht über die 
Tätigkeit der OECD im Jahre 1973) 

Hierzu sprachen: Abg. Dr. Ahrens (S. 17, 18), Abg. Dr. Voh- 
rer (S. 18) 

— Sozialfragen und Gesundheit (Die rechtliche Stellung der 
Frau — ökonomischer und sozialer Wert der häuslichen 
Arbeit der Mutter) 

Hierzu sprach: Abg. Büchner (Speyer) (S. 31 — 32) 

Beschluß der Versammlung 

Empfehlung 741 betr. die rechtliche Stellung der Frau 
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— Kulturfragen (Aktionen des Europarates nach dem Jahre 
1975 zur Erhaltung des architektonischen Erbes) 

Hierzu sprachen: Abg. Dr. Schwencke (S. 32 — 34), Abg. 
Lemmrich (S. 34 — 35) 

Beschlüsse der Versammlung 

Empfehlung 742 betr. Aktionen des Europarates nach dem 
Jahre 1975 zur Erhaltung des architektonischen Erbes 

Entschließung 579 betr. Aktionen des Europarates nach dem 
Jahre 1975 zur Erhaltung des architektonischen Erbes 

— Geschäftsordnungsfragen (Überarbeitung der Geschäftsord- 
nung der Versammlung; Konsultativstatus für die United 
Towns Organisation) 

Hierzu sprach: Abg. Dr. Ahrens (S. 19 — 21) 

Beschlüsse der Versammlung 

Entschließung 577 betr. Überarbeitung der Geschäftsordnung 
der Versammlung 

Empfehlung 735 betr. Antrag auf Gewährung des Konsul- 
tativstatus durch die United Towns Organisation (UTO) 

Den turnusmäßigen Bericht des Ministerkomitees trug der 
Staatsminister im Auswärtigen Amt der Bundesrepublik 
Deutschland, Moersch, anstelle des Vorsitzenden des Mini- 
sterkomitees vor. Zur Versammlung sprachen der General- 
sekretär der Parlamentarischen Versammlung, Kahn-Acker- 
mann, der Sprecher der japanischen parlamentarischen Delega- 
tion, Sasaki, und ein Delegatiosnmitglied, Yasuda, der Ver- 
teidigungsminister und stellvertretende Außenminister Grie- 
chenlands, Averoff, der Außenminister Portugals, Soares, die 
französische Staatssekretärin für Frauenfragen, Giroud. Die 
Reden von Staatsminister Moersch, Generalsekretär Kahn- 
Ackermann und den deutschen Mitgliedern sind nachstehend 
im Wortlaut abgedruckt. 

Zum Richter am Europäischen Gerichtshof für die Menschen- 
rechte wurde Professor Dr. J. J. Cremona aus Malta gewählt. 
Zum Sprecher der deutschen Delegation und Vizepräsidenten 
der Versammlung wurde Abg. Richter gewählt. Abg. Offergeld 
(SPD) trat am 6. Juni 1974 an die Stelle von Abg. Wischnewski 
(SPD) als stellvertretendes Mitglied der Delegation. 


Bonn, den 19. Dezember 1974 


Klaus Richter 

Sprecher 


Franz Amrehn 

Stellvertretender Sprecher 
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Dienstag, 24. September 1974 


Tagesordnungspunkt: 

Eröffnung des zweiten Teils der 
26. Sitzungsperiode 


Tagesordnungspunkt: 

Vorlage der Schriftlichen Erklärung Nr. 29 betref- 
fend Förderung musikalischer Erziehung und die 
Arbeit der „Academia Musicale Chigiana“ in Sie- 
na 


Tagesordnungspunkt: 

Tätigkeitsbericht des Ministerkomitees 

(Drucksache 3468 und Anhang) 

Moersch (Staatsminister im Auswärtigen Amt 
der Bundesrepublik Deutschland): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Der Außenminister von 
Zypern, der im Ministerkomitee den Vorsitz führt, 
kann heute nicht bei uns sein — Sie haben es 
schon mitgeteilt — , da er an der Generalversamm- 
lung der Vereinten Nationen in New York teil- 
nimmt. In seiner Vertretung habe ich diese Bericht- 
erstattung übernommen. 

Die Ergänzung des Statutarischen Berichts, die 
vielleicht noch nicht alle von Ihnen kennen, be- 
rücksichtigt auch die Entscheidungen des Minister- 
komitees bei seiner letzten Sitzung. Diese Sitzung 
ist erst heute um 1 Uhr mittags beendet worden. 
Ich bin gewiß, daß Sie entschuldigen werden, wenn 
der technische Dienst Ihnen den Text noch nicht hat 
vorlegen können. 

Seit der letzten Sitzung der Parlamentarischen 
Versammlung hielten Ihr ständiger Ausschuß in 
dieser Sache eine Sondersitzung und das Minister- 
komitee zwei Sondersitzungen ab. Auf diesen Sit- 
zungen richtete sich die Aufmerksamkeit aller Teil- 
nehmer auf ein einziges Thema, das überdies ein 
Mitgliedsland betraf, das sich den Schrecken des 
Krieges ausgesetzt sah, auf Zypern. Es ist schwer 
vorstellbar, daß ein Mitglied unserer Gemeinschaft, 
das ihr fast unmittelbar nach Erlangung seiner Un- 
abhängigkeit beitrat, Terror und Not einer bewaff- 
neten Auseinandersetzung erdulden muß. Worauf 
es jetzt ankommt, ist eine Lösung des Problems und 
auch die Bereitstellung von Mitteln, um die Not de- 
rer zu lindern, die von den tragischen Ereignissen 
des Juli und August betroffen wurden und auch 
weiterhin noch schweres Leid tragen müssen. Die 
heimgesuchte Bevölkerung Zyperns, Abertausende 
von Flüchtlingen aus beiden Volksgruppen sind 
nicht nur beim Aufbau ihrer von Bomben und Feu- 
er zerstörten Häuser auf Hilfe und Unterstützung 
angewiesen, sondern auch beim Wiederaufbau ih- 
rer Lebensgrundlage, die weitgehend vernichtet 
worden ist. Die Mitgliedsregierungen haben entwe- 
der unmittelbar oder über multilaterale Organisa- 


tionen, wie beispielsweise das Internationale Komi- 
tee vom Roten Kreuz oder den Hohen Flüchtlings- 
kommissar der Vereinten Nationen Soforthilfe ge- 
leistet. Sie haben ferner einen Hilfsfonds des Euro- 
parats errichtet, der allen Notleidenden auf der In- 
sel Hilfe zukommen lassen soll. Der Fonds hat sei- 
ne Tätigkeit bereits aufgenommen, und es ist unse- 
re feste Absicht, ihn zu einem Instrument werden 
zu lassen, das jenen, deren Not am größten ist, Hil- 
fe und Erleichterung bringt. Lassen Sie mich an 
dieser Stelle die Schnelligkeit hervorheben, mit der 
die Mitgliedsregierungen ihre Hilfe den Opfern auf 
Zypern zukommen ließen. Österreich hat über das 
Österreichische Rote Kreuz dem Internationalen Ko- 
mitee vom Roten Kreuz eine Million Schilling zur 
Verfügung gestellt. Das IRK hat außerdem von Bel- 
gien eine Million belgische Franken, von Dänemark 
300 000 dänische Kronen und von Frankreich 
100 000 französische Franken erhalten. Von der 
Bundesrepublik Deutschland wurden ihm Lebens- 
mittel, Medikamente, Decken und Fahrzeuge bis zu 
einem Gesamtwert von drei Millionen Deutsche 
Mark überlassen. Irland hat 13 000 Pfund Sterling, 
Italien 35 Millionen Lire in Barmitteln und Waren 
zur Verfügung gestellt; aus Luxemburg kamen 
100 000 belgische Franken, aus den Niederlanden 
500 000 französische Franken, von Norwegen 
500 000 norwegische Kronen. Schweden hat 500 000 
französische Franken beigetragen, die Schweiz 
200 000 Schweizer Franken sowie weitere Hilfe ein- 
schließlich der leihweisen Überlassung eines Flug- 
zeugs, und das Vereinigte Königreich hat 50 000 
Pfund Sterling gegeben. 

Der Hohe Flüchtlingskommissar der Vereinten 
Nationen hat Zusagen in Höhe von drei Millionen 
Dollar erhalten, von denen annähernd 2 V 2 Millio- 
nen Dollar von Mitgliedstaaten des Europarats 
stammen. Diese Zahl enthält Schenkungen von 
Frankreich in Höhe von 2,4 Millionen französischen 
Franken, von den Niederlanden in Höhe von 
500 000 französischen Franken und vom Vereinig- 
ten Königreich in Höhe von 100 000 Pfund Ster- 
ling. 

Nicht unerwähnt bleiben soll die beträchtliche 
und anhaltende Unterstützung, die das Vereinigte 
Königreich jenen Flüchtlingen gewährt, die Schutz 
auf den britischen Stützpunkten suchten und dort 
Unterkunft, Nahrung und ärztliche Betreuung er- 
hielten. 

Die Frage der mittel- und langfristigen Hilfe für 
Zypern wurde ebenfalls aktiv verfolgt. Der Sonder- 
vertreter des Europarats für nationale Flüchtlinge 
und Bevölkerungsüberschüsse wurde vom Minister- 
komitee aufgefordert, diesbezügliche Vorschläge zu 
unterbreiten, die bereits im einzelnen erörtert wor- 
den sind. In allernächster Zeit werden Entscheidun- 
gen getroffen werden, die den seit der letzten Waf- 
j fenruhe an der politischen Front erzielten Fort- 
I schritt berücksichtigen sollen und werden. Das Mi- 
nisterkomitee ist der Auffassung, daß das Ergebnis 
seines kollektiven Handelns, wie immer es ausse- 
hen mag, ein bleibendes Zeichen der Solidarität 
I und des Wohlwollens gegenüber einem in Not ge- 
I ratenen Mitgliedstaat sein wird. 
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Sie haben Ihre Debatte über die Lage auf Zypern 
auf der Grundlage des ausgezeichneten Berichts 
von Herrn Karasek bereits begonnen. Ihr politi- 
scher Ausschuß hatte Gelegenheit, Herrn Denk- 
tasch und Herrn Papadopoulos, den Sprecher des 
zyprischen Abgeordnetenhauses, zu hören. Sie ha- 
ben ferner die Antwort behandelt, die das Minister- 
komitee auf Ihre vom Ständigen Ausschuß auf sei- 
ner Sondersitzung am 29. Juli verabschiedete Emp- 
fehlung 734 gegeben hat. 

Gewiß sind Sie darüber enttäuscht, daß der Ge- 
meinsame A_ijsschuß in Erv/iderung Ihrer Empfeh- 
lung nicht auf politischer Ebene zusammentreten 
konnte. Ich teile Ihre Enttäuschung, doch leider 
können die Außenminister nicht gleichzeitig an 
zwei Orten sein, und ich befürchte, daß die Teil- 
nahme zahlreicher Außenminister an der General- 
versammlung der Vereinten Nationen in New York, 
sowie andere bereits seit langem eingegangene 
Verpflichtungen sie in die Lage versetzen, der von 
Ihnen, Herr Präsident, ergangenen Einladung nicht 
nachkommen zu können. Die 55. Tagung des Mini- 
sterkomitees im November wird jedoch eine ausge- 
zeichnete Gelegenheit zu einem gründlichen und 
freimütigen Gedankenaustausch sein. Gleichzeitig 
steht ein interessantes und nützliches Kolloquium 
zu erwarten. 

Mit Aufmerksamkeit hat das Ministerkomitee da- 
von Kenntnis genommen, daß Sie in Ihrer am 
27. Juli verabschiedeten Entschließung 573 auf die 
Rückkehr Griechenlands zur demokratischen Ge- 
meinschaft, — zum Europarat Bezug nehmen. Aus 
der Entschließung des Ministerkomitees, die auf der 
letzten Sitzung auf Stellvertreterebene vereinbart 
wurde, werden Sie ersehen haben, daß das Komitee 
die Rückkehr Griechenlands in unsere Organisa- 
tion, sobald Ihre Versammlung eine Stellungnahme 
gemäß der Entschließung von 1951 abgegeben hat 
und sobald die satzungsmäßigen Voraussetzungen 
erfüllt sind, einmütig begrüßt. Ihren Äußerungen in 
dieser Angelegenheit wird daher mit großem Inter- 
esse entgegengesehen. 

Es steht aber nicht nur die Wiederaufnahme 
Griechenlands in den Europarat zur Debatte, son- 
dern auch die Frage nach dem Status anderer euro- 
päischer Nichtmitglieder. Ich habe den Bericht von 
Herrn Mendelson über seinen jüngsten Besuch in 
Portugal gelesen, der zeigt, daß sich die Versamm- 
lung neuer Entwicklungen bewußt ist und rasch 
darauf reagiert. Lassen Sie mich Herrn Mendelson 
dafür danken, daß er diesen Auftrag übernommen 
hat. Sie haben bereits die Erwiderung auf die Ent- 
schließung 563 betreffend die Situation in Portugal 
erhalten. Ich muß den in dieser Erwiderung formu- 
lierten Wunsch wiederholen, daß die Verbindungen 
zwischen dem Europarat und Portugal gestärkt 
werden sollten. 

Herr Präsident, darf ich nun auf Dokument 3468 
Bezug nehmen und Sie über einige der wichtigeren 
im Berichtszeitraum getroffenen Entscheidungen 
unterrichten. 

Zuerst die Menschenrechte. Das Ministerkomitee 
hat dem Bericht des Sachverständigenausschusses 


für Menschenrechte besondere Aufmerksamkeit ge- 
widmet. Eine Zusammenfassung der Anregungen 
dieses Ausschusses wurde Ihnen bereits mit Doku- 
ment 3425 zugeleitet, und Sie werden gewiß mit 
Genugtuung feststellen, daß eine Entschließung 
über die Stellung des einzelnen gegenüber der 
Presse (74) 26 verabschiedet wurde. Diese Ent- 
schließung erwähnt in ihrem Anhang auch die Min- 
destregeln betreffend das Erwiderungsrecht bei 
Rundfunk und Fernsehen, wobei es sich um einen 
der wenigen Texte handelt, der in einer internatio- 
nalen Organisation, die sich mit diesem Thema be- 
faßt, vereinbart wird. 

Im Anschluß an das parlamentarische Symposium 
über Menschenrechte und die Massenmedien wurde 
im Jahre 1968 die Empfehlung 582 formuliert, die 
inzwischen zu der Untersuchung des Sachverständi- 
genausschusses führte. 

Ein weiterer Aufgabenbereich des Sachverständi- 
genausschusses für Menschenrechte ist der Vor- 
schlag eines kurz- und mittelfristigen Programms 
im allgemeinen Bereich der Menschenrechte. Dies 
geht weitgehend auf eine Empfehlung der Ver- 
sammlung (683) zurück, die sie als Ergebnis der 
Parlamentarierkonferenz über Menschenrechte in 
Wien im Jahre 1970 verabschiedete. Das Minister- 
komitee wird seine Aufmerksamkeit in allernäch- 
ster Zeit dieser wichtigen Frage zuwenden, und die 
Versammlung wird selbstverständlich über Folge- 
maßnahmen des Komitees unterrichtet werden. 

Bei den Arbeiten an einer europäischen Konven- 
tion zum Schutz internationaler Wasserstraßen ge- 
gen Verunreinigung sind gute Fortschritte zu ver- 
melden. Das Ministerkomitee verabschiedete die 
Entschließung (74) 12, mit der die Formulierung 
von Anhängen zu dieser Konvention erleichtert 
werden soll. Es hat ferner mit der Prüfung des Gut- 
achtens 67 der Versammlung begonnen, das sehr 
sorgfältig und konstruktive Ratschläge enthält. Im 
Bereich „Bevölkerung und Berufsausbildung" 
schreiten die Arbeiten am Entwurf einer Konven- 
tion über die Rechtsstellung von ausländischen Ar- 
beitern voran, wenngleich nicht so rasch, wie wir 
dies alle gehofft hatten. Wenn ich auch noch nicht 
sagen kann, wann diese Arbeiten zu einem erfolg- 
reichen Abschluß kommen werden, möchte ich 
doch darauf hinweisen, daß in diesem Bereich das 
Ministerkomitee bereits zwei Entschließungen ver- 
abschiedet hat. Sie befassen sich mit der Lage der 
ausländischen Arbeiter und ihrer Familien in Euro- 
pa und mit der Frage der Gleichbehandlung von 
ausländischen und einheimischen Arbeitern. Die 
Suche des Ministerkomitees nach dauerhaften Lö- 
sungen der Probleme in diesen Bereichen beweist, 
wie mir scheint, seine Entschlossenheit, sich positiv 
mit Angelegenheiten von unmittelbarem Interesse 
für die Mitgliedstaaten des Europarates zu befas- 
sen. 

Das Ministerkomite hat zwei Entschließungen 
verabschiedet, die für administrative Angelegenhei- 
ten von Nutzen sein werden. Die Entschließung (74) 
18 ändert die Finanzordnung und soll den Mit- 
gliedsregierungen einen zusätzlichen Anreiz bie- 
ten, ihre Beiträge pünktlich zu entrichten. Die Ent- 
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Schließung (74) 25 legt die Grundsätze und Fakto- 
ren dar, die den neuen Sätzen der Beiträge der Mit- 
gliedstaaten zum Budget des Europarats zugrunde 
liegen sollen. 

Eine Angelegenheit, die in dem Bericht nicht er- 
wähnt wird, aber dennoch beträchtliche Zeit und 
Mühe der Stellvertreter in Anspruch genommen 
hat, sind die Folgemaßnahmen für die Entschlie- 
ßung (74) 4, die Entschließung über die künftige 
Rolle des Europarats. Als der Außenminister von 
Zypern im Mai den satzungsgemäßen Bericht er- 
stattete, verwies er auf die knappen Termine, die 
für die Durchführung aller in ihm enthaltenen Vor- 
schläge gesetzt worden seien. Er fügte jedoch hin- 
zu, er sei zuversichtlich, daß der Zeitplan eingehal- 
ten werde. Ich kann bestätigen, daß die Stellvertre- 
ter den Arbeitsplan bis jetzt eingehalten haben und 
daß dem Ministerkomitee auf seiner 55. Sitzung im 
November konkrete Vorschläge vorliegen werden. 
Ich verzichte darauf, hier alle einschlägigen Vor- 
schläge aufzuzählen; im Januar wird dann der Vor- 
sitzende des Ministerkomitees den Bericht erstat- 
ten. Er wird dann außerdem den Vorschlägen und 
Entscheidungen noch mehr Substanz verleihen kön- 
nen. Es möge hier die Feststellung genügen, Herr 
Präsident, daß die von der Empfehlung 704 ausge- 
hende Arbeit, wie sie in der Entschließung (74) 4 
ihren Niederschlag gefunden hat, im Jahre 1974 
weitgehend ausgeführt wird. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, einer 
langen Tradition entsprechend darf ich den zweiten 
Teil meiner Ausführungen einigen Aspekten der 
Politik meiner eigenen Regierung im europäischen 
und internationalen Bereich widmen. Zwangsläufig 
komme ich dabei auf die Entwicklung in Zypern, 
Griechenland und Portugal zurück. 

Zunächst aber zwei allgemeine Bemerkungen im 
voraus, die auch für andere Themen wie das Nah- 
ost- und das Energieproblem gelten, auf die ich 
hier nicht näher eingehe. Die weltpolitische Ent- 
wicklung der jüngsten Zeit zeigt uns nach meiner 
Meinung deutlich, wie schnell sich Situationen und 
Problemstellungen ändern können. Wir müssen da- 
mit auch weiterhin rechnen. Es ist uns auch mehr 
denn je bewußt geworden, wie stark tatsächlich In- 
nen- und Außenpolitik, wie stark Wirtschaft und 
Sicherheit eines Landes Zusammenhängen. Auch 
dies werden wir künftig noch mehr in Rechnung 
stellen müssen, als es bisher oft geschehen ist. Ge- 
rade in dieser ereignisreichen Zeit muß sich die 
Kontinuität unserer Grundsätze bewähren. Dies gilt 
ganz besonders und vor allem für die Einigung Eu- 
ropas, der auch der Europarat schon seit Jahrzehn- 
ten dient. Die Einigung Europas ist, wie Sie wissen, 
das zentrale Thema der deutschen Außenpolitik. 
Der Bundesminister des Auswärtigen, Herr Gen- 
scher, hat dies in der vergangenen Woche bekräf- 
tigt, als er anläßlich der Wiederaufnahme der Par- 
lamentsarbeit im Deutschen Bundestag einen Be- 
richt über die hinter uns liegenden Sommermonate 
gab. Das Ziel der Einigung Europas wollen wir so- 
wohl über eine fortschreitende wirtschaftliche Inte- 
gration als auch über eine immer dichter werdende 


außenpolitische Zusammenarbeit der Neun errei- 
chen. 

Es ist hier nicht meine Aufgabe und Absicht, ein 
Bild der Lage der Gemeinschaft zu zeichnen. Las- 
sen Sie mich lediglich folgendes sagen: Was die 
Staats- und Regierungschefs und der Präsident der 
EG-Kommission jüngst in Paris besprochen haben, 
wird jetzt von den Regierungen geprüft, und, wo es 
um konkrete Entscheidungen geht, von den Außen- 
ministern und der Kommission der Europäischen Ge- 
meinschaft weiterbehandelt. Die Bundesregierung 
tritt dafür ein, die Einigung auf allen Wegen voran- 
zutreiben. Wir wollen die Gemeinschaft und ihre 
Organe fördern und ihre Funktionsfähigkeit verbes- 
sern. Dabei wollen und müssen wir auch dafür sor- 
gen, daß endlich dem Europäischen Parlament die 
Stellung eingeräumt wird, die ihm nach unserem 
Demokratieverständnis zukommt. 

Meine Damen und Herren, unsere freiheitliche 
Lebensordnung wird sich in den kommenden Jah- 
ren in schwierigen Situationen bewähren müssen. 
Zuerst nenne ich die weltwirtschaftlichen Risiken, 
mit denen unsere Länder konfrontiert sind. Wir ha- 
ben in Deutschland nicht vergessen, wohin Infla- 
tion und Arbeitslosigkeit einst auch politisch führ- 
ten. Wir wissen, es geht nicht mehr nur um die 
Frage, welchem Land es etwa wirtschaftlich besser 
geht. Das Gebot der Stunde heißt hier Solidarität. 
In den Partnerländern der Europäischen Gemein- 
schaft — und nicht nur dort — sind ernsthafte Be- 
mühungen um Stabilität erkennbar. Das begrüßen 
wir. 

Die krisenhafte Zuspitzung der Lage im östlichen 
Mittelmeer seit Mitte Juli dieses Jahres stellt auch 
die europäische Politik vor eine ernste und schwie- 
rige Bewährungsprobe. Die Bundesregierung hat 
die Vorgänge auf Zypern und den Konflikt zweier 
uns traditionell verbundener Länder von Anfang an 
mit großer Aufmerksamkeit und ernster Sorge ver- 
folgt. Im Rahmen der Europäischen Politischen Zu- 
sammenarbeit haben die Neun in der Zypernkrise 
von Anfang an eine gemeinsame Haltung einge- 
nommen und diese gemeinsame Haltung in bisher 
sieben gemeinsamen Schritten oder Erklärungen 
auch nachdrücklich zum Ausdruck gebracht. Diese 
Politik ist auf eine Verhandlungslösung, auf Mäßi- 
gung der Standpunkte und auf die Aufrechterhal- 
tung der Unabhängigkeit und der territorialen Inte- 
grität Zyperns gerichtet. Nach unserer Auffassung 
sind direkte Verhandlungen der unmittelbar Betrof- 
fenen, das heißt der drei Garantiemächte und der 
beiden zyprischen Bevölkerungsgruppen, der aus- 
sichtsreichste Weg zur Entschärfung und zur Lö- 
sung des Konflikts. 

Die Ereignisse um Zypern haben zum Sturz des 
griechischen Militärregimes geführt. Das griechi- 
sche Volk ist willens, sich erneut auf demokrati- 
scher Basis zu organisieren. Dieser Neubeginn ver- 
dient und findet die Unterstützung von uns allen. 
Wir haben aus dieser Erkenntnis Maßnahmen vor- 
geschlagen, die das Verhältnis Griechenlands zu 
Europa auf eine neue Basis stellen. 
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Die Bundesregierung wird außerdem bilaterale 
Hilfe wieder aufnehmen, die dem griechischen 
Volk in dieser schwierigen Phase wirtschaftliche 
Erleichterungen bringen soll. Diese Hilfe soll die 
demokratische Entwicklung in Griechenland unter- 
stützen. 

Aus dem soeben hier Gesagten wird deutlich, daß 
sich solche Hilfe für Griechenland nicht gegen die 
Interessen anderer richtet. Die Türkei ist ein Bund* 
nispartner, zu dem wir seit langen Jahren ohne Un- 
terbrechung freundschaftliche und enge Beziehun- 
gen unterhalten. Wir sehen in der Ausgewogenheit 
der Beziehungen zu all diesen Partnern einen wich- 
tigen Beitrag zur Stabilisierung der Lage im östli- 
chen Mittelmeer. 

Der Europarat, dem Zypern und die Türkei ange- 
hören, nutzt glücklicherweise — - nicht zuletzt dank 
Ihrer Initiative hier - — die ihm gegebenen Möglich- 
keiten, seinerseits zu einer baldigen Entwicklung 
zum Besseren beizutragen. Wenn wir die baldige 
Wiederaufnahme Griechenlands befürworten, so 
tun wir es im Einklang mit der bereits erwähnten 
gemeinsamen Politik der Neun. Wir versprechen 
uns davon auch eine Erweiterung der konstrukti- 
ven Rolle des Europarats, dem ja die dritte Kon- 
fliktspartei noch nicht angehört. Vor allem aber 
meinen wir, daß ein Erfolg der neuen griechischen 
Regierung bei der Wiederherstellung demokrati- 
scher Verhältnisse in Griechenland ein Erfolg für 
die Demokratie in Europa selbst ist. Auch hier geht 
es um die Bewährung unserer Grundsätze, der 
Grundsätze, für die unsere Organisation eintritt, 
eine Bewährung, die im Interesse aller ihrer Mit- 
glieder liegt. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, zu den 
politischen Veränderungen in Portugal, die zweifel- 
los von großer Tragweite sind und unsere ganze 
Aufmerksamkeit verdienen, wäre ebenfalls viel zu 
sagen. Am wichtigsten scheint mir, hier festzustel- 
len, daß wir gewillt sind, dieses Land auf seinem 
Weg zur Demokratie und bei seiner Annäherung an 
Europa nachhaltig zu unterstützen. 

Wenn das Thema „europäisch-amerikanischer 
Dialog", das uns Anfang des Jahres als ein irritie- 
rendes Problem erschien, die Außenminister bei der 
nächsten Sitzung des Ministerkomitees im kom- 
menden November beschäftigen wird, so werden 
sie in Rechnung stellen können, daß die Konzeption 
eines weltoffenen europäischen Einigungsprozesses 
gerade in der Auseinandersetzung um die wichtige 
Konsultationsfrage an Boden gewonnen hat. Diese 
positive Entwicklung wird markiert durch die Ab- 
sprache der neun Außenminister auf Schloß Gym- 
nich vom April und die Atlantische Erklärung von 
Ottawa vom Juni dieses Jahres. 

Gute europäisch-amerikanische Beziehungen, be- 
gründet in unserem gemeinsamen freiheitlichen 
Erbe, sind auch die Voraussetzung für die Zusam- 
menarbeit zwischen West- und Osteuropa. Es wird 
auf der Konferenz für Sicherheit und Zusammenar- 
beit in Europa noch gründlicher und sicherlich 
auch geduldiger Arbeit bedürfen. Wir hoffen, daß 
in nicht ferner Zeit das ausgewogene und für alle 


akzeptable Ergebnis erzielt wird, das wir in Genf 
anstreben. Die Mitgliedstaaten des Europarats soll- 
ten ihren Meinungsaustausch auch nach der Konfe- 
renz fortsetzen. Ich stimme Ihrem Berichterstatter, 
Herrn Karasek, in dieser Beziehung zu. Dies betrifft 
insbesondere die Materien des Korbes III und die 
Durchführung der Beschlüsse in diesem Bereich. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich meine 
Ausführungen mit der Bemerkung schließen, daß 
die Ereignisse der letzten Monate, zu denen ich ge- 
sprochen habe, die Richtigkeit des Beschlusses der 
Außenminister vom Mai dieses Jahres erweisen: 
dem Europarat eine stärkere politische Rolle zu ge- 
ben. 

Der Präsident dankte dem Minister für den Be- 
richt und wies auf die Aussage hin, daß der Ge- 
meinsame Ausschuß wegen Terminnot der Außen- 
minister nicht zu einer Sondersitzung über die Zy- 
pern-, Portugal- und Griechenlandfrage habe zu- 
sammentreten können. Offenbar wolle das Minister- 
komitee Sitzungen des Gemeinsamen Ausschusses 
auf Ministerebene nur in den satzungsgemäßen 
Zeitabs landen halten und sehe selbst in den 
schwerwiegenden Ereignissen in Griechenland, Zy- 
pern und Portugal keinen Anlaß zu einer Sondersit- 
zung, was man hinsichtlich der Rolle des Europa- 
rats als eines politischen Forums nur bedauern 
könne. 

Moersch (Staatsminister im Auswärtigen Amt): 
Herr Präsident, gestatten Sie mir, bevor ich die 
schriftlich eingereichte Frage beantworte, eine klei-- 
ne Bemerkung zu dem Monitum, das Sie eben ge- 
genüber dem Ministerkomitee angebracht haben. 
Ich habe Ihre Bemerkungen mit großer Aufmerk- 
samkeit zur Kenntnis genommen. Sie wissen, ich 
bin nicht befugt, an dieser Stelle für das Minister- 
komitee zu sprechen. Aber Sie dürfen sicher sein, 
daß die von Ihnen aufgeworfene Frage auch im Mi- 
nisterkomitee auf unsere Initiative hin zur Sprache 
gebracht werden wird. — Ich möchte mich auf die- 
se kurze Bemerkung beschränken dürfen. 

Nun zu der Antwort auf die Frage Nr. 1. 

(Frage des Abg. Margue betreffend den Zeitpunkt 
der Fertigstellung der Europäischen Konvention zum 
Schutze internationaler Wasserläufe gegen Ver- 
schmutzung.) 

Bei der Vorlage des statutarischen Berichts habe 
ich bereits die Europäische Konvention zum Schut- 
ze internationaler Wasserläufe gegen Verschmut- 
zung erwähnt. Ich habe dabei die Bedeutung be- 
tont, die ihr von dem Ministerkomitee gegeben 
wird, die Dringlichkeit, mit der sie geprüft wird, 
und die Tatsache, daß diese Prüfung noch nicht ab- 
geschlossen ist. Ein Grund dafür liegt darin, daß 
das Ministerkomitee die Stellungnahme Nr. 67 der 
Versammlung erst bei seinem letzten Treffen, das 
soeben beendet worden ist, erörtern konnte. Ich 
habe bereits gesagt, daß diese Stellungnahme sehr 
gründlich und konstruktiv und daß sie sehr sorgfäl- 
tig geprüft wird. Ein anderer Grund für die Verzö- 
gerung ist darin zu sehen, daß die Konvention erst 
dann unterschriftsreif ist, wenn die erforderlichen 
Maßnahmen zur Koordinierung ihrer Durchführung 
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mit den entsprechenden Aktivitäten der Europä- 
ischen Gemeinschaften auf diesem Gebiet getroffen 
worden sind. Diese Koordination ist selbstverständ- 
lich im Interesse sowohl der Mitgliedstaaten des 
Europarats als auch der Europäischen Gemeinschaf- 
ten. 

Unter diesen Umständen vermag ich kein Datum 
für die Unterzeichnungsreife der Konvention zu 
nennen; doch hoffe ich, daß dies in naher Zukunft 
der Fall sein wird. Die Regierungen anderer Mit- 
gliedstaaten teilen diese Hoffnung, und infolgedes- 
sen wird der Entwurf der Konvention weiterhin mit 
Vorrang auf der Tagesordnung der Ministerbeauf- 
tragten stehen. 

Die 2. Frage des Abg. La Loggia (Italien) betrifft 
die Möglichkeit des Zusammentritts des intergou- 
vernementalen Ad-hoc-Ausschusses für Meeres- 
bodenregelungen und Meeresverschmutzung vor 
der nächsten Seerechtskonferenz am 11, März 1975 
in Genf, 

Moersch (Staatsminister im Auswärtigen Amt): 
Herr Präsident, das Ministerkomitee wird dem- 
nächst prüfen, inwieweit der Zusammentritt des 
Ad-hoc-Ausschusses angebracht ist, wie dies im 
einzelnen auf Seite 5 des Addendums zu Dokument 
3371 ausgeführt wird. 

Gegenwärtig vermag ich allerdings nicht die 
Stellungnahme vorwegzunehmen, die hierzu abge- 
geben werden wird, weder diejenige des Minister- 
komitees noch die meiner eigenen Regierung. 

Ich bitte um Verständnis dafür, daß ich so knapp 
antworten muß. 

Die nächste Frage der Abg. Czernetz (Österreich) 
und Valleix (Frankreich) betrifft die Tätigkeit des 
Ministerkomitees angesichts von Akten internatio- 
nalen Terrorismus in Mitgliedsstaaten, 

Moersch (Staatsminister im Auswärtigen Amt): 
Die jüngsten Ereignisse in Den Haag, Herr Präsi- 
dent, haben erneut auf grausame Weise die Exi- 
stenz eines Problems deutlich werden lassen, das in 
seinen Zusammenhängen über Europa hinausgeht. 
Wir müssen leider der Tatsache ins Auge sehen, 
daß die Terroristen von Den Haag in nichteuropä- 
ischen Staaten eine wohlwollende Behandlung er- 
fahren haben, wie dies auch in der Vergangenheit 
geschehen ist, und daß diese Staaten es dadurch 
den Urhebern derartiger Handlungen leichter ge- 
macht haben, straffrei zu bleiben. Unsere Mitglieds- 
regierungen verurteilen diese Lage der Dinge mit 
allergrößtem Nachdruck, da jeder Dialog zwischen 
Europa und anderen Teilen der Welt von der ge- 
meinsamen Anerkennung internationaler Normen 
abhängt. 

Während wir uns der Grenzen einer gemeinsa*^ 
men Position allein der europäischen Staaten ange- 
sichts der weltweiten Dimensionen des Terrorismus 
bewußt sind, verhehlen doch die Mitgliedsregierun- 
gen des Europarats nicht ihre ernste Besorgnis — 
und dies in gleicher Weise wie die Parlamentarier 
hier — angesichts von Terrorakten, die ernsteren 
Umfang annehmen und sich ausweiten. Jedes abge- 


stimmte Vorgehen unserer Regierungen, insbeson- 
dere wenn es sich um ein öffentliches Vorgehen 
handelt, würde gleichwohl Probleme aufwerfen, die 
viel mehr eine diskrete und nachdrückliche Be- 
handlung erfordern, um Ergebnisse zu erzielen, die 
das Ministerkomitee und die Versammlung anstre- 
ben. 

Das Ministerkomitee wird ferner eine Empfeh- 
lung im Einklang mit der Entschließung (54) 16 ver- 
abschieden, in der den Regierungen nahegelegt 
wird, dann, wenn Fragen des internationalen Terro- 
rismus in der laufenden Sitzung der Vollversamm- 
lung der Vereinten Nationen behandelt werden, so- 
weit dies in ihren Kräften steht, eine Haltung ein- 
zunehmen, die wiederholt auf verschiedenen Ebe- 
nen in unseren Mitgliedsländern zum Ausdruck ge- 
bracht worden ist. 

Ferner bin ich der Meinung, daß der Ausschuß 
für die Verbindung zu den Parlamenten und zur Öf- 
fentlichkeit gut beraten wäre, seine Tätigkeit auf 
das Gebiet, das uns hier Sorge bereitet, auszudeh- 
nen. Im Lichte der Argumente, Herr Präsident, die 
ich gerade vorgetragen habe, beabsichtige ich, die 
Vorschläge von Herrn Czernetz und Herrn Valleix 
dem Ministerkomitee vorzulegen. 

Abg. Czernetz (Österreich) bedauert, daß für die 
Anregung in der Empfehlung 703 (73) der Ver- 
sammlung, eine Konferenz der europäischen Innen- 
minister zur gemeinsamen Behandlung von Fragen 
der Bekämpfung des internationalen Terrorismus 
einzuberufen, im Ministerkomitee keine Mehrheit 
gefunden werden konnte, und appelliert an den 
Vorsitzenden des Ministerkomitees, diesen Vor- 
schlag der Versammlung erneut zur Sprache zu 
bringen. 

Moersch (Staatsminister im Auswärtigen Amt): 
Diese in Frageform gekleidete Kommentierung mei- 
ner Äußerungen darf ich zur Kenntnis nehmen. Ich 
darf der Hoffnung Ausdruck geben, daß eine Ein- 
stimmigkeit im Ministerkomitee erreicht werden 
möge, die Ihren Bedenken voll Rechnung trägt. 
Aber ich bin nicht in der Lage, das vorauszusagen. 
Was ich aber tun kann, ist. Ihnen zu versichern, 
daß viele Regierungen — meine Regierung gehört 
dazu — , die Ihre Meinung, auch über die Praktika- 
bilität der Zusammenarbeit, teilen — nicht zuletzt 
auf Grund der Diskussionen in diesem Hause — , 
eine Zusammenarbeit soweit wie möglich praktizie- 
ren, gleichwohl aber nicht in der Lage waren, etwa 
das jüngste Unglück zu verhindern. Dennoch glau- 
be ich, daß auch die Zusammenarbeit der Staaten, 
die sich zu dieser Zusammenarbeit intensiv bereit- 
gefunden haben, bereits eine Verminderung des Ri- 
sikos bedeutet hat. Ich gebe zu, es ist schwer zu 
beweisen, ob nicht noch mehr passiert wäre, wenn 
es diese Zusammenarbeit nicht gäbe. Trotz des 
jüngsten Unglücks sind wir glücklich, sagen zu 
können, daß immerhin jetzt die Kontakte besser ge- 
worden sind, als sie früher waren, die Kontakte un- 
ter den Sicherheitsbehörden der Länder, die diese 
Zusammenarbeit für ganz dringlich halten, genauso 
wie Sie, Herr Abgeordneter. 
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Die folgende Frage greift wiederum den Wunsch 
nach Sondersitzungen des Gemeinsamen Ausschus- 
ses bei Konfliktsituationen zwischen Mitgliedstaa- 
ten auf, 

Moersch (Staatsminister im Auswärtigen Amt): 
Herr Präsident! Die Frage von Herrn Czernetz darf 
ich wie folgt beantworten. 

Der Ministerausschuß hat von dem von Präsident 
Vedovato nach der Sitzung des Gemeinsamen Aus- 
schusses im Juni 1974 vorgelegten Memorandum 
gebührend Notiz genommen. Er hat jedoch die de- 
taillierte Prüfung aller Implikationen dieses Me- 
morandums noch nicht abgeschlossen, was aber si- 
cherlich in naher Zukunft geschehen wird. 

Trotzdem möchte das Ministerkomitee betonen, 
daß der Gemeinsame Ausschuß als ein informellen 
Gremium zu inoffiziellem Meinungsaustausch zwi- 
schen Regierungs- und Parlamentsvertretern kaum 
als eine geeignete Einrichtung für einen Krisenfall 
betrachtet werden kann. Eine solche Einrichtung 
müßte zu praktischen Entscheidungen fähig sein, 
wollte sie erfolgreich sein. 

Was die vom Ständigen Ausschuß angenommene 
Empfehlung 734 anbetrifft, so hat der Ministeraus- 
schuß, wie in seiner Antwort gesagt, die Idee einer 
Gemeinsamen Ausschußsitzung nicht verworfen, 
sondern dies nur als vom praktischen Standpunkt 
als nicht möglich angesehen. Im Hinblick auf die 
kurze Vorwarnung und die Priorität, die der huma- 
nitären Hilfe zu geben ist, konnten Minister mit be- 
reits eingegangenen Verpflichtungen bei anderen 
internationalen Organisationen, die ebenfalls mit 
unmittelbarer Hilfe für Zypern beschäftigt waren, 
ihr Programm nicht ändern. 

Unter diesen Umständen hat sich der Minister- 
ausschuß aus Gründen der Effizienz, die, glaube 
ich, von der Beratenden Versammlung gewürdigt 
werden, auf die Einrichtung eines Krisenfonds für 
die schwergetroffene Bevölkerung von Zypern, wel- 
cher Bevölkerungsgruppe auch immer, konzentriert. 
Dieser praktischen Aktion hat der Ministeraus- 
schuß seine beiden außerordentlichen Sommersit- 
zungen im August und September gewidmet. 

Abg. Czernetz (Österreich) hält es für lediglich 
eine Frage des politischen Willens, ob sich die Au- 
ßenminister treffen oder nicht. Er erhebt den Vor- 
wurf, daß die Minister der neun EG-Staaten nicht 
bereit seien, mit den anderen Acht und den Vertre- 
tern der Parlamentarischen Versammlung eine Sit- 
zung über wichtige Dinge abzuhalten. Er besteht 
auf der Forderung der Parlamentarier, sei es als Le- 
gislative oder als beratende Körperschaft, mit der 
Exekutive ein direktes Gespräch zu führen. 

Moersch (Staatsminister im Auswärtigen Amt): 
Herr Abgeordneter, ich bin in einer ganz schwieri- 
gen Lage, weil ich sozusagen zwei Hüte aufsetzen 
müßte, um Ihre Frage zu beantworten, einen als 
Vertreter des Ministerrats und einen als Parlamen- 
tarier. Der Parlamentarierhut würde mir hier sicher 
dazu verhelfen, Ihnen recht zu geben. Aber ich 


habe nicht die Aufgabe, hier als Parlamentarier zu 
sprechen, sondern bin in einer anderen Funktion 
hier. Die Antwort, die ich hier gegeben habe, 
kann ich aus den Ihnen bekannten Gründen nicht 
ändern. Was Sie zur Willensfreiheit von Ministern 
gesagt haben, ist absolut zutreffend. Aber diese 
Willensfreiheit ist im Statut verankert, wie Sie wis- 
sen. Ich bin gerne bereit, mich zum Interpreten Ih- 
rer hier geäußerten Ansicht auch im Ministerrat zu 
machen, wobei ich davon ausgehe, daß diese sehr 
präzise Meinungsäußerung von Ihnen bis dahin den 
einzelnen Regierungen bekannt sein wird. Aber Sie 
haben einen sehr bedeutenden Nebensatz gesagt, 
und den möchte ich nur wiederholen, ohne ihn zu 
kommentieren: Wenn die Minister von den Parla- 
menten im nationalen Bereich dazu angehalten 
würden, dann würde das und das geschehen. Ich 
meine, das ist keine Frage, die an den Ministerrat 
zu richten ist. 

ln der letzten schriftlichen Frage des Abg. Czer- 
netz (Österreich) wird Erstaunen darüber geäußert, 
daß die neun Außenminister der Europäischen Ge- 
meinschaft am 16. September 1974 in Paris einen 
Beschluß über die Wiederaufnahme Griechenlands 
in eine andere Organisation, nämlich den Europarot, 
fassen konnten. 

Moersch (Staatsminister im Auswärtigen Amt): 
Herr Präsident! Zunächst möchte ich vor allem 
klarstellen — das sage ich auch dem Herrn Abge- 
ordneten Czernetz direkt als Antwort — , was in der 
Presseverlautbarung vom 16. September tatsächlich 
ausgesagt wurde. Ich möchte den Text hier vortra- 
gen dürfen. Hier heißt es: „Die Neun drücken ihre 
Genugtuung über die Wiedereinführung der indivi- 
duellen und politischen Freiheiten in Griechenland 
aus und bewillkommnen mit dem größten Verständ- 
nis die diesbezüglich von der Regierung Herrn Ka- 
ramanlis unternommenen Anstrengungen. 

Der von der griechischen Regierung ausgedrück- 
te klare Wille — so heißt es dann weiter — , „den 
augenblicklichen Demokratisierungsprozeß schnell 
zu vollenden, sowie die zu diesem Zweck unter-; 
nommenen ersten Schritte, darunter vor allem die 
Wiedereinführung der demokratischen Verfassung 
von 1952, muß es ihrer Ansicht nach Griechenland 
erlauben, so bald wie möglich seinen Platz in ei- 
nem demokratischen Europa und im Europarat wie- 
der einzunehmen. 

Die Neun ersuchen ihrerseits die zuständigen 
Stellen des Europarats, die notwendigen Maßnah- 
men einzuleiten, um dieses Ziel zu verwirkli- 
chen." 

Das war die Presseverlautbarung. Sie werden se- 
hen, daß es keineswegs eine gemeinsame Entschei- 
dung oder ein „fait accompli", Herr Abgeordneter, 
sondern lediglich eine Anregung an die zuständi- 
gen Stellen des Europarats, einschließlich Ihrer 
Versammlung war. Es war selbstverständlich völlig 
klar, daß das normale Verfahren, das die zukünfti- 
ge Wiederzulassung Griechenlands zum Europarat 
betrifft, befolgt wird, und die Anregung von uns 
wurde im Geiste der Zusammenarbeit gegeben. 
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Im übrigen wird sich die Versammlung wohl dar- 
an erinnern, das politische Treffen der „Neun" sich 
außerhalb der Struktur des Abkommens von Rom 
und des normalen Mechanismus der Gemeinschaft 
abspielen, und deshalb können derartige Treffen 
nicht als solche angesehen werden, die ein anderes 
Gremium bilden. Es ist ja eine nichtvertragliche 
Art der euopaischen politischen Zusammenarbeit, 
die sich in manchen Fällen als durchaus wirkungs- 
volles Instrument einer vernünftigen Willensbil- 
dung erwiesen hat. 

Abg. Czernetz (Österreich) hält es für durchaus 
möglich, daß ebenso wie zu einem Treffen der 
Neu auch Einladungen an die acht übrigen Mit- 
glieder des Europarats ergehen könnten; es handele 
sich eben um eine Mißachtung der Neun gegenüber 
den Acht. 

Moersch (Staatsminister im Auswärtigen Amt): 
Herr Abgeordneter, da ich nur für alle gemeinsam 
antworten kann, muß ich meine Antwort in diesem 
Augenblick leider in eine Gegenfrage an Sie klei- 
den. Diese Gegenfrage lautet: Wie würde man im 
Sinne Europas überhaupt entscheiden müssen, 
wenn sich herausgestellt hätte oder herausstellen 
sollte, daß die von Ihnen gewünschte Zusammen- 
kunft aller Mitglieder des Europarats in dieser Kürze 
aus welchen Gründen auch immer und wo diese 
Gründe immer liegen mögen, nicht zu bewerkstelli- 
gen war? Wäre es in einem solchen Falle nicht 
doch richtig gewesen, daß wenigstens die Neun, die 
sich ohnedies getroffen haben, sozusagen für den 
Europarat plädiert haben, wenn die Alternative 
wäre, daß sonst niemand für den Europarat plä- 
diert? Ich bitte doch, auch einmal diese Gegenfrage 
kritisch zu prüfen. 

Abg. Czernetz (Österreich) beharrt auf dem Vor- 
wurf der Mißachtung der Neun gegenüber den 
Acht. 

Moersch (Staatsminister im Auswärtigen Amt): 
Herr Abgeordneter, vielleicht wäre es in diesem 
Fall doch nützlich, wenn sich die einzelnen Parla- 
mentarier aus den Mitgliedsländern erkundigten, ob 
denn ihre Regierung zu einer solchen Initiative be- 
reit war, und zwar zu diesem Zeitpunkt und unter 
diesen Umständen. Erst dann könnte ich hier um- 
fassend berichten. Vielleicht können wir das dann 
in den nächsten Bericht hier mit einbringen. 

Sieglerschmidt (SPD): Herr Staatsminister, 
sehen Sie einen Unterschied hinsichtlich der demo- 
kratischen Voraussetzungen — ich spreche jetzt 
nicht von den wirtschaftlichen und allgemeinpoliti- 
schen Voraussetzungen — , die ein Land zu erfüllen 
hat, einen Unterschied zwischen dem Beitritt zur 
Europäischen Gemeinschaft und dem Beitritt zum 
Europarat? Sind diese demokratischen Anforderun- 
gen, die zu stellen sind, Ihrer Meinung nach gerin- 
ger, größer oder gleich groß? 


Moersch (Staatsminister im Auswärtigen Amt): 
Herr Abgeordneter, es ist schwer, jetzt aus dem 
Stegreif die einzelnen Vertrags- und Statutsbestim- 
mungen zu zitieren. Wenn ich recht unterrichtet 
bin, ist es so, daß die Römischen Verträge sehr prä- 
zise und qualifizierte Vorstellungen über die Rolle 
des Parlaments für eine Mitgliedschaft enthalten, 
während die Bestimmungen des Europarats — ich 
will mich vorsichtig ausdrücken — in diesem Punkt 
flexibler, dafür aber in den Prinzipien klarer sind. 

Sieglerschmidt (SPD): Herr Staatsminister, sind 
Sie nicht der Meinung, daß das, was insbesondere 
im Zusatzprotokoll zur Konvention der Menschen- 
rechte zur Frage der freien Wahlen gesagt ist, zu- 
mindest implicite in gleicher Weise die Vorausset- 
zungen setzt wie die Römischen Verträge? 

Moersch (Staatsminister im Auswärtigen Amt): 
Herr Abgeordneter, Sie haben mich zunächst nach 
den Unterschieden gefragt, und da mußte ich auf 
die Texte zurückgreifen. Wenn wir uns politisch 
verständigen wollen, sind wir sicherlich nicht aus- 
einander. 

Abg. Hofer (Schweiz) bittet um Stellungnahme 
zur Frage, ob der Demokratisierungsprozeß in Por- 
tugal nicht eventuell wegen mangelnder Wirt- 
schaftshilfe des westlichen Europas scheitern könne. 

Moersch (Staatsminister im Auswärtigen Amt): 
Herr Präsident, der Abgeordnete hat selbst die Ein- 
schränkung gemacht: „wenn es möglich ist". Ich 
muß Ihnen leider bekennen, daß ich nicht für das 
Ministerkomitee und in diesem Falle sicherlich 
auch nicht für den Ministerrat der Neun hier eine 
Äußerung tun kann. Ich bin leider auch nicht in 
der Lage zu sagen, ob dieser von dem Herrn Abge- 
ordneten zitierte Zeitungsartikel in vollem Umfang 
zutreffend ist. Es gibt ja auch eine Darstellungs- 
möglichkeitk, die zwar richtig ist, aber doch we- 
sentliche Tatsachen übersieht oder nicht zur Kennt- 
nis genommen hat. Ich habe den Eindruck, daß vie- 
le Berichte, die wir aus diesem Land bekommen, 
sich im wesentlichen im Grad der Uninformiertheit 
und nicht im Grad der wirklichen Informiertheit 
unterscheiden. 

Diese Sorgen, die hier in der Frage zum Aus- 
druck kamen, habe ich in meiner Stellungnahme für 
die Bundesregierung — nur für diese kann ich spre- 
chen — anzudeuten versucht. 

Herr Präsident, ich bin der Meinung, daß die Fra- 
ge, die hier aufgeworfen worden ist, alle Regierun- 
gen zu beschäftigen hat. Ich darf dem Herrn Abge- 
ordneten versichern, daß jedenfalls die Bundesre- 
gierung nicht nur Überlegungen angestellt, sondern 
sehr wohl auch konkrete Probleme in den Gremien 
der Europäischen Gemeinschaft im Hinblick auf die 
ökonomische und damit soziale und politische Lage 
dieses Landes zur Diskussion gestellt hat. Mehr 
kann ich heute dazu — ich bitte um Verständnis 
dafür — mit Autorität nicht sagen, und private 
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Meinungsäußerungen wären sicherlich nicht im 
Sinne des Fragestellers. 

Abg. Fletcher protestiert gegen die Mißachtung 
der Parlamentarischen Versammlung durch das Mi- 
nisterkomitee. 

Moersch (Staatsminister im Auswärtigen Amt): 
Herr Präsident, ich möchte dem Herrn Abgeordne- 
ten Fletcher zur Antwort geben, daß ich seine in 
Frageform gekleidete Kommentierung nicht nur 
verstanden habe, sondern auch mit Dankbarkeit zur 
Kenntnisnehme, — als Parlamentarier in diesem 
Fall. Herr Abgeordneter Fletcher, ich nehme sie zur 
Kenntnis, wenn ich sic recht verstanden habe, nicht 
nur als einen Beitrag für dieses Haus und unser Mi- 
nisterkomitee, sondern als den Beitrag eines briti- 
schen Abgeordneten zur europäischen Innenpolitik 
und, wenn Sie wollen, auch zur speziellen briti- 
schen Situation. 

Abg. Bet Hol (Italien) fragt, ob die Situation in 
Mozambique es rechtfertige, daß die deutsche Re- 
gierung ihren dort befindlichen Staatsbürgern ange- 
raten habe, sich gegen Angriffe von Banditen zu 
verteidigen, und ob demgegenüber in Portugal von 
einem echten Demokratisierungsprozeß gesprochen 
werden könne. 

Moersch (Staatsminister im Auswärtigen Amt): 
Herr Abgeordneter, die jetzt gestellte Frage ge- 
hört sicherlich nicht zu den fünf Fragen, die ur- 
sprünglich beantwortet werden mußten. Da ich aber 
in meinem Beitrag dieses Thema angeschnitten 
habe, wäre es schlechter parlamentarischer Brauch, 
wenn ich mich auf diese formale Antwort zurück- 
zöge. Deswegen darf ich mir erlauben, hier eine 
notgedrungen persönliche Antwort zu geben. 

Herr Abgeordneter, ich bin nicht in der Lage, die 
Einzelheiten der Vorgänge dort zu beurteilen, und 
bin auch nicht in der Lage, Zeitungsberichte über 
diese Vorgänge zu bestätigen. Ich kann Ihnen nur 
versichern: Die Bundesregierung hat sich bemüht, 
aus dieser gefährdeten Zone alle Deutschen heraus- 
zubringen, und zwar auf schnellstem Wege. Das ist 
ihr, soweit wir sehen können, gelungen. Wenn sol- 
che Spannungen und Konflikte bestehen, muß eine 
Regierung dafür sorgen, daß ihre Staatsbürger in 
solche Konflikte nicht passiv — und natürlich auch 
nicht aktiv — verwickelt werden. Wir haben uns 
darum bemüht. 

Was nun die Verantwortlichkeit für diese Vor- 
gänge betrifft, so wäre es sicherlich unhistorisch, 
anzunehmen, daß diejenigen, die sich jetzt in Portu- 
gal um die Einführung der Demokratie bemühen, 
für die Vorgänge verantwortlich gemacht werden 
können, die sozusagen das Ergebnis einer langen 
historischen Fehlentwicklung sind, wenn Sie mir 
diese offene Äußerung gestatten. Wir sollten alles 
Interesse daran haben, solche Fehlentwicklungen in 
Zukunft zu vermeiden, und alles tun, um die Kräfte 
zu stärken, die mit uns die gleichen Vorstellungen 
von Menschenwürde und Demokratie haben. 


Ich glaube, es wäre falsch, wenn wir uns in die- 
sem Augenblick ohne wirklich gründliche Informa- 
tion nach allen Seiten auf eine pauschale Beurtei- 
lung der Vorgänge in irgendeiner Form einließen. 
Ich stehe zu dem, was ich gesagt habe: Wir versu- 
chen, die Kräfte in Portugal in ihrer Position zu fe- 
stigen, die den ungeheuren Mut besitzen, mit einer 
historischen Fehlentwicklung fertig werden zu wol- 
len, einer historischen Fehlentwicklung, die auf Ko- 
sten ganz Europas in der Vergangenheit ging und 
auch in der Zukunft gehen wird, wie jeder weiß, 
der sich etwa in den Vereinten Nationen als Euro- 
päer gegenüber den jungen Staaten in der Welt zu 
erklären hat, die sich unsere Vorstellungen, die wir 
mit der französischen Revolution in Europa einge- 
führt haben, unsere Vorstellungen von Gleichheit, 
von Freiheit, von Brüderlichkeit und von Men- 
schenwürde selbst zueigen gemacht haben, woran 
wir sie weiß Gott nicht hindern, sondern worin wir 
sie bestärken sollten. 

Dr. Enders (SPD): Herr Minister, Sie erwähnten 
eingangs die große Hilfeleistung, die von der Bun- 
desrepublik und von anderen Staaten der Bevölke- 
rung in Zypern gewährt wurde. Nun hat inzwischen 
der Ministerrat noch einen Hilfsfonds gebildet. Wie 
beurteilen Sie die Chancen, diesen Fonds finanziell 
auszustatten, nachdem vorübergehend schon direk- 
te Hilfeleistungen nach Zypern geflossen sind? 

Moersch (Staatsministcr im Auswärtigen Amt): 
Ich habe versucht, mich in dem Bericht, den ich für 
das Ministerkomitee gegeben habe, hier etwas vor- 
sichtig auszudrücken, Herr Abgeordneter. Ich 
wünschte mir, daß in solchen Fällen so oft wie 
möglich eine gemeinsame Hilfe gewährt wird. Daß 
wir zunächst bilateral vorgegangen sind, hat den 
Grund, daß dies die einzige Möglichkeit war, den 
Betroffenen in der Kürze der Zeit wirklich zu hel- 
fen. Aber dies soll sozusagen der erste Schritt sein. 
Grundsätzlich ist es zu begrüßen, wenn es zu ge- 
meinsamen Aktionen in solchen Fällen kommt. Das 
heißt natürlich, daß die Mitgliedstaaten dann an- 
teilmäßig ihren Beitrag zu leisten haben. Das würde 
eine Entscheidung sein, die die Parlamentarier in 
den nationalen Parlamenten selber zu treffen ha- 
ben; denn sie haben die Haushaltshoheit. 


Tagesordnungspunkt: 

Wahl zweier Vizepräsidenten der 
Parlamentarischen Versammlung 


T agesordnungspunkt: 

Tätigkeitsbericht des Präsidiums des 
Ständigen Ausschusses und des Ausschusses 
für die Beziehungen zu den nationalen 
Parlamenten und zur Öffentlichkeit 
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Mittwoch, 25. September 1974 


Tagesordnungspunkt: 

Die Lage in Spanien 

(Drucksachen 3466 und 3487) 

Berichterstatter des Ausschusses 
für europäische Nicht-Mitgliedsländer: 

Abgeordneter Reale 

Berichterstatter des Politischen Ausschusses; 

Abgeordneter Fletcher 

Dr. Geßner (SPD): Herr Präsident! Verehrte Kol- 
leginnen und Kollegen! Aus den Berichten der bei- 
den Berichterstatter, denen ich für ihre Mühe sehr 
herzlich danken möchte, ist deutlich geworden, daß 
sich Spanien sowohl in einem geistigen als auch in 
einem politischen Umbruch befindet. Dabei habe 
ich nicht den Eindruck, daß es sich um einen Um- 
bruch handelt, der sozusagen von oben verordnet 
wurde, sondern wenn ich die Zeichen richtig deute, 
ist es ein Umbruch, der tief in politisch bewußten 
Schichten des spanischen Volkes wurzelt. Ich glau- 
be, daß immer mehr Menschen in Spanien zu der 
Einsicht kommen, daß dieses Regime kein naturnot- 
wendiges Schicksal ist. Ich möchte hier keine fal- 
schen Illusionen verbreiten. Ich bin der Meinung, 
die Widerstandskraft des Regimes ist längst noch 
nicht gebrochen, aber es bewegt sich immer mehr 
mit dem Rücken zur Wand. Die entscheidende Fra- 
ge scheint mir zu sein, welche Schichten von dem 
Bewußtseinswandel ergriffen sind und wie tief die- 
ser Bewußtseinswandei im Volke verwurzelt ist. 
Ich bin der Auffassung, daß die innerstaatliche Ent- 
wicklung in Richtung auf die Demokratie in Portu- 
gal, Spanien und Griechenland auch von der spani- 
schen Opposition als ein Fanal der Hoffnung emp- 
funden wird, das sicherlich zu mehr Auftrieb ver- 
helfen wird. Ich könnte mir vorstellen, daß die Tat- 
sache, daß Spanien zur Zeit die einzige Diktatur 
jenseits der kommunistischen Staatenwelt ist, dazu 
führt, daß sich das Augenmerk nunmehr in ver- 
stärkter Weise auf die Verhältnisse in Spanien! 
konzentrieren wird. Der Druck der Weltöffentlich- 
keit wird zunehmen. 

In diesem Zusammenhang scheint mir von sehr 
erheblicher Bedeutung zu sein, daß sich die Opposi- 
tion in Spanien und außerhalb des Landes in stär- 
kerer Weise zu formieren beginnt. Es ist eine Op-, 
Position, die aus unterschiedlichen Richtungen 
kommt. Diese Unterschiedlichkeit der Richtungen 
beweist, daß das Regime eine Politik betreibt, die 
auf eine politisch einseitige Herrschaftsschicht zu- 
geschnitten ist. Diese Einseitigkeit ist die Ursache 
für die Pluralität der Opposition. 

Ich erblicke hier eine große Chance, die es zu 
nutzen gilt. Die Uhr des Umbruchs tickt bereits; 
doch wann dem Franco-System die Stunde schlagen 
wird, ist noch ungewiß. Es kann noch sehr lange 
dauern, bis das Volk der Spanier im Besitze seiner 


vollen Souveränität ist; aber daß es sie erhalten 
wird, dessen bin ich sehr gewiß. 

Es ist z. B. eine Tatsache, daß der Tourismus für 
die spanische Regierung schon ein Politikum ist. 
Millionen von Menschen strömen jahrein, jahraus 
in dieses Land, um sich zu erholen. Längst haben 
die Menschen dort begriffen, daß die Touristen, die 
kommen, zu Hause harter Arbeit nachgehen, nicht 
nur Urlaubsgepäck mit sich führen, sondern auch 
politische Ideen in das Land hineintragen. Der Ver- 
gleich des wirtschaftlichen Standards, der sich da- 
bei aufdrängt, fällt für die Regierung in Spanien 
nicht schmeichelhaft aus. 

Noch ein anderes Beispiel möchte ich erwähnen. 
Hunderttausende von spanischen Arbeitern sind in 
den westlichen Demokratien beschäftigt. Sie sehen 
und erleben, wie Demokratie praktiziert wird, und 
multiplizieren ihre Erfahrungen in ihren Berichten 
nach der Rückkehr in die Heimat. 

Es ist meine feste Überzeugung, daß auch die 
Weltwirtschaft für die weitere Entwicklung in Spa- 
nien von Bedeutung ist. Auch dieses Land ist heute 
in den weltwirtschaftlichen Prozeß verflochten. Es 
läge für die Regierung in Madrid vielleicht nahe, 
sich stärker als bisher zu isolieren, aber ich glaube, 
daß einem derartigen Versuch der Abkapselung 
sehr enge Grenzen gezogen wären. Die zunehmende 
weltwirtschaftliche Verflechtung ist ein Prozeß, der 
nicht aufzuhalten wäre, und der ökonomische 
Druck im Falle einer Politik der Abkapselung wür- 
de im Innern zunehmen und neuen politischen 
Druck erzeugen. Auch unter diesem Aspekt be- 
trachtet, stehen die Zeichen für Franco und seinen 
Nachfolger nicht günstig. 

Hinzu kommt ein weiterer Gesichtspunkt, den ich 
in die Debatte einführen möchte. Sie wissen, jede 
Diktatur bedarf eines Feindbildes zur eigenen 
Rechtfertigung. In einer Zeit der zunehmenden Ent- 
spannung — ein Zustand, der auch in Spanien sehr 
wohl bekannt ist — ist es schwieriger, ein Feind- 
bild zur eigenen Stabilisierung zu konstruieren. Das 
System hat es schwerer, sich zu rechtfertigen. 

In letzter Zeit, verehrte Kolleginnen und Kolle- 
gen, hören wir die Kunde, daß das System selber 
seine dem Volke angelegte Fesseln zu lockern be- 
reit sei. Ich will hier deutlich zum Ausdruck brin- 
gen, daß ich dies nicht glaube. Das Regime öffnet 
nur einige Ventile, um Dampf aus dem Kessel der 
Unzufriedenheit abzulassen. Es gibt für mich kei- 
nen vernünftigen Grund, anzunehmen, daß die Re- 
gierung in Madrid durch einen Prozeß der Liberali- 
sierung ihre Macht selber aufs Spiel setzen würde. 
Ich habe aus all dem, was man in den Zeitungen le- 
sen konnte, nicht entnommen, daß tatsächlich ech- 
te, freie Gewerkschaften zugelassen werden. Ich 
habe nicht gelesen, daß sich die Vielfalt politischer 
Ideen in der Gründung von Parteien niederschlagen 
darf. Ich habe nicht gelesen, daß die Drangsalie- 
rung zumindest bestimmter Teile der katholischen 
Kirche aufhört, und ich habe nirgendwo vernom- 
men, daß die Rechtsstaatlichkeit auf dem Vor- 
marsch ist. Wenn es eines Beweises für das bedarf, 
was ich eben gesagt habe, dann ist es die hier 
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schon angesprochene Welle zunehmender Verhaf- 
tungen und Strafverfolgung in Spanien. Ich behaup- 
te, Liberalisierung und zunehmende Strafverfolgung 
schließen einander aus. Man muß sich also über die 
Absichten der Korrekturen, die vorgenommen wer- 
den, im klaren sein und sollte sich keinen Illusio- 
nen hingeben. 

An dieser Stelle möchte ich einen Vorschlag auf- 
greifen und erweitern, den mein Kollege Reale ge- 
macht hat. Wir sollten die Probe aufs Exempel da- 
durch machen, daß der Europarat der Regierung in 
Madrid in regelmäßiger Folge Listen von politi- 
schen Gefangenen übergibt, die nichts weiter getan 
haben, als Rechte in Anspruch zu nehmen, die für 
uns selbstverständlich sind. Auf diese Weise wür- 
den wir sehr bald bestätigt bekommen, wie es mit 
dem Willen zur Liberalisierung tatsächlich steht. 

Manche hoffen, daß vielleicht der Wechsel zur 
Monarchie hin einen Wechsel der Lebensform des 
spanischen Volkes bringen könnte. Ich muß geste- 
hen, daß ich nicht so optimistisch bin, dies zu glau- 
ben. Die Wiedereinführung der Monarchie bedeutet 
jedenfalls von vornherein noch keine Wiederein- 
führung der Demokratie. Das Regime ist meiner 
Auffassung nach noch stark genug, um einen Nach- 
folger zu bestimmen, der die Kontinuität der bishe- 
rigen Politik gewährleistet. 

Herr Präsident, verehrte Kolleginnen und Kolle- 
gen, es ist nicht Sache des Europarats, Vorschläge 
zu unterbreiten, wie das spanische Volk sich letzt- 
lich von seinen Fesseln befreien soll. Aber ich den- 
ke, die Verpflichtung die wir auf Grund der Sat- 
zung auf uns genommen haben, indem wir deutlich 
sagen, was wir unter Demokratie verstehen, sollte 
gleichzeitig Verpflichtung für uns sein, überall da, 
wo wir wirken, alles zu unterlassen, was geeignet 
wäre, dem Regime in bezug auf seine Erhaltung zu 
dienen. 

Ich möchte noch ein letztes Wort sagen. In den 
Parlamenten, sicherlich auch hier, wo auch immer 
wir über Spanien diskutieren, werden häufig schö- 
ne Worte gebraucht. Ich bin der felsenfesten Über- 
zeugung: dies reicht dann nicht aus, wenn tatsäch- 
lich in einer Diktatur ein innerstaatlicher Wandel 
vollzogen worden ist. Wir haben gestern von Herrn 
Professor Hofer gehört, daß die Hilfe für Portugal 
beispielsweise, die von westlichen Demokratien ge- 
währt wird, außerordentlich bescheiden ist. Ich 
muß mich fragen, ob wir tatsächlich immer mit der 
politischen Entwicklung in anderen Ländern Schritt 
halten, angesichts der zum Teil sehr bescheidenen 
Hilfeleistungen, die aus dem westlichen Ausland 
kommen. 

Wenn ich mich nun dazu äußern darf, woher ich 
die Hoffnung nehme, daß die Demokratie auch in 
Spanien Einzug halten wird, so möchte ich dies am 
Schluß tun. Kein Volk der Erde, auch das spanische 
nicht, ist auf die Dauer willens, die Ketten seiner 
politischen und ökonomischen Ausbeutung zu er- 
tragen. Die Kraft, die daraus erwächst, ist der ei- 
gentliche Grund, weswegen eines Tages auch die 
Diktatur in Spanien als böse Erinnerung in die Ak- 
ten der Geschichte verschwinden wird. 
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Sieglerschmidt (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! Ich 
möchte mich zunächst bei den Berichterstattern da- 
für bedanken, daß sie in einer außerordentlich ein- 
drucksvollen Weise Fakten zusammengetragen und 
uns hier vermittelt haben, Beobachtungen und Ein- 
schätzungen, die wir, denke ich, für unsere Mei- 
nungsbildung gut gebrauchen können. Allerdings 
muß ich sagen, daß ich hinsichtlich des Berichtes 
des Kollegen Reale, insbesondere was die Empfeh- 
lung anlagt, doch etwas den Eindruck habe, daß 
daraus mindestens Mißverständnisse in einer Rich- 
tung entstehen können, wie sie schon von dem Kol- 
legen Geßner und auch vom Kollegen Fletcher 
angedeutet worden sind. Ich meine, daß die Ver- 
sammlung gut daran tun wird, wenn sie solche 
Mißverständnisse durch entsprechende Änderungen 
der Empfehlung vermeidet. 

Hier ist schon davon gesprochen worden, daß 
Spanien sich in einem Umbruch befindet. Nun ist 
es im allgemeinen so, meine sehr verehrten Kolle- 
ginnen und Kollegen, daß eine Diktatur nicht über 
Nacht stürzt, sondern das kündigt sich von langer 
Hand an aus den Erscheinungen im Land. Natürlich 
sind diese Erscheinungen von Stimmungen, von Be- 
wegungen in der Bevölkerung hervorgerufen. 
Wenn ich es mit einem naturwissenschaftlichen 
Vergleich sagen sollte, würde ich sagen: Der Stahl 
der Diktatur zeigt Ermüdungserscheinungen, bevor 
er bricht. 

Wie sollen wir uns nun in einem solchen Fall 
verhalten? Sollen wir die, die diesen Umbruch ver- 
walten, wenn ich so sagen darf, ermuntern, in ih- 
rem Tun fortzufahren? Besteht da nicht die Gefahr, 
Herr Kollege Bettiol, daß es im Grunde genommen 
nur zu einen Aggiornamento kommt? Sie wissen ja 
sehr gut, daß das Aggiornamento für die Kirche die 
Kernsubstanz nicht verändern, sondern nur eine 
Anpassung an die Bedingungen einer neuen Zeit 
bringen soll. 

Ich erinnere mich bei der Debatte über Spanien 
wieder sehr stark an unsere Debatte über Portugal 
im Jahre 1970. Damals hatten wir den Übergang 
vom Salazar-Regime zum Caetano-Regime zu unter- 
suchen. Wie war es damals? Es gab viele in diesem 
Saal, die meinten, wenn man nur auf dem Wege 
der Liberalisierung, wie ihn Caetano beschriften 
habe, fortfahre, dann werde die Demokratie mit ei- 
ner gewissen Zwangsläufigkeit in Portugal kom- 
men. Ich glaube, es gibt heute niemanden mehr in 
diesem Saal, der dieser Meinung ist nach dem, was 
sich jetzt nach dem wahren Umbruch in Portugal ge- 
zeigt hat. 

Was sollen wir in dieser Situation tun? Ich will 
es nur mit einer ganz kurzen Formulierung zu sa- 
gen versuchen. Ich glaube, jetzt kommt es darauf 
an — und daran sollten wir bei der Abfassung der 
Empfehlung denken — , auch jeden Anschein zu 
vermeiden, daß wir Kollaborateure der Epigonen 
der Diktatur wären. Nicht sie sollen wir etwa er- 
mutigen, sondern ermutigen sollen wir die Kräfte 
des demokratischen Widerstands in Spanien. 
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Tagesordnungspunkt : 

Wahl eines maltesischen Mitglieds des 
Europäischen Gerichtshofs für die 
Menschenrechte 

Tagesordnungspunkt: 

' Ansprache des Generalsekretärs 
des Europarates 

Kahn-Ackermann (Generalsekretär des Euro- 
parates): Herr Präsident! Meine sehr verehrten Da- 
men und Herren! Ich möchte mich zunächst bei al- 
len bedanken, die mir anläßlich meiner Amtsüber- 
nahme Gutes gewünscht haben. Ich kann diese gu- 
ten Wünsche nach den wenigen Tagen meiner 
Amtsführung gut gebrauchen — das sehe ich jetzt 
schon ■ — , denn nach diesen neun Tagen habe ich 
das Gefühl eines Steuermanns auf einem Schiff, das 
17 Eignern gehört, deren Prokuristen jeweils 8 bis 
10 Tage im Monat die Kapitänsmütze aufsetzen und 
sich auf die Kommandobrücke begeben, um Anwei- 
sungen an den Chefsteward, den Chefingenieur, 
den Zahlmeister, den Steuermann u. a. erst zu dis- 
kutieren und dann zu erteilen. 

Das ist eine seltsame Betriebsordnung. Ich werde 
versuchen, sie den Erfordernissen der Zeit anzupas- 
sen, aber solange sie gilt, werde ich sie natürlich 
achten. 

Für den Antrieb des Schiffs und die Maschinisten 
— das sind die parlamentarische Versammlung, ihr 
Präsidium und ihre Mitglieder ■ — gelten Sonderbe- 
stimmungen. Ich hoffe, daß mir die Sympathie des 
Maschinenpersonals, dem ich solange angehört 
habe, erhalten bleibt; denn der ölruß — in diesem 
Falle der ölruß der Parlamentarier — wird lange 
haften bleiben. 

Ein sehr hoher europäischer Beamter hat mir un- 
mittelbar nach meiner Wahl geraten, nie zu verges- 
sen, daß 95 ^/o der Aufgaben des Generalsekretärs 
ausschließlich aus Business mit Regierungen beste- 
hen. Das mag richtig sein, aber seit ich der parla- 
mentarischen Versammlung angehöre, ist sie der 
Motor des Europarats gewesen. Ein altes deutsches 
Sprichwort sagt: „Man soll dem Öchsen, der da 
drischt, nicht das Maul verbinden." Ich werde mich 
daran halten. 

Jedermann weiß, daß der Europarat politisch die 
Dinge nur bewegen kann, wenn der Dialog zwi- 
schen seinen Organen fruchbar ist. Ich werde mei- 
ne künftige Hauptaufgabe darin sehen, diesen Dia- 
log zu erleichtern, ihn ständig in Gang zu halten 
und ihn so fruchtbar zu gestalten, wie man das auf 
einem Schiff mit 17 Kapitänen und autonomem Ma- 
schinenpersonal erwarten kann. 

Ich habe das Europahaus in Straßburg immer als 
ein Haus der Öffenen Tür angesehen. Um jeden 
Zweifel daran auszuschließen, daß unser Haus ein 
offenes Haus ist, habe ich die Direktoren angewie- 
sen, alle Besucher unserer Verwaltung, die Europa 
helfen wollen, ganz gleich, ob Einzelpersonen oder 
große Örganisationen, so zu behandeln, wie es Bür- 


ger erwarten können, denen Europa am Herzen 
liegt. 

Was die Mitarbeiter des Hauses selbst und ihre 
Vertretung anlangt, so werden sie für ihre Wün- 
sche beim Generalsekretär ein offenes Öhr finden, 
soweit diese Wünsche gerechtfertigt sind und nicht 
dem Statut des Europarates widersprechen. Ich mei- 
nerseits erwarte Augenmaß und gesunden Men- 
schenverstand für die Erfordernisse der Leitung ei- 
ner Behörde, an der 17 Nationen partizipieren. 

Dazu noch eine Bemerkung. Die Vorstellung, daß 
sich auf dieser Welt in den letzten 12 Monaten 
grundsätzlich nichts geändert habe, ist irrig. Wir 
leben nicht mehr in der Zeit des business as usual, 
sondern in einer zeitlich unbestimmbaren Phase 
von unusual business. Große Wirtschaftszweige in 
den vier Mitgliedstaaten, die rund drei Viertel des 
Budgets unserer örganisation aufbringen, sind vor- 
läufig — ich betone: vorläufig — an den Grenzen 
ihres Wachstums angelangt, Grenzen, die auch 
durch nationale Hilfsmaßnahmen nicht mehr auszu- 
dehnen sind. 

Frankreich, Deutschland, Großbritannien und Ita- 
lien müssen als Staaten in bisher ungeahntem Aus- 
maß sparen. Es wäre eine Illusion, zu glauben, daß 
dies ohne Rückwirkungen auf die europäischen ör- 
ganisationen und damit auch auf den Europarat 
sein wird. 

Die Sorge nicht mehr zu bewältigender Personal- 
kosten macht auch vor dem Europarat nicht halt. 
Der Rat ist kein Selbstzweck. Er braucht heute und 
morgen mehr denn je Mittel für seine politischen 
Aufgaben, z. B. für das europäische Jugendwerk 
und unsere eigene Informationsarbeit, um nur zwei 
Schwerpunkte aus unserem Programm zu nennen. 
Diese Mittel sind nur freizumachen, wenn die Mit- 
gliedsregierungen davon zu überzeugen sind, daß 
bei uns kein Parkinson betrieben wird, sondern daß 
wir entschlossen sind, mit unserer kleinen Mann- 
schaft die gegenwärtigen und zukünftigen Aufga- 
ben zu bewältigen. 

Diese Aufgaben müssen immer wieder beschrie- 
ben werden. Denn unter 1 000 Bürgern in einem be- 
liebigen Mitgliedstaat finden Sie bestenfalls einen, 
der den Unterschied zwischen dem Europarat der 
Siebzehn und der Europäischer Gemeinschaft der 
Neun kennt. Eine Organisation, die, auch wenn 
sie auf eine glorreiche fünfundzwanzigjähri'ge Ver- 
gangenheit zurückblicken kann, im Bewußtsein der 
Mitbürger so gut wie gar nicht oder nur schemen- 
haft existiert, ist politisch tot. Nur eine die Mitglie- 
der in unseren Staaten überzeugende Aktivität 
wird z. B. die Regierungen der Neun überzeugen, 
daß sie ihr Ziel der europäischen Union ohne die 
tätige Hilfe des Europarats, der natürlich an einer 
solchen Union als Kernstück Europas interessiert 
ist, nicht erreichen werden. 

Unsere drei Hauptfunktionen sind in diesem Zu- 
sammenhang unersetzlich. 

Die erste ist die, eine Klammer zwischen den 
Neun und den übrigen zu sein. Ich glaube, daß es 
notwendig ist, diese Klammerfunktion in allen poli- 
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tischen und sonstigen Möglichkeiten besscu zu nut- 
zen, als das bisher der Fall gewesen ist. Es genügt 
auch nicht, sich auf den Lorbeeren eines feinen de- 
mokratischen Klubs und auf der Charta der Men- 
schenrechte auszuruhen. Demokratie ist eine stän- 
dige und alltägliche Herausforderung, unser frei- 
heitliches System politisch zu sichern und zu ver- 
bessern und alle seine Möglichkeiten auszuschöp- 
fen. Je mehr wir uns in Zukunft dieser bisher, wie 
ich fast glaube, etwas vernachlässigten Aufgabe 
des Europarates widmen, um so besser ist es. 

Die Zypern-Krise ist ein klassisches Beispiel da- 
für, daß wir es versäumt haben, uns um das Funk- 
tionieren demokratischer Strukturen immer zur 
Zeit, wenn es notwendig war, zu kümmern. Ich 
glaube, die Siebzehn müssen in Zukunft einen ge- 
meinsamen Nenner für politische Loyalität unter- 
einander und nach außen finden. Keines Mitglied- 
staates Weste ist so rein, daß wir nicht auch eine 
moralische Verpflichtung empfinden müssen, diese 
eben erwähnte Aufgabe militanter als bisher anzu- 
sehen. 

Die nächste wichtige Funktion, die wir haben, ist 
folgende. Wir sind das größte parlamentarische Fo- 
rum der Welt; denn weder die Interparlamenta- 
rische Union noch die UNO können für sich in 
Anspruch nehmen, ein wirklich demokratisch- 
parlamentarisches Forum zu sein. Es müßte die 
Regierungen der Siebzehn und die Bürger in ih- 
ren Länder mit Stolz erfüllen, daß wir dieses Forum 
mit all seinen Möglichkeiten haben. Je mehr Sie, 
meine Damen und Herren, Ihre Beratungen auf die 
eigentlichen gemeinschaftlichen Probleme der Sieb- 
zehn konzentrieren, um so wirkungsvoller wird 
sich diese parlamentarische Versammlung in der 
Öffentlichkeit manifestieren. 

Dieses Plenum ist in Wahrheit ein Herzstück des 
demokratischen Europas. Es liegt an Ihnen, wie 
kräftig dieses Herz schlägt. Wenn nur ein Viertel 
oder ein Drittel der Mitglieder der Versammlung an 
den Arbeiten mitwirken, schlägt das Herz nicht 
stark genug. 

Ein Letztes: Der Europarat hat auch eine Dienst- 
leistungsaufgabe für alle 17 Mitglieder. Auf diesem 
Gebiet tun wir zuviel und zuwenig zugleich. Unse- 
re Dienstleistungsaufgabe — sprich: Arbeitspro- 
granim — bedarf einer Reform. Wir sollten nicht 
mehr ins Auge fassen, als wir leisten können. Vor 
allem sollten wir nur ins Auge fassen, was im Inter- 
esse aller oder einer ausreichenden Zahl von Mit- 
gliedstaaten liegt. Wenn nationale Administrationen 
oder unsere Mitbürger den positiven Effekt der Ar- 
beit in Straßburg wirklich spüren können und nicht 
nur davon erfahren, wenn sie Protokolle dieser Ver- 
sammlung oder aus irgendwelchen Arbeitsgruppen 
des Europarats lesen, dann sind wir mit der not- 
wendigen Konzentration unseres Arbeitsprogramms 
auf dem richtigen Weg. Da, meine Damen und Her- 
ren, gibt es in naher Zukunft vieles zu tun. Im De- 
tail werden wir in der Versammlung über dieses re- 
vidierte Programm reden, wenn es vorliegt. Ich hof- 
fe, daß es gelingt, ein solches Programm bald vor- 
zulegen. Aber ohne Ihre tätige Mithilfe und ohne 
die Entschlossenheit unserer 17 Kapitäne, unter 


Drucksache 7/3047 

Verzicht auf liobgewordene nationale Hobbys den 
Artikel 1 des Statuts des Europarats auszufüllen, 
wird es nicht gehen. Der Artikel 1 lautet — unsere 
Mitbürger können es nicht oft genug hören — : 

The aim of the Council of Europe is to achieve 
a greater unity between its Members for the 
purpose of safeguarding and realising the Ide- 
als and principles which are their common her- 
itage and facilitating their ecoiiomic and so- 
cial progress. 

This aim shall be pursued through the organs 
of the Council by discussion of questions of 
common concern and by agreements and com- 
mon action in economic, social, cultural, scien- 
tific, legal and administrative matters and in 
the maintenance and further realisation of hu- 
man rights and fundamental freedoms. 


Tagesordnungspunkt: 

Die Lage in Zypern 

(Drucksachen 3489 und 3490) 

Berichterstatter des Politischen Ausschusses: 
A^bgeordneter Karasek 

Berichterstatter des Ausschusses für Bevölkerungs- 
und Flüchtlingsfragen: Abgeordneter Renschler 


Donnerstag, 26. September 1974 

Tagesordnungspunkt: 

Der Einsatz der elektronischen 
Datenverarbeitung 
für die Parlamentsarbeit 

(Drucksache 3475) 

Berichterstatter: Abgeordneter Richter 

Richter (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ge- 
ehrten Damen und Herren! Liebe Kollegen! Ich muß 
fast mit etwas Bedauern sagen, daß wir in einer De- 
batte, in der es um lebenswichtige Fragen in Euro- 
pa geht, nun mit technischen Problemen einen Tag 
beginnen müssen. Aber ich glaube, das von uns 
hier eingetragene Thema ist so enorm wichtig für 
die Parlamente, für die Arbeitsweise in den Parla- 
menten, daß Sie dafür Verständnis haben, daß wir 
auch in einer solchen Woche unsere eigenen Ar- 
beitsmöglichkeiten ansprechen. 

Der Bericht über den Einsatz der elektronischen 
Datenverarbeitung in den Parlamenten ist auf den 
Sitzungen unseres Ausschusses für Wissenschaft 
und Technologie beim Europarat in Bonn, in Rom, 
in London und in Paris ausführlich diskutiert wor- 
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den. Ich muß hier auch sagen, daß wir einen Vor- 
sitzenden des Unterausschusses „Datenverarbei- 
tung" hatten — ich meine unseren Kollegen John 
Osborn — , der sich in diesen Themen sehr stark 
engagiert hatte. 

In der Bundesrepublik, in Italien und im Verei- 
nigten Königsreich hatten die Mitglieder des Aus- 
schusses Gelegenheit, mit glänzenden Fachleuten 
im Meinungsaustausch zu stehen. Stellvertretend 
für alle möchte ich vor allem zweien hier meinen 
herzlichsten Dank aussprechen und sie auch erwäh- 
nen. Sie haben mit ihrem Sachverstand uns Parla- 
mentarier sehr selbstlos unterstützt. Ich meine 
Herrn Ministerialdirigent Dr. Heinz Matthes, der 
beim Deutschen Bundestag arbeitet, und ich meine 
seinen Kollegen Dr. Poole, der die gleichen Aufga- 
ben im britischen Unterhaus bewältigt. 

Der vorliegende Bericht beinhaltet zahlreiche 
wertvolle Anregungen für Wissenschaftler und be- 
rücksichtigt die neueste Entwicklung auch in den 
nationalen Parlamenten. Die vorliegende Resolution 
geht davon aus, daß auf den verschiedenen Anwen- 
dungsgebieten der Datenverarbeitung im Parlament 
gegenwärtig laufend neue Entwicklungen zu ver- 
zeichnen sind, in keinem der Parlamente jedoch die 
Realisierung eines totalen, alle Bereiche der Parla- 
mentsarbeit umfassenden Informationssystems ge- 
plant ist. In den Parlamenten, die bereits EDV-Pro- 
jekte in Angriff genommen haben, werden vielmehr 
einzelne Vorhaben ausgewählt und schrittweise 
verwirklicht. 

Diese schrittweise Realisierung schafft günstige 
Bedingungen für die Einrichtung eines umfassenden 
Informations- und Erfahrungsaustauschs zwischen 
den Datenverarbeitungsspezialisten und den einzel- 
nen Parlamenten. Erfahrungen, die bei der Einrich- 
tung eines EDV-Systems in einem Parlament ge- 
sammelt werden konnten, sollten auch für alle un-' 
sere anderen Parlamente nutzbar gemacht werden, 
um zu vermeiden, daß jeder von uns in irgendeiner 
Form einen mühsamen Weg geht und Engpässe ein- 
zeln ausgelotet werden. Der Erfahrungsaustausch 
ist außerdem geeignet, Parlamente, die bisher noch 
nicht an der Einführung von Datenverarbeitungssy- 
stemen interessiert waren, zu ermutigen, auf den 
Anwendungsgebieten, auf denen in anderen Parla- 
menten EDV-Systeme schon erfolgreich arbeiteten, 
ebenfalls Informationssysteme vergleichbarer Art 
einzuführen. Es wird deshalb in der vorliegenden 
Resolution und in Übereinstimmung mit dem Vor- 
schlag, den Dr. Poole in seinem Arbeitspapier „Com- 
puter and Parliament" gemacht hat, vorgeschlagen, 
bei der Parlamentarischen Versammlung des Euro- 
parates eine Clearingstelle einzurichten, deren Auf- 
gabe es sein soll, die Sammlung, Auswertung und 
Weitergabe von Projektbeschreibungen zu organi- 
sieren sowie regelmäßig Konferenzen der Doku- 
mentations- und Datenverarbeitungsexperten der 
einzelnen Parlamente durchzuführen, die mit der 
unmittelbaren Entwicklung der für den Erfahrungs- 
austausch interessanten Projekte national befaßt 
sind. 

Die Resolution fordert die einzelnen Parlamente 
darüber hinaus auf, die Parlamente mit den Daten- 


verarbeitungseinrichtungen und dem erforderlichen 
Personal auszustatten, die für die Erschließung der 
eigenen Materialien erforderlich sind und den Zu- 
griff auf bestehende Datenbanken der Exekutive 
und anderer Informationssysteme in Wirtschaft und 
Wissenschaft ermöglichen. Wir hatten bei unseren 
Besuchen Gelegenheit, in einigen Parlamenten der- 
artige Einrichtungen zu bewundern. Wir haben mit 
Freude gesehen, in weichem Umfang es unsere ita- 
lienischen Kollegen zum Beispiel nutzen können, 
daß sie sehr robuste und solide Einrichtungen zu 
einem sehr frühen Zeitpunkt zu errichten in der 
Lage waren. Wir waren im Deutschen Bundestag 
Zeugen einer sehr wichtigen Demonstration. Dort 
gelang es uns, über den Terminal beim Deutschen 
Bundestag auch auf Daten zuzugreifen, die bei obe- 
ren Bundesbehörden gespeichert sind. Ich glaube, 
dies sind sehr wichtige Hinweise. 

Als nächste konkrete Aufgabe überträgt die Re- 
solution der Clearingstelle die Vorbereitungsarbeit 
für die Einrichtung eines EDV-Informationssystems 
zum Stand der Gesetzgebung in den Mitgliedstaa- 
ten des Europarates. Wir alle kennen die schwieri- 
ge Situation und das große Problem, das vor uns 
steht, wenn wir uns bemühen, das Recht in Europa 
einigermaßen zu harmonisieren. Der vorliegende 
Bericht über die EDV-Anwendung in den Parlamen- 
ten hat gezeigt, daß die Informationssysteme zur 
Darstellung des Gesetzgebungsprozesses das am 
weitesten fortgeschrittene Gebiet der EDV-Möglich- 
keiten überhaupt sind. Im Kongreß der Vereinigten 
Staaten, in vielen Parlamenten der amerikanischen 
Einzelstaaten, aber auch in Europa, etwa in Italien 
und in der Bundesrepublik Deutschland, werden 
diese Informationssysteme zum Stand der Gesetzge- 
bung unter Aufwendung vergleichsweise geringer 
Mittel — auch dies ist von Bedeutung, wenn wir 
die Situation unseres Hauses sehen — mit Erfolg 
angewendet. 

Wenn der Empfehlung der Beratenden Versamm- 
lung vom 16. Dezember 1971 folgend nach einem 
Anwendungsgebiet gesucht wird, auf dem der Euro- 
parat mit der Einrichtung eines eigenen EDV-Sy- 
stems beginnen sollte, so müssen wir in erster Linie 
das Gebiet des Gesetzgebungsprozesses ansprechen. 
Dort sind so große Erfahrungen vorhanden, daß wir 
in diesem Bereich ohne Risiko erfolgreich arbeiten 
können. Die Einrichtung eines EDV-Systems auch 
auf diesem Gebiet würde alle Bemühungen um die 
Einführung der Datenverarbeitung aus dem Bereich 
rein theoretischer Überlegungen heraus in eine 
praktische Anwendung führen können. Auf dem 
Gebiet der Informationssysteme zum Gesetzge- 
bungsprozeß verfügen wir über ausgereifte Systeme 
in unseren Parlamenten und, wie ich glaube, auch 
über so viel Erfahrung, daß wir einen Anfang ris- 
kieren können. 

Aber nicht nur unter dem Aspekt der Datenverar- 
beitung ist dieses Gebiet besonders geeignet. Auch 
unter politischen Gesichtspunkten empfiehlt es 
sich, bei der Einrichtung eines Informationssystems, 
die laufende Gesetzgebungsarbeit in den Vorder- 
grund zu stellen. Die nach einer Regelung durch 
den Gesetzgeber verlangenden, immer neu auftau- 
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chenden Probleme sind in fast allen Lebensgebieterv 
in unseren Mitgliedstaaten von nahezu gleicher Na- 
tur. Ich darf an die komplizierten Fragen der Ener- 
giepolitik erinnern, an die Probleme des Umwelt- 
schutzes, die uns hier immer wieder bewegen, an 
die Verkehrspolitik oder an die Probleme des Ge- 
sundheitswesens. Die Gesetzesvorhaben eines Mit- 
gliedstaates sind auch für alle anderen Partner irt 
Europa von großer Bedeutung. Auf sie müssen wir 
in irgendeiner Form schnell zugreifen können. 

Wenn wir dieser Aufgabe mit konventionellen 
Mitteln nahetreten wollten, würden wir, fürchte 
ich, viel, viel mehr Zeit brauchen, eine Zeit, die wir 
uns politisch gar nicht mehr leisten können. 

Mit Hilfe eines Computers würde das gesamte 
Material der Gesetzgebungsarbeit der Mitgliedstaa- 
ten mit einem Schlage greifbar sein. Wir hätten die 
Transparenz, die wir uns wünschen, hergestellt. Die 
Gesetzgebungsarbeit würde durch den Informa- 
tionsaustausch, der mit Hilfe eines Computers mög- 
lich wäre, erheblich beschleunigt. 

In das aufzubauende Informationssystem sollten 
auch unsere Empfehlungen, die Empfehlungen des 
Europarates, mit einbezogen werden können. Wir 
könnten sie in Beziehung zu der Gesetzgebung in 
den Mitgliedstaaten bringen. Eine solche Analyse 
wäre mit dem Computer sehr leicht möglich. Das 
würde die Auswirkungen der Empfehlungen des 
Europarates auf die Gesetzgebung der Mitgliedstaa- 
ten deutlicher machen und sich positiv auf die ein- 
heitliche Gestaltung der Gesetzgebungsarbeit sowie 
auf die Ausrichtung unserer eigenen Empfehlungen 
auswirken. 

Die Vorarbeiten zur Realisierung des Vorhabens 
sollten dieser einzurichtenden Clearingstelle hier 
im Hause übertragen werden. Wenn ich daran den- 
ke, daß der Neubau des Europahauses in der Nach- 
barschaft große Fortschritte macht, dann meine ich, 
daß diese dringenden Probleme angesprochen wer- 
den müssen. Unsere Arbeit in der Zukunft wird von 
der heutigen Diskussion mit abhängen. Ich hoffe, 
daß wir an diesem Morgen Interesse dafür wecken 
können. 


Tagesordnungspunkt : 

Die OECD und die Beziehungen 
zwischen Europa und Japan 

(Drucksachen 3472 und 3474) 

Berichterstatter des Ausschusses für Wirlschaft 
und Entwicklung: Abgeordneter de Niet 

(Drucksache 3476) 

Berichterstatter des Ausschusses für Wissenschaft 
und Technologie: Abgeordneter de Bruyne 

(Drucksache 3488) 

Berichterstatter des Politischen Ausschusses; 
Abgeordneter Dr. Ahrens 


Dr. Ahrens (SPD): Herr Präsident, gestatten Sie 
mir einige kurze Ausführungen im Namen des Poli- 
tischen Ausschusses dieser Versammlung. 

Der Politische Ausschuß begrüßt es ganz beson- 
ders, daß wir heute mit Abgeordnetenkollegen aus 
Japan hier in Straßburg Zusammentreffen können. 
Der Politische Ausschuß hat schon vor zwei Jahren 
angeregt, möglichst bald ein solches Gespräch zu 
führen. Mir scheint, daß es in diesen zwei Jahren 
noch dringender geworden ist, miteinander zu spre- 
chen. Die Ölkrise und ihre gravierenden ökonomi- 
schen Konsequenzen, die wir alle heute erst zu ei- 
nem Teil überschauen können, ließen Diskrepanzen 
zwischen der Politik der europäischen Staaten und 
der Politik Japans erkennen. Japan und die europä- 
ischen Staaten sind in vielfältiger Weise Konkur- 
renten auf den Märkten dieser Welt; daher sind 
bestimmte Interessengegensätze vorgegeben und 
unvermeidlich. Aber über diese unvermeidlichen 
Gegensätze hinaus können zuweilen auch Mißver- 
ständnisse entstehen, die am besten durch einen 
persönlichen Kontakt und ein offenes Gespräch 
zwischen uns Abgeordneten ausgeräumt werden 
können. 

Es gibt verschiedene Bereiche, in denen wir in ei- 
nen nützlichen Erfahrungsaustausch eintreten kön- 
nen. Da ist einmal unser Verhältnis zu den Verei- 
nigten Staaten von Amerika, dem wichtigsten Part- 
ner Europas und zugleich dem wichtigsten Partner 
Ihres Landes. Da geht es weiter um das Zusammen- 
leben mit den nicht demokratischen Ländern dieser 
Welt. Natürlich sind unsere Staaten, die Staaten 
Westeuropas, und Japan hier in einer unterschied- 
lichen Situation. Japan ist dem ostasiatischen Fest- 
land vorgelagert und erlebt von daher den Gegen- 
satz zwischen China und der Sowjetunion unmittel- 
barer als die Staaten Westeuropas, die unter der 
scharfen Trennung ihres Kontinents leiden. Beide, 
Japan und Westeuropa, bemühen sich, ihren Teil 
zur Entspannung und zur Entkrampfung des Ost- 
West-Verhältnisses und der anderen großen Gegen- 
sätze dieser Welt beizutragen und die Großmächte 
in ihren Entspannungsbemühungen zu unterstüt- 
zen. 

Gemeinsam sollten wir uns auch mit den Heraus- 
forderungen beschäftigen, denen sich die Industrie- 
staaten durch die Entscheidungen der Rohstofflän- 
der ausgesetzt sehen. Der Außenminister der USA 
hat erst vor wenigen Tagen auf die großen Gefah- 
ren hingewiesen, denen die Weltwirtschaft durch 
die Erhöhung der Rohölpreise und generell der 
Rohstoffpreise ausgesetzt ist. Wir müssen überle- 
gen, in welcher Weise wir diesen Gefahren begeg- 
nen und die Weltwirtschaft intakt erhalten können, 
etwa durch Ausweichen auf andere Rohstoffe und 
Primärenergien und vor allem durch ihre sparsa- 
mere und rationellere Verwendung. Wir müssen 
auch überlegen, wie wir einer etwaigen weiteren 
Liefersperre bei Öl oder anderen Rohstoffen ge- 
meinsam — denn es geht nur gemeinsam — wider- 
stehen wollen. 

Wichtigste Fragen der Zusammenarbeit stellen 
sich auch im Bereich des Umweltschutzes. Ich glau- 
be, daß Japan wie Europa sich den Aufgaben dieses 
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Bereichs künftig mit noch mehr Energie und noch 
größerem Aufwand widmen müssen. Zusammenar- 
beiten sollten wir auch in technischen Fragen und 
bei der Lösung der großen und bislang keineswegs 
gelösten sozialen Probleme, denen sich unsere 
Staaten bei fortschreitender Industrialisierung ge- 
genübersehen. 

All diese Fragen werden wir ganz sicher hier und 
heute nicht abschließend beantworten können. Wir 
sollten — und da bin ich für die Anregung der ja- 
panischen Delegation besonders dankbar — nach 
unserem heutigen Gespräch ernsthaft prüfen, in 
welcher Weise wir den jetzt begonnenen Kontakt 
fortsetzen sollen. Ich meine, daß sich gerade die 
Parlamentarische Versammlung des Europarats für 
solche Gespräche mit Parlamentariern anderer Län- 
der in besonderer Weise eignet. Wir sind hier in 
Straßburg offen und frei, und wir können über all 
das sprechen, was die Menschen bewegt, die Sie 
und uns nach hier entsandt haben. 

Dr. Vohrer (FDP): Herr Präsident! Verehrte Kol- 
legen! Ich komme nochmals auf einige Fragen aus 
dem Bereich des Umweltschutzes zurück. Wo im- 
mer politische Diskussionen, insbesondere wirt- 
schaftspolitische Diskussionen über Japan geführt 
werden, werden die markanten Zahlen des Wirt- 
schaftswachstums angeführt, die ich nur mit vier 
Ziffern untermauern möchte. Während die USA 
3 ^/o Wirtschaftswachstum verwirklichen konnten, 
hat Japan während der letzten zehn Jahre durch- 
schnittlich 9 ^^0 wirtschaftliches Wachstum erreicht, 
hat sein Bruttosozialprodukt je Einwohner in den 
letzten zehn Jahren um 260 ®/o anheben können und 
hat auch das gesamte Volumen um 280 ®/o angeho-^ 
ben; die industrielle Produktion stieg sogar um 
325 o/o. 

Es gibt dafür sehr viele Erklärungen. Ich glaube, 
jede monokausale Erklärung ist falsch. Insofern 
stimme ich auch nicht zu, wenn uns die Sache im- 
mer wieder nur über Sparen und Investieren mit 
den hohen Investitionsraten von 40 o/o erklärt wird. 
Dahinter steht natürlich auch eine Einkommensver- 
teilung, mit der man politisch nicht immer einver- 
standen sein muß. 

Meine Frage läuft darauf hinaus: Inwieweit ist 
nicht die Umweltbelastung, die mit solchen Produk- 
tionssteigerungen verbunden ist und bislang von 
der Bevölkerung toleriert wurde, ein wesentlicher. 
Grund, und inwieweit wird sich die japanische Po- 
litik ändern, wenn in einem Land mit einer Sied- 
lungsdichte von fast 300 Einwohnern je qkm lang- 
sam die reine Luft und das reine Wasser zu einem 
knappen Gut werden, für das bislang noch kein 
Preis und kein Markt bestehen? Wir haben da eini- 
ge Zahlen von Ihnen in den internationalen Statisti- 
ken, die aussagen, daß die öffentlichen Aufwendun- 
gen in Japan für den Umweltschutz höher sind als 
irgendwo anders in der Welt. Sie haben ja auch im 
April 1974 ein Gesetz über die Luftverunreinigung 
verabschiedet, das insbesondere auf die Schwefel- 


oxyde abzielt und das Sie ab 1978 konsequent an- 
wenden wollen, wenn auch zwischen den einzelnen 
Regionen differenziert. 

Ich bin sehr interessiert, zu erfahren, inwieweit 
es in Japan eine Bewegung gibt, die von dem 
Wachstumsfetischismus quantitativer Art jetzt hin- 
tendiert zu einem Wachstum qualitativer Art, was 
vielleicht auch dadurch zum Ausdruck kommt, daß 
Sie jetzt schon 11,5 o/o Ihrer industriellen Investitio- 
nen für Umweltschutz ausgeben. 

Meine zweite Frage knüpft an Ihre Ausführungen 
über die Umstrukturierung des japanischen Exports 
an. Ich kann mir vorstellen, daß es nicht nur auf 
Grund der neuen Arbeitsteilung zwischen Nord- 
und Südstaaten in dieser Welt einen Wandel in der 
Exportstruktur gibt, sondern daß Japan seine Ex- 
portstruktur auch auf Grund der jeweiligen mit der 
Produktion verbundenen Umweltbelastung ändern 
wird. Mich würde es interessieren — auch damit 
wir uns hier in Europa darauf einstellen können — , 
inwieweit solche Trends heute schon absehbar 
sind. 

Was die Energie- und Rohstoffversorgung be- 
trifft, haben Sie ausgeführt, daß Japan eines der er- 
sten Opfer war. Japan hat als ein solches Opfer 
auch besonders allergisch reagiert, teilweise in ei- 
ner Art und Weise, die von uns in Europa als ego- 
istisch empfunden worden ist. Mich würde in dem 
Zusammenhang interessieren: Gibt es in Japan na- 
tionale Programme in bezug auf Recycling, das 
heißt, daß Sie mit Ihren bisher vorhandenen Roh- 
stoffen oder sich im Kreislauf befindenden Rohstof- 
fen zukünftig effizienter wirtschaften wollen? Wie 
sehen die Programme aus? Gibt es Kooperationen 
zwischen den einzelnen Nationen über OECD-Gre- 
mien über solche Recycling-Programme oder ener- 
giesparende Maßnahmen? 

Meine letzte Frage zielt darauf ab: Inwieweit 
sind Sie bereit, mit uns gemeinsam Methoden zu 
entwickeln und mit dem Europarat zu diskutieren, 
wie wir uns gegenüber solchen Umweltbelastun- 
gen, die auf Grund der Kostenstruktur bedingt sind, 
und solchen Umweltbelastungen, die die Kosten- 
struktur der Industrie verändern und auch den in- 
ternationalen Handel mit Wettbewerbsverzerrun- 
gen zukünftig immer mehr auseinandertreiben wer- 
den, verhalten sollen? Inwieweit sind Sie bereit, 
hier gemeinsam Methoden zu entwickeln, um den 
internationalen Handel auch bei mehr Umwelt- 
schutz so gut wie möglich funktionieren zu lassen? 
Ich könnte mir vorstellen, daß wir miteinander So- 
zialindikatoren entwickeln sollten, die das Wachs- 
tum von dem bisherigen rein quantitativen Wachs- 
tum zu einem qualitativen Wachstum bringen. Ich 
bin der festen Überzeugung, wenn wir hier weiter- 
kommen, werden wir die auf Seite 7 unseres Me- 
morandums behandelten Probleme des Umwelt- 
schutzes und der Rohstoff- und Energiekrise künftig 
etwas ausführlicher behandeln, und das wird ge- 
meinsame, befruchtende Gespräche nach sich zie- 
hen. 
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Tagesordnungspunkt: 

Die Tätigkeit der 
OECD-Kernenergiebehörde (NEA) 

(Drucksache 3442) 

Berichterstatter des Ausschusses 
für Wissenschaft und Technologie: 

Abgeordneter Riviere 

(Drucksache 3473) 

Berichterstatter des Ausschusses 
für Wirtschaft und Entwicklung; 

Abgeordneter de Niet 

Richter (SPD): Herr Präsident! Als Vorsitzender 
des Ausschusses für Wissenschaft und Technologie 
habe ich zunächst die Verpflichtung, unserem Be- 
richterstatter, Paul Riviere, zu danken. Er hat sich 
dieser Aufgabe unterzogen. Er hat diese Aufgabe 
sehr ernst genommen. Er hat den Ausschuß in re- 
gelmäßigen Abständen informiert. 

Sodann glaube ich, daß hier zwei Berichte der 
OECD Nuclear Energy Agency zu würdigen sind. 
Ich bin dankbar, daß diese Agentur ihrer Berichts- 
pflicht gegenüber dem Europarat nachgekommen 
ist. Diese Berichte lagen uns vor, und es ist der 
Großzügigkeit des Wirtschaftsausschusses und 
auch des Berichterstatters Herrn de Niet zu dan- 
ken, daß man bereit war, beide Berichte, nachdem 
der zweite sehr kurz nach dem ersten eingegangen 
war, hier auf einmal zu behandeln. Dies hat die 
Verhandlungen in diesem Hause sicher sehr geför- 
dert. 

Unbestritten geblieben sind wohl zwei Tatsachen, 
zunächst die Tatsache, daß wir ohne diese Agentur 
in Europa gar nicht mehr auskommen können. Ihre 
Bedeutung ist in dieser Debatte klar zum Ausdruck 
gekommen. 

Zum anderen möchte ich das aufnehmen, was 
beide Berichterstatter hier zum Ausdruck gebracht 
haben: die Bedeutung der Umweltprobleme. Ohne 
daß wir hier eine Grundsatzdebatte zu führen ha- 
ben — das wäre verfehlt; es liegen ja nur die bei- 
den Berichte zur Diskussion auf — , würde ich doch 
meinen, daß wir in diesem Bereich der Umweltpro- 
bleme sehr bald zu einer Diskussion kommen soll- 
ten. Möglicherweise wird das zum Tragen kommen, 
was Paul Riviere in seinem Bericht angedeutet hat: 
daß wir in absehbarer Zeit eine eigene Behörde in 
Europa brauchen, die sich allein mit diesem Pro- 
blem zu befassen hat. Beide Probleme und ihre Lö- 
sung sind für den Europarat von größter Bedeu- 
tung. 

IJnbestritten blieb auch die Tatsache — auch 
wenn es einige Anmerkungen des Mitberichterstat- 
ters de Niet gab — , daß wir die nukleare Energie 
brauchen. Hier unterstütze ich den Berichterstatter 
Paul Riviere. Wer die gesamte Situation auf dem 
Olmarkt kennt, weiß, was in Zukunft vor uns 
steht. 

Für die etwas längerfristigen Probleme, die Herr 
de Niet angeschnitten hat, darf ich ankündigen, daß 


die OECD für Dezember/Januar einen Generalbe- 
richt angekündigt hat, der sich mit den langfristi- 
gen Problemen der Atomenergieversorgung befas- 
sen wird. Ich glaube, daß die Grundsatzdebatte, die 
hier ab und zu am Rande einmal angerissen wurde, 
dann in diesem Hause in vollem Umfang geführt 
werden kann. 

Vielleicht darf ich noch ein letztes Wort an Sie 
richten, Herr Präsident. Ich kann die japanischen 
Kollegen nicht mehr ansprechen. Aber ich glaube, 
daß die Problematik auch Inhalt der vierten Konfe- 
renz „Wissenschaft und Parlament" bleiben wird. 
Vielleicht kann man unseren japanischen Kollegen 
und Freunden mitteilen, daß wir uns freuen wür- 
den, wenn sie eine Delegation zu dieser Konferenz 
unseres Hauses entsenden könnten. 

Tagesordnungspunkt: 

Überarbeitung der Geschäftsordnung 
der Versammlung 

(Drucksache 3450) 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Ahrens 

Dn Ahrens (SPD): Herr Präsident! Geschäfts- 
ordnungen sind in einem weiteren Sinne materiel- 
les Verfassungsrecht. Daher ist es verständlich, 
wenn alle unsere Parlamente auf Kontinuität ihrer 
Geschäftsordnungen bedacht sind und sich zu Än- 
derungen nur mit einer gewissen Zurückhaltung 
und Scheu entschließen. Daher mag es Sie verwun- 
dern, wenn Ihnen der Geschäftsordnungsausschuß 
dieser Versammlung durch mich einen recht umfang- 
reichen und langen Katalog vorlegt, der eine Fülle 
von Änderungen unserer Geschäftsordnung zu ent- 
halten scheint. 

Der Grundsatz der Kontinuität der Geschäftsord- 
nungen gilt nun allerdings auch bei unseren natio- 
nalen Parlamenten nicht unbeschränkt. Immer wie- 
der erwächst die Notwendigkeit, die eine oder an- 
dere Vorschrift zu ändern und an geänderte Ver- 
hältnisse anzupassen. Parlamentarische Demokratie 
ist nun einmal nichts Statisches; sie fügt sich in 
selbst gegebene Ordnungen, muß aber zugleich 
ständig fortentwickelt werden. 

Das gilt auch für die Geschäftsordnung unserer 
Versammlung. Die letzte umfassende Überprüfung 
der Geschäftsordnung fand 1964, also vor zehn Jah- 
ren, statt. Auch in den vergangenen zehn Jahren 
geschahen fast Jahr für Jahr Änderungen in Einzel- 
fragen; eine gründliche Überprüfung des gesamten 
Regelwerks erfolgte jedoch nicht. 

Daher war es zu begrüßen, daß Mr. Grieve und 
andere Kollegen des Hauses die Initiative ergriffen, 
die den Geschäftsordnungsausschuß veranlaßte, 
eine umfassende Durchsicht und Prüfung unserer 
Geschäftsordnung vorzunehmen. Der Ausschuß hat 
sich dieser Aufgabe sehr eingehend und mit großer 
Akribie unterzogen. Er wurde dabei in hervorra- 
gender Weise vom Sekretär unseres Ausschusses, 
M. Charitons, unterstützt, der auch einige seiner 
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Kollegen des britischen Unterhauses um Rat gebe- 
ten hat. Für diese umfassende Hilfe möchte ich 
sehr herzlich danken. 

Das Ergebnis der Arbeit liegt Ihnen im Dokument 
3450 vor. Die Gesamtheit der Vorschläge läßt sich 
in drei Gruppen unterteilen: 

a) Einmal geht es um die Beseitigung sprachlicher 
Ungenauigkeiten und Ungereimtheiten, die ih- 
ren Ursprung zum Teil in Differenzen der Über- 
setzung haben. Diese große Zahl von Fällen, in 
denen wir zwar eine Änderung des Wortlauts 
der Geschäftsordnung in der einen oder anderen 
Amtssprache vorschlagen, bringen keine sachli- 
chen Änderungen; Sie finden diese Vorschläge 
unter Abschnitt D des Expose des Motifs. 

b) Eine zweite Gruppe von Vorschlägen befaßt sich 
mit solchen Vorschriften, die von der Parlamen- 
tarischen Versammlung nicht mehr beachtet 
werden und überholt sind. Wir schlagen hier 
vor, die Geschäftsordnung dieser geänderten 
Praxis anzupassen. Auch in diesen Fällen, die 
Sie unter Abschnitt C des Expose des Motifs fin- 
den, geht es also nicht um eine Änderung des 
von der Versammlung in der Praxis bereits ge- 
übten Verfahrens. 

c) Eine dritte Gruppe von Vorschlägen schließlich 
betrifft einige wenige Bestimmungen der Ge- 
schäftsordnung, für die wir Ihnen sachliche Än- 
derungen Vorschlägen. Es handelt sich um, wie 
ich meine, sehr behutsame Vorschläge, die sich 
auf Erfahrungen der letzten Jahre gründen und 
die im Ausschuß sehr eingehend diskutiert wor- 
den sind. 

Das Ihnen vorliegende Dokument befaßt sich 
nicht mit Änderungsvorschlägen zu Art. 46 der Ge- 
schäftsordnung; das ist die Vorschrift, die sich mit 
den Berichten der Ausschüsse beschäftigt. Zwar 
war auch der Art. 46 im Dokument 3369, der Grund- 
lage unserer Arbeit, ausdrücklich angesprochen. 
Aber bei Art. 46 geht es um sehr schwierige Fragen 
wie die des Charakters und des rechtlichen Gehalts 
des Expose des Motifs in unseren Berichten sowie 
der Abgrenzung der Verantwortlichkeiten zwischen 
Berichterstatter und Kommission. Diejenigen unter 
Ihnen, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
die seit längerem Mitglied des Politischen Aus- 
schusses unserer Versammlung sind, wissen, daß 
gerade in diesem Ausschuß über diese Frage einge- 
hend diskutiert und gestritten wurde. Ich meine, 
und der Ausschuß hat sich dieser meiner Auffas- 
sung angeschlossen, daß diese schwierigen Fragen 
gesondert von der Ihnen jetzt vorgelegten Gesamt- 
überprüfung behandelt werden sollten und einen ei- 
genen Bericht erfordern, der Ihnen bald nachge- 
reicht werden wird. 

Ich möchte nicht die ganze Fülle der Vorschrif- 
ten, deren Anpassung oder Änderung wir Vorschlä- 
gen, von mir aus ansprechen. Beschränken möchte 
ich mich vielmehr auf die dritte Gruppe, die ich 
vorhin erwähnte, d. h. auf diejenigen Vorschläge, 
die eine sachliche Änderung von Bestimmungen 
der Geschäftsordnung zum Ziel haben. 


Da geht es zunächst um den Art. 7. § 3 dieser 
Vorschrift handelt von der Beendigung des Man- 
dats in der Parlamentarischen Versammlung. Die 
geltende Geschäftsordnung läßt es zu, daß das 
Mandat eines Abgeordneten der Versammlung oder 
eines Vertreters erlischt, bevor sein Nachfolger das 
Mandat übernommen hat. Im Interesse der Arbeits- 
fähigkeit der Versammlung und ihrer Ausschüsse 
scheint es zweckmäßig, das Mandat eines Abgeord- 
neten erst in dem Zeitpunkt erlöschen zu lassen, in 
dem das Mandat des Nachfolgers wirksam wird. Ei- 
nen entsprechenden Vorschlag haben wir Ihnen un- 
ter Ziffer 6 b des Resolutionsentwurfs unterbrei- 
tet. 

Art. 21: Diese Vorschrift befaßt sich mit den Nie- 
derschriften und mit ihrer Genehmigung, Regelmä- 
ßig werden die Niederschriften über eine Sitzung in 
der folgenden Sitzung genehmigt. Nichts steht in- 
dessen in der Geschäftsordnung über die Genehmi- 
gung der letzten Niederschrift einer Sitzungsperio- 
de. Diese Niederschriften wurden daher in der Tat 
bislang auch überhaupt nicht genehmigt. Ihre Ge-' 
nehmigung zu Beginn der nächsten Sitzungsperiode 
vorzunehmen, erscheint mir deshalb bedenklich, 
weil sich die Versammlung zu Beginn jeder Sit- 
zungsperiode neu konstituiert. Daher läuft unser 
Vorschlag darauf hinaus, die Genehmigung der 
letzten Niederschrift einer Sitzungsperiode der 
Commission Permanente zu übertragen, die sie 
dann jeweils in der nächsten Sitzung vornehmen 
soll. Sie finden diesen Vorschlag unter Ziffer 14 des 
Resolutionsentwurfs. 

Art. 35: Diese Vorschrift befaßt sich mit dem Mo- 
dus für Abstimmungen. In §§ 3 und 4 geht es um 
die Befugnis von Mitgliedern der Versammlung, 
eine namentliche Abstimmung zu verlangen; diese 
Vorschriften sind eindeutig und klar. Nicht eindeu- 
tig hingegen ist § 4 bis. Diese Vorschrift ermäch- 
tigt den Präsidenten, jederzeit eine namentliche 
Abstimmung anzuordnen. Es könnte zweifelhaft 
sein, ob diese Ermächtigung auch für solche Fälle 
gilt, in denen ein anderer Abstimmungsmodus aus- 
drücklich vorgeschrieben ist. Hier sollte eine Klar- 
stellung erfolgen, die wir Ihnen in Ziffer 23 des Re- 
solutionsentwurfs Vorschlägen. 

Art. 37: In § 5 dieser Bestimmung geht es um die 
Wiederholung von Abstimmungen, die wegen feh- 
lenden Quorums nicht stattfinden konnten. Nach 
geltender Geschäftsordnung muß die Abstimmung 
in der nächsten Sitzung wiederholt werden. Diese 
Vorschrift hat in der Vergangenheit manchmal zu 
Schwierigkeiten geführt, wenn etwa eine oder meh- 
rere Delegationen wegen dringender Verpflichtun- 
gen in ihren nationalen Parlamenten nicht nur ei- 
ner Sitzung fernbleiben mußten, sondern auch in 
der folgenden fehlten. In diesen Fällen ist nicht 
auszuschließen, daß das Quorum in mehreren auf- 
einanderfolgenden Sitzungen fehlt. Hier sollte der 
Präsident ermächtigt werden, die Abstimmung an- 
stelle in der nächsten Sitzung auch in einer der fol- 
genden vornehmen zu lassen. Eine entsprechende 
Formulierung finden Sie unter Ziffer 25 des Resolu- 
tionsentwurfs. 
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Art. 43: In dieser Bestimmung geht es um die 
Ausschüsse unserer Versammlung und um die Zahl 
der Ausschußsitze. Hier schlagen wir Ihnen vor, die 
Zuständigkeiten des Haushaltsausschusses zu er- 
weitern, ebenso die Zahl seiner Ausschußmitglie- 
der. Ihnen ist bekannt, meine Damen und Herren, 
daß das Arbeitsprogramm unserer Versammlung 
Jahr für Jahr von einem Spezialausschuß aufge- 
stellt wurde, der jeweils ad hoc gebildet wurde. In 
seiner letzten Sitzung im Frühjahr dieses Jahres 
hat dieser Spezialausschuß empfohlen, die Aufstel- 
lung des Arbeitsprogramms künftig dem Budgetaus- 
schuß zu übertragen. Diese Empfehlung wurde mit 
dem Hinweis begründet, daß es nicht sinnvoll sei, 
ein Arbeitsprogramm ohne Rücksicht auf die finan- 
ziellen Möglichkeiten des Europarats zu beschlie- 
ßen. Der Geschäftsordnungsausschuß hat sich die- 
ser Empfehlung angeschlossen. Der Erweiterung der 
Kompetenzen des Ausschusses sollte jedoch nach 
unserer Auffassung eine Erhöhung der Zahl der 
Ausschußmitglieder entsprechen. Wir schlagen Ih- 
nen daher vor, den „Ausschuß für Haushalt und für 
das intergouvernementale Arbeitsprogramm", wie 
er künftig heißen wird, in Zukunft mit 21 Mitglie- 
dern zu besetzen. Bei der Beratung über das Ar- 
beitsprogramm sollte der Ausschuß nach unserer 
Meinung im übrigen Vertreter der Fachausschüsse 
hinzuziehen, damit alle fachlichen Gesichtspunkte 
zur Geltung gebracht werden können. 

Art. 47: Diese Vorschrift befaßt sich mit dem 
Dringlichkeitsverfahren, mit dessen näherer Ausge- 
staltung sich der Geschäftsordnungsausschuß schon 
1957 befaßt hat. Der Ausschuß hat ein Verfahren 
vorgeschlagen, in dem die Dringlichkeit der Fragen 
geprüft werden soll. Dieses Verfahren bezieht sich 
— ohne daß das ausdrücklich gesagt wird — nur 
auf solche Dringlichkeitsfragen, die im Laufe einer 
Sitzungsperiode gestellt werden. Wir meinen, daß 
dies ausdrücklich klargestellt werden sollte, um je- 
den Zweifel auszuschließen, und schlagen daher 
unter Ziffer 35 des Resolutionsentwurfs eine ent- 
sprechende Ergänzung vor. 

Schließlich Art. 59: Diese Vorschrift befaßt sich 
mit Änderungen der Geschäftsordnung und sieht in 
§ 3 vor, daß sich die Diskussion lediglich auf die 
Texte des Berichts des Geschäftsordnungsausschus- 
ses beschränken soll. Diese Bestimmung, die unver- 
ändert seit 1949 gilt, ist von der Praxis überholt 
worden. Auch die Begründungen und die Motive 
eines Berichts des Geschäftsordnungsausschusses, 
der die Änderung der Geschäftsordnung vorschlägt, 
werden seit langem in diesem Hause diskutiert. 
Wir schlagen Ihnen daher unter Ziffer 39 des Reso- 
lutionsentwurfs vor, § 3 des Art. 59 zu streichen. 

Das, Herr Präsident, sind die Vorschläge, die eine 
Änderung oder — besser gesagt — eine Fortent- 
wicklung der Geschäftsordnung zum Ziel haben. 

Daneben geht es, wie ich ausgeführt habe, um 
die Anpassung von Vorschriften der Geschäftsord- 
nung an die geänderte Verfahrenspraxis der Ver- 
sammlung. Die Vorschläge, die sich darauf bezie- 
hen, möchte ich hier nicht im einzelnen erörtern. 
Ich möchte nur darauf hinweisen, daß ein Teil der 


vom Geschäftsordnungsausschiiß gemachten Vor- 
schläge auf die geänderte Stellung der Commission 
Permanente zurückgeht. Dies gilt etwa für die Vor- 
schläge zu den Ziffern 4 b, 5 b, 8 a, 10, 29, 31 a und 
b des Resolutionsentwurfs. Andere Vorschläge be- 
ruhen darauf, daß in der Geschäftsordnung oder in 
Zusätzen enthaltene Angaben über Zeit oder Dauer 
der Sitzungen durch die Praxis überholt worden 
sind, wir reagieren darauf in den Ziffern 2 und 16 
des Resolutionsentwurfs. Sie ersehen aus diesen 
wenigen Bemerkungen, daß es in den in Ab- 
schnitt C genannten Fällen allein um eine Anpas- 
sung der Geschäftsordnung an ein schon geänder- 
tes Verfahren geht. 

Die in Abschnitt D des Expose des Motifs ge- 
nannten Vorschläge haben fast nur kosmetischen 
Charakter. Sie sind gleichwohl nicht ohne Bedeu- 
tung, weil es gewiß sinnvoll ist, die volle sprachli- 
che Übereinstimmung zwischen dem französischen 
und dem englischen Text herbeizuführen und auch 
in den übrigen Fällen Mißverständnisse und Zwei- 
fel der Geschäftsordnung auszuräumen. 

Der Geschäftsordnungsausschuß bittet Sie, den 
Vorschlägen im Dokument 3450 zuzustimmen. 

Wenn Sie gestatten, möchte ich gleich anschlie- 
ßend zum Amendement Nr. 1 Stellung nehmen, das 
von Herrn Roper vorgelegt worden ist. Der Ge- 
schäftsordnungsausschuß empfiehlt Ihnen, dieses 
Amendement ebenfalls anzunehmen. 

Herr Roper hat nach Beratung des Dokuments 
3450 im Geschäftsordnungsausschuß ein Amende- 
ment vorgelegt, das eine weitere Änderung des Ar- 
tikels 37 vorschlägt. Diese Vorschrift enthält Be- 
stimmungen über das Quorum. Im § 1 wird be- 
stimmt, daß die Versammlung ohne Rücksicht auf 
die Zahl der anwensenden Abgeordneten die Tages- 
ordnung und die Geschäftsordnung annehmen 
kann. 

Herr Roper schlägt vor, auch die Entscheidung 
über eine Vertagung der Versammlung nicht von 
der Anwensenheit einer bestimmten Zahl von Mit- 
gliedern des Hauses abhängig zu machen. Der Ge- 
schäftsordnungsausschuß hält diese Anregung für 
zutreffend und schließt sich der Auffassung von 
Herrn Roper an. 

Dasselbe gilt für die von Herrn Roper angeregte 
Klarstellung im § 6 des Artikels 37. 

Ich bitte daher, auch das Amendement Nr. 1 an- 
zunehmen. 


l^reitag, 'U. September 19/4 

Tagesordnungspunkt: 

Die Lage in Griechenland — Aufforderung des 
Ministerkomitees an die Versammlung zur 
Stellungnahme zur Frage der Wiederaufnahme 
Griechenlands in den Europarat 

(Drucksache 3491) 
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Berichterstatter des Ausschusses 
für die europäischen Nichtmitgliedsländer: 

Abgeordneter Abens 

(Drucksache 3493) 

Berichterstatter des Politischen Ausschusses: 

Abgeordneter Coilins 

(Drucksache 3492) 

Berichterstatter des Politischen Ausschusses: 

Abgeordneter Dankert 

Ansprache des griechischen Verteidigungsmini- 
sters und stellvertretenden Außenministers Averoff 

Dr, Geßner (SPD): Herr Minister, ich gestatte 
mir, zwei Fragen zu unterschiedlichen Sachkomple- 
xen zu stellen. 

In diesen Tagen hatten wir eine Debatte, in der 
ich die Befürchtung äußerte, daß die wirtschaftli- 
chen Hilfeleistungen der Demokratien dann nicht 
umfangreich genug sind, wenn sich ein Staat der 
Diktatur entledigt und zur Demokratie zurückge- 
funden hat. Ich möchte Sie nun fragen: Wie sieht 
es bis jetzt mit den wirtschaftlichen Hilfsangeboten 
der demokratischen Staaten aus? Es besteht wohl 
kein Zweifel darüber, daß die wirtschaftliche Ent- 
wicklung eines Landes, das gerade zur Demokratie 
zurückgekehrt ist, für die politische Zukunft von 
außerordentlicher Bedeutung ist. 

Die zweite Frage, die ich Ihnen stellen möchte, 
berührt das Gebiet der auswärtigen Politik. Nach- 
dem wir heute morgen in unserer gemeinsamen 
Ausschußsitzung bereits auswärtige Fragen bespro- 
chen haben, möchte ich Sie folgendes fragen. Ist Ih- 
rer Auffassung nach eine politische Lösung vor- 
stellbar, wenn die türkischen Truppen ganz auf Zy- 
pern bleiben oder nur teilweise abziehen, bezie- 
hungsweise wie stellen Sie sich das Verhalten der 
griechischen Regierung für den Fall vor, daß die 
Türkei ihre Truppen tatsächlich nicht zurück- 
zieht? 

Der Minister erklärt, zweifellos bestehe eine Ab- 
hängigkeit zwischen politischer und wirtschaftli- 
cher Entwicklung, Unter diesem Gesichtspunkt sei 
die Hilfe der demokratischen Länder nicht ausrei- 
chend; jedoch sei von mehreren Ländern der Be- 
weis großen Verständnisses erbracht, und hier hof- 
fe man auf weitere Hilfe in entscheidenden Momen- 
ten. — Hinsichtlich der zweiten Frage erklärt er, 
daß nach griechischer Auffassung die Lösung von 
den griechischen und türkischen Zyprioten selbst 
erarbeitet werden müsse, wobei die griechische 
Garantiemachtstellung ebenso zu berücksichtigen sei 
wie die Tatsache einer ungerechtfertigt starken, mi- 
litärischen Präsenz der Türkei, die brutale und er- 
niedrigende Verhältnisse schaffe. Unter würdigen 
Umständen sei Griechenland stets zu Verhandlun- 
gen bereit. 

Dr. Schwencke (SPD): Herr Minister, Sie haben 
wichtige, gewichtige Worte über die Wiederher- 
stellung demokratischer Verhältnisse in Ihrem Land 


und die Rückkehr Ihres Landes zu demokratischen 
Verhältnissen gesagt. Sie haben dem auch eine 
Aufzählung der wichtigsten ersten Schritte zur De- 
mokratie folgen lassen. Dafür können wir alle nur 
sehr dankbar sein. 

Meine Frage bezieht sich auf die Situation, in der 
Sie stehen, nachdem viele Ihrer Landsleute in den 
düsteren sieben Jahren sich mit schweren Verfeh- 
lungen gegenüber Ihrem Volk versündigt haben. 
Meine Frage: Wie werden Sie diejenigen von die- 
sen Leuten, die in den sieben Jahren der Diktatur 
die wichtigsten Positionen bekleidet haben, zur 
Verantwortung ziehen? Wird das geschehen, wenn 
Sie wieder so etwas wie ordentliche Gerichte ha- 
ben? Ist damit zu rechnen, daß dieses Volk, von 
dem wir, glaube ich, alle überzeugt sind, daß seine 
demokratische Grundlage fest und tief ist, von sich 
aus deutlich fordert, daß seine vorherigen Diktatoren 
gerichtet werden? Wird eine künftige Demokratie 
in Griechenland davon nicht dispensiert? 

Zweite Frage: Wenn Sie Anfang oder Mitte No- 
vember freie Wahlen haben werden, werden Sie 
dann alle Listen, alle Listenverbindungen von ver- 
schiedenen Persönlichkeiten zulassen oder wird es 
da zu den Extremen hin eine Nichtzulassung ge- 
ben? 

Minister Averoff erklärt, daß eine Bestrafung 
zahlreicher hoher Funktionäre der Diktatur bereits 
durch ihre Entfernung aus dem Amt oder durch die 
Annullierung ihrer Beförderung während der Dik- 
tatur erfolgt sei. Darüber hinaus sei ihnen ein Ver- 
fahren vor einem U ntersuchungsausschuß angekün- 
digt worden. Verstöße gegen das Strafgesetz wür- 
den selbstverständlich vor den ordentlichen Gerich- 
ten verhandelt. — Zu den bevorstehenden Wahlen 
sei jede politische Partei zugelassen, die vor dem 
obersten Gerichtshof erklärt habe, im gesetzlichen 
Rahmen und nicht mit dem Ziel des Umsturzes der 
demokratischen Ordnung handeln zu wollen. 

Richter (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ge- 
ehrten Damen und Herren! Auch ich möchte zu- 
nächst Victor Abens meine Anerkennung für die 
ausgewogene Art und Weise aussprechen, wie er 
diesen Bericht vorgetragen hat. Victor Abens ist 
ein Mann, der an seinem eigenen Körper all die 
Schattenseiten der politischen Entwicklung in Euro- 
pa selbst erlebt hat. 

Wir müssen uns klar darüber sein, weiche unmit- 
telbaren Auswirkungen diese Debatte auf die Lage 
in Griechenland wirklich hat. Unsere Antwort hier 
kann und darf nur eine politisch konstruktive sein. 
Ich teile die Auffassung, die Sie, Herr Minister, 
hier vertreten haben, daß in ganz Griechenland auf 
jeder Platia und in jedem Kafenion bekannt wird, 
wie sehr der Europarat es begrüßt, daß die griechi- 
sche Regierung die Rolle Griechenlands in Europa 
auf eine neue Basis gestellt hat, und daß wir Sie 
möglichst bald als Mitglieder in diesem Hause be- 
grüßen wollen. 

Die Parlamentarier des Europarats haben ein In- 
teresse an einem konstruktiven Verhältnis zwi- 
schen einem demokratisch erneuerten Griechenland 
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und Europa. Das gilt für den Europarat, und das 
sollte auch für die Europäische Gemeinschaft gel- 
ten, nicht zuletzt auch in bezug auf die Rolle, die 
Griechenland für die Sicherheit all unserer Länder 
spielt. In diesem Zusammenhang spreche ich Sie als 
Verteidigungsminister Ihres Landes ganz gezielt 
und sicher berechtigt an. Wir Parlamentarier hier 
müssen daher die Frage des Wiederbeitritts Grie- 
chenlands 7iim_ Europarat auch im^ Gesamtzusam- 
menhang des Verhältnisses zwischen Griechenland 
und Europa sehen. 

Niemand plädiert heute dafür, daß die Beratende 
Versammlung, das Forum der parlamentarischen 
Demokratien in Europa, irgendwelche politischen 
Grundsätze über Bord wirft oder auch nur verwäs- 
sert. Ich bin Ihnen, Herr Averoff, sehr dankbar, daß 
auch Sie selber das in Ihrem Beitrag hier so grund- 
sätzlich festgestellt haben. 

Wir wissen jedoch auch, daß die parlamentari- 
sche Demokratie mit wachsenden wirtschaftlichen 
und sozialen Schwierigkeiten ihre Bewährungspro- 
be auch in unseren Ländern immer wieder bestehen 
muß. Ein wirklichkeitsfremder Rigorismus unserer- 
seits gegenüber Griechenland — keiner hat das ge- 
wollt, aber auch eine solche Entwicklung wäre 
möglich gewesen — wäre nicht frei von der Gefahr, 
mißverstanden zu werden, vor allen Dingen in Ih- 
rem Land. Gegen unseren Willen könnten dann ge- 
rade in Ihrem Land jene Kräfte enttäuscht und ge- 
schwächt werden, denen unsere Unterstützung in 
ganz besonderem Maße hätte zukommen sollen und 
die dieser Unterstützung auch bedürfen. 

Deswegen muß gesichert werden, daß Griechen- 
land die Arbeit hier rasch aufnimmt und daß Grie- 
chenland im Ministerkomitee möglichst ohne Ver- 
zögerung präsent sein kann. Ich glaube, nach dem 
Zeitablauf, den Sie, Herr Minister, uns dargestellt 
— mit Wahlen im November — , können wir davon 
ausgehen, daß wir wahrscheinlich schon im Januar 
die frei gewählten Parlamentarier aus Ihrem Land 
in diesem Hause begrüßen können. 

Schließlich haben wir hier miteinander gewürdigt 
das ist sehr wichtig — , daß Ihre Regierung, die 
Regierung Karamanlis, beachtlichen Mut bewiesen 
hat. Sie haben in kurzer Zeit die Entlassung der po- 
litischen Häftlinge gesichert — ■ das haben Sie dar- 
gestellt, Herr Minister - — , Sie haben sich für die 
Wiederherstellung der Pressefreiheit eingesetzt. Ich 
habe noch jene Ausgaben der „Athens News" in 
Erinnerung, in denen es in Balkenüberschrift hieß: 
„Unser Herausgeber J. Horn ist noch 160 Tage im 
Gefängnis." Am nächsten Tag hieß es: „noch 
159 Tage", dann: „158 Tage" und so fort: 

Sie haben sich für die Wiederinkraftsetzung der 
Verfassung von 1952 eingesetzt. Seit wenigen Ta- 
gen ist bekannt, was in Ihrem Lande über die Zu- 
lassung von Parteien beschlossen wurde. Jene von 
Ihnen in den Raum gestellte Absicht, über den 
Areopag zu genehmigen und zu sichern, daß Partei- 
en an den Wahlen beteiligt werden, ist zu begrü- 
ßen. Ich glaube auch, jeder wird sich darüber freu- 
en, daß Sie das Ausnahmegesetz 509 von 1947 auf- 
gehoben haben, ein Gesetz, das nicht nur die Kom- 
munisten in Ihrem Lande getroffen hat, sondern 


auch viele tapfere Widerstandskämpfer, die in die- 
sen bitteren Jahren echt gekämpft haben und die 
unter Mißbrauch dieses Gesetzes Jahre der Haft 
verbringen mußten. 

Noch eine kleine Anmerkung, mit der ich Sie als 
Verteidigungsminister in Ihrem Lande anspreche. 
Wir haben mit etwas Sorge gewisse antiamerikani- 
srhe Stimmjjngen zur Kenntnis genommen. Wie 
ernst sie zu nehmen waren, wie echt sie waren, 
vermag ich nicht zu beurteilen. Der Austritt Grie- 
chenlands aus der Verteidigungsorganisation der 
NATO, den die griechische Regierung nicht als 
Umorientierung ihrer Außenpolitik gewertet wissen 
möchte, schwächt nach unserer Auffassung gleich- 
wohl die Sicherheit des Westens insgesamt. Wir 
begrüßen, daß Sie Mitglied der NATO geblieben 
sind. Aber, Herr Minister, wir möchten der Hoff- 
nung Ausdruck geben, daß wir eines Tages viel- 
leicht auch in diesem Hause werden feststellen 
können: Griechenland hat seine Streitkräfte oder 
Teile seiner Streitkräfte wieder integriert und der 
NATO unterstellt. Ich hoffe, der vergangene Schritt 
war nicht ein endgültiger. Wir sind fest davon 
überzeugt, daß das griechische Volk eine freiheitli- 
che, demokratische Lebensform will und gerade 
deshalb seinen Platz in der Gemeinschaft westli- 
cher Demokratien wieder einnehmen muß. Wir er- 
warten Verständnis für unsere sicherheitspoliti- 
schen Belange sowie für die Auffassung, daß West- 
europa und Nordamerika Partner einer weltpoliti- 
schen Schicksalsgemeinschaft sind. Wir sind daher 
bereit, auch der griechischen Regierung in ihrem 
Anliegen Verständnis entgegenzubringen. Vorhin 
hat mein Kollege Schwencke einen Bereich der 
Hilfsmöglichkeiten zur Sprache gebracht. 

Vielleicht darf ich erwähnen, daß die erste deut- 
sche Demokratie nach dem Ersten Weltkrieg nicht 
zuletzt an den Folgen eines verfehlten Friedens- 
schlusses gescheitert ist. Wir Deutschen wissen aus 
eigener Erfahrung, daß Verständnislosigkeit des 
Auslands nicht die demokratischen Kräfte, sondern 
die Kräfte des Radikalismus von links und von 
rechts unterstützt. Ich hoffe, daß Sie das Grundkli- 
ma dieser Versammlung spüren, dem echten Kern, 
dem demokratischen Kern in Ihrem Lande helfen zu 
wollen. 

Ich glaube auch, daß eine Lösung des Zypern- 
Konflikts auf dem Verhandlungsweg, die im Inter- 
esse aller unserer Länder liegt, ohne eine innenpo- 
litisch abgesicherte und aus freien Wahlen hervor- 
gegangene Regierung nicht denkbar ist. Ich bin 
sehr dankbar für das Gespräch, das ich heute mor- 
gen mit zweien meiner türkischen Kollegen in die- 
ser Angelegenheit führen konnte, mit Herrn Külah- 
li, der hier links neben mir sitzt, und mit Herrn To- 
paloglu. Beide haben die gleiche Auffassung vertre- 
ten. Sie warten auf die gleiche Stunde, auf die wir 
auch warten. Schon in der nächsten Sitzungsperio- 
de im Januar — das sage ich hier noch einmal — 
hoffe ich griechische Kollegen unter uns zu sehen. 
Wenn wir das feststellen, handeln wir in der be- 
gründeten Erwartung, daß es in Griechenland die 
erwähnten freien Wahlen im November gibt. Euro- 
pa hatte sich bereits Anfang der 50er Jahre für den 
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Beitritt Griechenlands und der Türkei ausgespro- 
chen, ohne daß dort zu diesem Zeitpunkt frei ge- 
wählte Parlamente vorhanden waren. Die Entwick- 
lung aber, die von da an in Ihrem Lande und auch 
in der Türkei eintrat, zeigt die Richtigkeit der Ent- 
scheidung, die die damaligen Parlamentarier in die- 
sem Hause getorffen hatten. Das Statut des Europa- 
rates verlangt die Einhaltung der Rechtsstaatlich- 
keit, die Wahrung von Menschenrechten und 
Grundfreiheiten und die aktive Mitarbeit an den 
Zielen des Europarates. Als Mitglied der deutschen 
Delegation beim Europarat bin ich nach Ihren Aus- 
führungen hier, Herr Averoff, überzeugt, daß diese 
Grundrechte in Zukunft in Ihrem Lande gesichert 
sind. 

Wenn Sie von hier nach Athen zurückkehren, 
dann werden Sie das mit sehr unterschiedlichen 
Gefühlen tun. Ich weiß, daß Sie die Stunde der 
Freiheit in Ihrem Land in einem Haus erlebten, 
das, glaube ich, Ihr Großvater seinem eigenen 
Land vermacht hatte, um einen modernen Straf- 
vollzug in Griechenland zu ermöglichen. Ich weiß 
auch, daß es Ihr Großvater war, der am Ende 
des vorigen Jahrhunderts das erste olympische Sta- 
dion in Athen baute und die Jugend der Welt zu 
friedlichen Spielen einlud. Das sind alles Tatsa- 
chen, die wir als Bindung an Sie empfinden, Herr 
Averoff. Ich bin der Meinung, Sie werden nach 
Athen zurückkehren in dem Bewußtsein, das Sie 
selbst zum Ausdruck gebracht haben. Sie dürfen 
dort sagen: Unser Sitz in Straßburg ist frei. Der 
griechische Sitz im Europarat ist offen. Hier wird 
auf die griechische Mitarbeit gewartet. Ich hoffe 
auf gute Zusammenarbeit in Zukunft. 

Dr. Schwencke (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Dies ist ein gro- 
ßer Tag in der Geschichte des Europarats, ein gro- 
ßer Tag in der Geschichte der freien Länder Euro- 
pas, ein Tag der Hoffnung auf das Europa freier 
Menschen, ein Stück Hoffnung auf die Bürger, die 
in ihrem Lande ihre Zukunft selbst bestimmen. 

Ein noch größerer Tag wird folgen, wenn unsere 
frei gewählten Kollegen aus Griechenland hier wie- 
der unter uns und neben uns sitzen, mit uns zusam- 
men in den Ausschüssen arbeiten, mit uns zusam- 
men die Politik des Europarates bestimmen. Und es 
werden noch weitere größere Tage folgen, wenn 
schon bald — vielleicht im Herbst nächsten Jahres 
— auch frei gewählte Kollegen aus Portugal im Eu- 
roparat sitzen. Und sicherlich werden eines nicht 
zu fernen Tages, wenn in Spanien wieder Demokra- 
ten das Land regieren, auch die Kollegen aus Spani- 
en unter uns sitzen. Wenn dieses Europa das Euro- 
pa der Zwanzig ist, dann haben wir in der freien 
Welt und für die ganze Welt ein Zeichen gesetzt: 
für die Verwirklichung der Demokratie gegen alle 
anderen Vorzeichen. 

Im vergangenen Jahr haben wir an dieser Stelle 
sehr häufig und sehr eingehend über Chile gespro- 
chen, haben die schlimme Entwicklung sehr inten- 
siv verfolgt, und wir sind tief entsetzt über das, 
was in Chile Tag für Tag und Nacht für Nacht 
noch vorgeht. Als Demokraten dürfen wir darüber 


nicht hinweggehen, auch wenn Europa weit von 
Südamerika entfernt ist. 

Unsere Freunde aus Griechenland, die in den bit- 
teren sieben Jahren unsere Gesprächspartner wa- 
ren, drängen uns direkt und indirekt, den Prozeß 
der Demokratisierung in Griechenland zu unterstüt- 
zen; sie hoffen, daß sie dem Haus schon früher an- 
gehören könnten, als es unsere Satzung vorsieht. 
Ich glaube, daß unseren griechischen Kollegen und 
Freunden unsere Tür weit offensteht. Das ist hier 
heute in einer beachtlichen Demonstration zum 
Ausdruck gekommen, und ich bin sicher, daß Sie 
Herr Minister Averoff, einen guten Eindruck von 
unseren Zuneigungen mit nach Griechenland neh- 
men. Mein Freund und Kollege Richter hat schon 
die wesentlichen Punkte aufgezählt, die uns daran 
hindern, den Prozeß der offiziellen Wiederzulas- 
sung allzu schnell durchzuführen. Ich bitte unsere 
griechischen Freunde um Verständnis dafür, daß 
wir nicht anders können, als so zu verfahren, wie 
es uns die Satzung vorschreibt: daß nämlich Parla- 
mentarier erst dann dieser Beratenden Versamm- 
lung angehören können, wenn sie demokratisch ge- 
wählt sind. Dieser Zeitpunkt ist sicherlich nicht 
mehr fern. Ich bin überzeugt, daß unsere griechi- 
schen Freunde Verständnis dafür haben, weil die 
Prinzipien, nach denen wir jetzt handeln, eben die- 
selben sind, die ihnen in ihrer Hoffnung geholfen 
haben, in den sieben Jahren der Diktatur auszuhar- 
ren, bis die Zeit der Demokratie wieder gekommen 
war. 

Aus dem Europäischen Parlament ist mir eine 
wichtige Stellungnahme des Politischen Ausschus- 
ses bekanntgeworden. Danach sollen die Assoziie- 
rungsverhandlungen erst aufgenommen werden, 
wenn freie Wahlen stattgefunden haben und die 
volle Wiederherstellung der Rechtsstaatlichkeit 
und der Menschenrechte in Griechenland gewähr- 
leistet ist. 

Ich bin allerdings überzeugt, daß der Ministerrat 
Wege finden wird, schon vorher mit Griechenland 
enger zusammenzuarbeiten. Diese Hoffnung hegt 
auch die deutsche Bundesregierung. Ich bin sicher, 
daß kein Mitglied dieses Hauses dieses Vorgehen 
ablehnen wird. Wahrscheinlich wird jeder von uns 
echt nach Möglichkeiten suchen, den Übergang 
Griechenlands von der Diktatur zur Demokratie be- 
schleunigen zu helfen. Vor allem aber sollen unsere 
demokratischen Freunde in Griechenland wissen, 
daß sie mit uns rechnen können. 

Zum Abschluß meines Beitrages möchte ich beto- 
nen, daß ich den Resolutionsentwurf begrüße. Ich 
bin dem Kollegen Dankert und anderen Kollegen 
dafür dankbar, daß sie uns diesen Resolutionsent- 
wurf vorgelegt haben und daß wir auf dieser Basis 
den Wiedereintritt unserer griechischen Freunde in 
unsere Versammlung vorbereiten können. 

Noch einmal möchte ich sagen: dies ist ein gro- 
ßer Tag, ein noch größerer Tag wird der Einzug der 
Kollegen aus Griechenland sein. 

Sieglerschmidt (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! Die Fort- 
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Setzung dieser Debatte muß gegenüber dem, was 
am Vormittag gewesen ist, zwangsläufig ein wenig 
abfallen. Dies liegt — so sage ich als der erste Red- 
ner — sicherlich nicht an den Rednern, sondern an 
der Situation, in der wir uns in diesem Raum befin- 
den, und an der Tatsache, daß die belebende Ge- 
genwart des Ministers Averoff und seiner Mitarbei- 
ter fehlt. Ich will deshalb auf einiges, was ich vor- 
hatte zu sagen, was ich aber nun bei Herrn Mini- 
ster Averoff nicht mehr an den Mann bringen kann, 
weil ich mich — meine Schuld — eben zu spät zu 
Wort gemeldet haben, verzichten und auch nicht 
Bemerkungen, die aiiuere Kollegen geriiacht haben, 
hier in ähnlicher Weise wiederholen. 

Lassen Sie mich Ihnen aber zu zwei Punkten 
noch einige Überlegungen nahebringen. 

Das eine betrifft Griechenland, die Türkei und 
Zypern, und zwar unter einem Aspekt, der in dieser 
Form hier vielleicht noch nicht erörtert worden ist, 
unter dem Aspekt — der in diesem Hause beson- 
ders wichtig ist — der Sorge um die Erhaltung und' 
Stärkung der Demokratie. 

Wenn wir uns vergegenwärtigen, daß die Zy- 
pern-Frage durch diese, man könnte fast sagen: 
verbrecherische Aktion des Joannides-Regimes auf 
Zypern ausgelöst worden ist und daß das, was dann 
am 24. Juli und an den folgenden Tagen in Grie- 
chenland geschehen ist, eine Folge dieser Aktion 
war und daß dies sicherlich auch im Zusammen- 
hang mit dem türkischen Eingreifen gesehen wer- 
den muß, müssen wir uns andererseits im klaren 
sein, daß, wenn Zypern eine sLänuig schwärende 
Wunde in diesem Teil des Mittelmeeres bliebe — 
und ich fürchte, Herr Präsident, der Pessimismus, 
den Herr Minister Averoff hier geäußert hat, ist lei- 
der nicht so ganz unberechtigt—, dann unter Um- 
ständen auch die Demokratie in beiden Ländern auf 
Dauer Schaden nehmen könnte. Ich sage nicht, daß 
das der Fall sein muß, aber daß sie Schaden neh- 
men könnte. 

Meine Bitte geht also sowohl an die griechischen 
als auch mindestens ebensosehr an die türkischen 
Kollegen, diese Seite der Frage zu bedenken: daß 
beide Länder schweren Belastungsproben entgegen- 
gehen können, wenn diese offene Wunde auf Zy- 
pern erhalten bleibt, und daß dann auch die demo- 
kratische Entwicklung in diesen beiden Ländern in 
Frage gestellt sein könnte. Ich sage das mit großem 
Respekt vor dem neuen Aufschwung der Demokra- 
tie, der gerade in den letzten Monaten in der Tür- 
kei stattgefunden hat, und ich sage das mit minde- 
stens ebenso großem Respekt vor dem, was sich 
jetzt in Griechenland ereignet. 

Lassen Sie mich eine zweite Anmerkung zu der 
Rechtsfrage machen, die heute vormittag hier 
mehrfach erörtert worden ist. Herr Minister Aver- 
off hat uns davon berichtet, welches Ansehen der 
Europarat in jenen Jahren der Diktatur in Grie- 
chenland genossen habe. Wir müssen uns nun fra- 
gen, worauf dieses Ansehen beruhte. Meine Ant- 
wort ist: Dieses Ansehen beruhte darauf, daß der 
Europarat und insbesondere diese Beratende Ver- 
sammlung hier frei von tagespolitischen, taktischen 
Erwägungen ihre klare Linie der Demokratie und 


der Menschenrechte verfolgt hat, auch wo es der 
einen oder anderen nationalen Regierung aus nahe- 
liegenden — und ich würde sogar sagen aus ver- 
ständlichen Gründen — nicht so ganz in den Kram 
paßte. 

Deshalb meine ich, daß man bei der notwendigen 
Auseinandersetzung über diese Rechtsfrage — lei- 
der ist der Kollege Nessler nicht hier - — wohl nicht 
gut von Byzantinismus sprechen kann. Auf welcher 
Seite man auch immer in der Auseinandersetzung 
über diese Rechtsfrage steht, es ist doch eine etwas 
ernstere Sache. Dies ist nicht ein Formelkram. Bei 
der Art, in der die Diskussion geführt wurde, war 
ich ein bißchen daran erinnert, daß es auch in mei- 
nem Land in jenen dunklen Jahren einmal Leute 
gegeben hat, etwa einen Herrn Hitler, die von For- 
maljuristen sprachen, die davon sprachen, daß die- 
se Formaljuristen über Zwirnsfäden stolperten. Als 
Mensch meiner Generation in diesem Lande bin 
ich, wie Sie verstehen werden, sehr hellhörig und 
sehr sensibel in dieser Frage geworden. Ich meine, 
wir sollten diese Fragen durchaus ernst nehmen, 
weil es nämlich — damit möchte ich schließen — 
ein wesentliches Kennzeichen der Demokratie ge- 
genüber der Diktatur oder auch autoritären Syste- 
men ist, daß in der Demokratie das Recht der 
Macht durch die Macht des Rechts abgelöst ist. 


Tagesordnungspunkt : 

Die allgemeine Politik des Europarates 
gegenüber der Konferenz für Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa 

(Drucksache 3478) 

Berichterstatter: Abgeordneter Karasek 

Lemmrich (CDU/CSU): Herr Präsident! Unser 
Kollege Karasek hat uns eine umfassende Darstel- 
lung der Tatsachen und Probleme der Konferenz für 
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa gegeben. 
Er hat diesen Bericht sehr nüchtern, sehr realistisch 
abgefaßt. Dadurch beeindruckt er mich in ganz be- 
sonderer Weise. Ich möchte ihm daher für diese 
seine Arbeit sehr herzlich danken. Ich möchte ihm 
auch sagen, daß ich mit seinen Wertungen und Fol- 
gerungen einverstanden bin. 

Herr Präsident, lassen Sie mich zu einigen Teil- 
aspekten der Problematik der Konferenz für Sicher- 
heit und Zusammenarbeit in Europa Stellung neh- 
men. 

In dem Bericht des Kollegen Karasek wird u. a. 
das Problem der Ideologie und der zwischenstaatli- 
chen Beziehungen angesprochen. Er führt aus, daß 
es sich in gewisser Hinsicht um den Versuch han- 
dele, den ideologischen Konflikt aus den zwischen- 
staatlichen Bereichen herauszunehmen, und daß 
dies ein Versuch der Sowjetunion sei. Er stellt 
auch dar, daß es andererseits das Anliegen der Völ- 
ker Westeuropas sei, einen gesicherten Frieden zu 
erreichen, und führt aus, daß die Völker Westeuro- 
pas einer ideologischen Konfrontation müde gewor- 
den seien. 
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Man kann in der Tat allenthalben feststellen, daß 
die freien Völker einer ideologischen Konfrontation 
müde geworden sind. Aber das ist vielleicht auch 
der Grund dafür, daß gewisse Ideologien im Vor- 
rücken sind, weil man ihre Bedeutung für die Poli- 
tik und den Gang der Dinge anders wertet, als es 
notwendig wäre. 

Die sowjetischen Beziehungen zu anderen Staa- 
ten sind immer zweigleisig gewesen. Die amtlichen 
guten Beziehungen auf diplomatischer und zwi- 
schenstaatlicher Ebene schließen dabei nicht aus, 
daß im Bereich der Ideologie mit allen Mitteln ge- 
kämpft und am Umsturz gearbeitet wird. Wir haben 
das in der Geschichte der letzten Jahrzehnte wie- 
derholt erleben können. Vielleicht werfen gerade 
die in Jugoslawien aufgedeckten Sachverhalte ein 
Schlaglicht auf diese Situation und sind ein typi- 
sches Beispiel dafür. Kommissionen der Roten Ar- 
mee reisen durch Jugoslawien, und Freundschafts- 
beteuerungen werden ausgetauscht, während auf 
der anderen Seite in Montenegro Parteigänger der 
Sowjetunion verhaftet werden, die den Umsturz im 
Sinne Moskaus vorbereiten sollen; man glaubt den 
Arm erkennen zu können, der dahintersteckt. 

Die ganze Problematik wird auch deutlich, wenn 
man die Rolle des Generalsekretärs der Kommuni- 
stischen Partei der Sowjetunion einerseits in der 
Staatlichkeit der Sowjetunion und andererseits in 
der Kommunistischen Partei sieht. Er reist nach 
Amerika, er reist in die Bundesrepublik Deutsch- 
land, er reist nach Frankreich. Dabei wird die Tat- 
sache sichtbar, daß er in staatlichen Funktionen 
auftritt. Auf der anderen Seite aber gibt er die 
Richtlinien für die Kommunistischen Parteien in 
der Welt, die sich Moskau angeschlossen haben. 

In den demokratischen Staaten ist die Frage der 
Geisteshaltung oder, wie ich auch sagen kann, der 
Ideologie unter staatlichen Autoritäten ganz an- 
ders. Da ist diese Zweigleisigkeit gar nicht mög- 
lich. 

Hier handelt es sich um ein Problem, dem wir 
auch in Zukunft unsere besondere Aufmerksamkeit 
schenken müssen. 

In diese Zweigleisigkeit der sowjetischen Politik 
paßt auch die Forderung nach Souveränität hinein. 
Wir sind ebenso der Meinung, daß die Souveränität 
unantastbar ist. Nur eben können wir nicht — und 
wir wollen es nicht — - durch eine Zweigleisigkeit 
die Souveränität eines sozialistischen Staates anta^ 
sten. Aber die andere Seite kann bei uns die Sou- 
veränität antasten; sie bleibt auf der staatlichen 
Ebene bei der Freundschaft, versucht aber, durch 
die Kommunistischen Parteien die Dinge in die 
Hand zu bekommen. Auch hier wird die Doppel- 
gleisigkeit sichtbar. Wir müssen wissen, daß es so 
ist. Erkannte Gefahren sind meistens nur noch hal- 
be Gefahren. Wir wollen mit den Staaten des 
Ostens sprechen; aber wir müssen auch wissen, mit 
wem wir es zu tun haben. 

In diesem Zusammenhang, wo so viel von Sou- 
veränität die Rede ist, stellt sich natürlich auch die 
Frage, von welchen Kräften die Souveränität herge- 
leitet wird. Wir in den freien Staaten Europas lei- 


ten die Souveränität von dem Willen unserer Völ- 
ker ab. Aber wie ist es dort? Wie ist es etwa in der 
Tschechoslowakei? Woher hat die tschechoslowa- 
kische Regierung die Autorität, diese Politik zu ma- 
chen? Woher hat sie die ungarische Regierung, wo- 
her hat sie die Regierung der Deutschen Demokra- 
tischen Republik? Was ist das Fundament? 

Das Fundament ist letztlich ein sogenannter revo- 
lutionärer Akt, der allerdings nicht in Einklang mit 
demokratischen Auffassungen und Zielsetzungen zu 
bringen ist. Obwohl es so ist, verkünden sie, daß 
sie ihre Souveränität von dem freien Willen des 
Volkes ableiten. Gerade vor ganz kurzer Zeit er- 
klärte der amtierende Außenminister der Deutschen 
Demokratischen Republik, Herr Fischer, vor der 
UNO-Vollversammlung in New York: „Das Volk 
der Deutschen Demokratischen Republik hat in frei- 
er Ausübung seines Selbstbestimmungsrechtes ein 
für allemal die sozialistische Gesellschaftsordnung 
gewählt.“ Was er hier sagt, ist eine Behauptung, 
die nicht der Wahrheit entspricht. Die Menschen in 
Mitteldeutschland werden daran gehindert, in freier 
Entscheidung ihre Auffassung kundzutun. Das ist ja 
das Hauptproblem der deutschen Frage. Die Aus- 
übung des Menschenrechts auf freie Selbstbestim- 
mung ist das Problem Nr. 1 der deutschen Frage. 
Die nationale Komponente des deutschen Problems 
rangiert demgegenüber erst an zweiter Stelle. 

Herr Präsident, für viele von uns und natürlich 
gerade auch für mein Land stellen die menschli- 
chen Aspekte der Konferenz für Sicherheit und Zu- 
sammenarbeit in Europa eines der ganz wichtigen 
Dinge dar. Die Politik im Westen wird von unseren 
Bürgern daran gemessen, was sie für den Menschen 
zum Besseren wendet. Hierzu gehört die Bewe- 
gungsfreiheit für Menschen und Ideen. Dieser drit- 
te Problemkreis der Konferenz ist noch in der Ver- 
handlung. Eine dauerhafte und befriedigende Rege- 
lung würde einen bemerkenswerten Schritt zur Si- 
cherung des Friedens darstellen. 

Wie sehr diese Dinge aktuell sind, ist durch ei- 
nen Vorgang demonstriert worden, der auch die 
Weltöffentlichkeit erregte und der unsere engli- 
schen Freunde besonders berührt: Eine junge Eng- 
länderin, die ihrem Verlobten helfen wollte, in Eng- 
land zu leben, wurde dafür, daß sie gemeinsam 
nicht in der DDR leben wollten, sondern in Eng- 
land, zu fünf Jahren Zuchthaus wegen sogenannter 
Fluchthilfe verurteilt. Hier wird es an einem Fall 
demonstriert, worum es geht; viele Bürger meines 
Landes haben dies erfahren müssen und haben den 
Versuch, über Grenzen hinwegzugehen, sogar mit 
ihrem Leben bezahlen müssen. Nach wie vor ist es 
außerordentlich gefährlich, die Grenze in Deutsch- 
land zu überschreiten. 

Wir haben jetzt in der Bundesrepublik Deutsch- 
land zwar den sogenannten Grundlagenvertrag, der 
es ermöglicht, daß Bürger der Bundesrepublik 
Deutschland ihre Freunde, Verwandten und Be- 
kannten in Mitteldeutschland leichter besuchen 
können. Leider ist das nur eine Einbahnstraße von 
Westen nach Osten. Sie würden so gerne vom 
Osten in den Westen kommen, um zu sehen, wie es 
bei uns ist. Ich glaube, nichts fördert den Frieden 
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besser als Völkerverständigung, als wenn die Men- 
schen sehen, wie die anderen leben. Dann ist kein 
Platz mehr für Verhetzung und für Manipulationen 
durch die in staatlichen Händen befindlichen Infor- 
mationsträger. 

Ich kann nur hoffen, daß der Westen bei den 
weiteren Verhandlungen mit Geduld, Zähigkeit und 
Festigkeit verhandelt. 

Abschließend darf ich auf einen erfreulichen 
Aspekt der Konferenz hinweisen, von dem Herr 
Kollege Karasek hinsichtlich der Haltung der euro- 
päischen Staaten und insbesondere der Staaten der 
Europäischen Gemeinschaft hier gesagt hat, daß sie 
nämlich in Genf gemeinsam operieren. Das läßt uns 
hoffen, daß es Europa doch gelingt, eines Tages als 
handlungsfähige Gemeinschaft in der Welt in Er- 
scheinung zu treten. Ich meine, daß wir solche 
Hoffnungsschimmer gerade in einer Zeit brauchen, 
in der die Ausblicke hinsichtlich der Zusammenar- 
beit in Europa recht düster sind. 

Frau von Bothmer (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Der dankenswerte Be- 
richt von Herrn Karasek enthält die wesentlichen 
Aspekte der Verhandlungsproblematik und disku- 
tiert auch Möglichkeiten einer stärkeren Beteili- 
gung des Europarates und seiner Organe ein- 
schließlich seiner parlamentarischen Versammlung 
an den KSZE- Verhandlungen. GestalLeii Sie mir 
dennoch einige Bemerkungen, die teils ein paar an- 
dere Akzente, als sie in dem Bericht von Herrn Ka- 
rasek enthalten sind, zu setzen versuchen. 

Diese erste Konferenz für Sicherheit und Zusam- 
menarbeit in Europa verdient größte Aufmerksam- 
keit. Allein ihr Zustandekommen bedeutet einen 
wichtigen Schritt. Daß befriedigende Ergebnisse in 
verhältnismäßig kurzer Zeit überhaupt zu erwarten 
sind, muß jeder vernünftigerweise bezweifeln, der 
die Kompliziertheit der ganzen Situation vor Augen 
hat. Sicher ist indes, daß sich allmählich Interes- 
senkonvergenzen im Ost-West-Dialog herausschä- 
len, die, von verschiedenen Standpunkten angegan- 
gen, absolut keine Systemkonvergenz bedeuten. 
Beiderseits wird Entspannung als entwicklungsfä- 
hig vorausgesetzt. Das zeigt sich schon in der Tat- 
sache, daß so empfindliche Themen, wie sie in 
Korb 1 enthalten sind, überhaupt Gesprächsthemen 
sind. 

Ich möchte Herrn Karaseks Behauptung, daß die 
Sowjetunion das Ziel verfolge, die Europäische Ge- 
meinschaft zu bekämpfen, für unrichtig beziehungs- 
weise für überholt erklären. Die Blöcke aufzulösen 
wurde zvvur noch 1966 in der Bukarester Deklara- 
tion als Ziel erklärt, aber 1972 erklärte der General- 
sekretär der KPdSU, daß die Sowjetunion bereit ist, 
die Europäische Gemeinschaft anzuerkennen. Diese 
Erklärung ist im Rahmen der deutsch-sowjetischen 
Verhandlungen abgegeben worden. 

Ein Versuch, die US-Präsenz in Europa zurückzu- 
drängen, ist allein dadurch ad absurdum geführt, 
daß ja die USA Partner sind und in der KSZE und 
in der MBFR-Konferenz sitzen. Ich halte daher auch 
den Satz in Abschnitt II. 12 des Berichts für miß- 


lich, in dem es heißt, daß Konfrontation die Basis 
des Ost-West-Treffens sei. 

Was nun bei der KSZE erreicht werden kann und 
wie lange sie dauern wird, bleibt abzuwarten. 
Ebenso ist es natürlich offen, inwieweit diese Kon- 
ferenz auf die Ergebnisse des westeuropäischen In- 
tegrationsprozesses Einfluß haben wird. 

Ich möchte mich nun auf einige Bemerkungen 
konzentrieren, die Korb 3 angehen. Ich sagte schon, 
daß ich allein die Aufnahme der dort erörterten 
Themen ■ die Fragen humanitärer Erleichterun- 
gen, menschlicher Kontakte und des Austausches 
von Meinungen und Informationen — positiv be- 
werte. Selbstverständlich bin auch ich der Mei- 
nung, daß allein Erklärungen oder abgefaßte Papie- 
re auf diesem Gebiet niemandem genügen werden. 
Wir warten, wie meine Vorredner sagten, alle dar- 
auf, daß auf dem menschlichen Gebiet wirklich et- 
was geschieht. Dennoch ist es unvermeidlich, daß 
zunächst Papiere erarbeitet werden. 

Es geht weiter im Korb 3 um den Kulturaus- 
tausch zwischen Ost und West. Im Bericht sagt 
Herr Karasek, daß in bezug auf Korb 3 keine Fort- 
schritte während der Verhandlungen in Helsinki 
und Genf erzielt worden seien. Ich meine, daß nach 
dem bisherigen Stand der Verhandlungen in Genf 
sowohl die bisher verabschiedeten Resolutionen als 
auch die noch in Arbeit befindlichen Texte sehr 
wohl konkrete Verbesserungen gegenüber dem Zu- 
stand darstellen, wie er bisher im europäischen 
Ost-West-Verhältnis herrschte. Dies gilt zum Bei- 
spiel für folgende Punkte: 

1. Verwandtenbesuche. Soweit mir bekannt ist, 
sind in Genf die Papiere über Verwandtenbesuche 
vorbereitet und abgeschlossen. Der Text, der dort 
verabschiedet wurde, enthält die Aussage, daß An- 
träge auf Verwandtenbesuche schnell und ohne zu 
hohe Gebühren wohlwollend geprüft und Diskrimi- 
nierungen der Personen, die solche Anträge stellen, 
ausgeschlossen werden sollen. 

2. Familienzusammenführung. Hier handelt es 
sich um ein sehr schwieriges Problem, weil damit 
ja die Frage verbunden ist, daß Staatsangehörige 
osteuropäischer Staaten auf Dauer ihren Wohnsitz 
bei ihren Verwandten im Westen nehmen können. 
Auch hier soll vereinbart werden können, daß An- 
träge auf Familienzusammenführung wohlwollend 
geprüft, schnell durchgeführt werden und ohne 
Nachteil für den Antragsteller erfolgen können. 
Ferner soll ein faktischer Ausschluß durch hohe 
Gebühren verhindert werden. Auch der Text über 
Familienzusammenführung soll kurz vor dem Ab- 
schluß stehen. 

3. Eheschließung. Auch hier soll ähnlich wie 
beim Text über Verwandtenbesuche und Familien- 
zusammenführung verfahren werden. Eine endgülti- 
ge Verabschiedung steht offenbar kurz bevor. 

4. Inforinations- und Meinungsaustausch. Wie 
Sie wissen, besteht gerade in dieser Frage auf östli- 
cher Seite großes Mißtrauen, wohl auch aus Furcht 
vor ideologischer Aufweichung. Konkret geht es um 
den Austausch von Büchern und Zeitschriften so- 
wie um die Einbeziehung von Rundfunk und Fern- 
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sehen in diesen Austausch. Wenn hier auch 
Schwierigkeiten bestehen, so ist doch immerhin 
eine Resolution über die Verbesserung der Arbeits- 
möglichkeiten für Journalisten und deren techni- 
sches Hilfspersonal schon in Arbeit. Ich sehe darin 
einen sehr hoffnungsvollen Ansatz für die Verbes- 
serung des Informations- und Meinungsaustauschs 
zwischen Ost und West. 

5. Kulturaustausch. Hierbei geht es bekanntlich 
um Fragen, wie den Austausch und den Ausbau 
von Bibliotheken und Lesesälen mit ausländischer 
Literatur, um den Künstleraustausch, um den 
Transport kultureller Güter, um den Transfer von 
Künstlerhonoraren und um Kontakte zwischen ein- 
zelnen Wissenschaftlern und Künstlern. Ein endgül- 
tiger Text steht auch hier noch aus. 

Ich möchte darauf hinweisen, daß diese konkre- 
ten Maßnahmen, die ich hier genannt habe, eine 
substantielle Verbesserung des Zustandes darstel- 
len, der bisher zwischen Ost und West erreichbar 
war. Noch bis vor kurzem war es absolut unmög- 
lich, mit osteuropäischen Staaten über diese 
schwierigen Fragen überhaupt zu reden. Das ist 
jetzt in Genf der Fall. Wir haben allen Grund, darin 
einen hoffnungsvollen Anfang zu sehen. Insofern 
würde ich eine positivere Bewertung des Verhand- 
lungsstandes von Korb 3 im vorliegenden Bericht 
und in der Empfehlung, die wir zu verabschieden 
haben, begrüßen. 

Dr. Geßner (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Es besteht sicherlich Einigkeit darüber, 
daß die Konferenz über Sicherheit und Zusammen- 
arbeit überhaupt erst möglich wurde, weil zwischen 
Ost und West in den vergangenen Jahren ein Pro- 
zeß der Annäherung stattgefunden hat. Dieser Pro- 
zeß ist bisher außerordentlich mühsam verlaufen. 
Es gibt für mich überhaupt keinen Zweifel, daß er 
auch in Zukunft weiter mühsam verlaufen wird. 

Gerade an dieser Stelle drängt es mich daher, 
den neutralen Staaten zu danken, die auf der Kon- 
ferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit Her- 
vorragendes geleistet haben. 

Ich gehe davon aus, daß die westlichen Staaten 
ebenso wie die östlichen — wenn ich dies einmal 
so pauschaliert sagen darf — jeweils ein gewisses 
Gerüst an Minimalforderungen aufgestellt haben. 
Dieses Gerüst ist weniger vom guten Willen getra- 
gen als von bestimmten Interessen der jeweiligen 
Seite. Es ist selbstverständlich, daß wohl kein Weg 
dahin führen wird, daß eine Seite bereit wäre, die- 
ses Gerüst an Minimalforderungen demontieren zu 
lassen. Das heißt mit anderen Worten: Ein Ergebnis 
um jeden Preis ist nicht zu erwarten. Die westli- 
chen Staaten haben eine gewisse gemeinsame Basis 
finden können, auf der ihre Minimalforderungen 
beruhen. 

Das Problem Nr. 1 scheint mir zu sein, ob die Mi- 
nimalforderungen der einen Seite die Minimalforde- 
rungen der anderen Seite ausschließen. 

Das zweite Problem scheint mir darin zu beste- 
hen, ob die Interessenidentität zwischen Ost und 
West in den einzelnen Bereichen, die dort verhan- 


delt werden, groß genug ist, damit eine Basis ent- 
stehen kann, auf der dann auch gemeinsame Ab- 
sichtserklärungen abgegeben werden können. Drit- 
tens: Selbst wenn Interessenidentität in wichtigen 
Bereichen zwischen Ost und West besteht, ist ja 
noch längst nicht gesagt, daß sich beide Seiten 
über die Methoden und Ziele einig sind, die ange- 
wandt werden müssen, um diese gemeinsamen In- 
teressen zu verwirklichen. Dies scheinen mir drei 
Punkte zu sein, die von erheblicher Bedeutung für 
den weiteren Verlauf der Konferenz sind. 

Meine Einschätzung des Konferenzverlaufs ist 
die: das Boot hat zwar einige große Klippen um- 
schifft, aber es liegt noch längst nicht vor Anker. 
Ich habe die ganz, ganz vorsichtige Hoffnung — 
das Wort „vorsichtige" dreimal dick unterstri- 
chen — , daß das Boot trotz stürmischer See noch 
anlegen wird. 

In einem Punkt muß allerdings Klarheit bestehen. 
Das ist ein Punkt, von dem wir nicht abrücken kön- 
nen — und hier pflichte ich dem Herrn Berichter- 
statter hundertprozentig bei — : Sicherheit und Zu- 
sammenarbeit ist nicht allein eine Sache von Regie- 
rungen und Staaten, sondern es wird wesentlich 
darauf ankommen, daß wir die Menschen in den 
Staaten in den Prozeß einzubeziehen vermögen. Die 
Menschen müssen spüren, daß diese Konferenz für 
sie von Nutzen ist; wir müssen sie in Stand setzen, 
über die Grenzen hinweg mehr über einander zu 
wissen. Deswegen müssen wir so sehr darauf beste- 
hen, daß der Konferenzrahmen im weiteren Verlauf 
nicht eingeengt wird, und deswegen ist es wichtig, 
daß wir nicht nur Erklärungen über Sicherheit, Grenz- 
aspekte, über Wirtschaft, über Technik und Um- 
welt, über Prinzipien der Souveränität verabschie- 
den, sondern auch in der Lage sind, den dritten 
Korb zu flechten, bei dem es um die Probleme der 
menschlichen Kontakte, des Informationsaustau- 
sches und des kulturellen Austausches geht — ■ Din- 
ge, die hier im einzelnen bereits dargelegt worden 
sind und die ich nicht noch einmal wiederholen 
möchte. 

Ich bin mir dabei im klaren, daß bei all diesen 
Absichtserklärungen die Ideologie eine außeror- 
dentlich große Rolle spielen wird. Dies hängt damit 
zusammen, daß auf der anderen Seite ein Staaten- 
system vorhanden ist, das auf einer bestimmten 
Ideologie beruht, allerdings nicht mehr so ganz 
kongruent wie noch zur hochstalinistischen Zeit, 
immerhin aber noch kongruent genug. Ich weiß das 
sehr wohl und bin ganz sicher, daß sich die Ver- 
handlungsführer auf unserer Seite dieses Sachver- 
halts ebenfalls bewußt sind. 

Von einem Irrtum möchte ich jedoch warnen. Ich 
möchte dem Irrtum begegnen, daß die Ideologisie- 
rung bestimmter Begriffe Abmachungen über eine 
verbesserte Zusammenarbeit zwischen Ost und 
West ausschlössen. Ich möchte dafür plädieren, daß 
trotz aller ideologischen Divergenzen, die bestehen 
und die auch nicht aufhören werden, versucht wer- 
den muß, dort, wo Interessenidentität vorhanden 
ist, zu vernünftigen Regelungen und Abmachungen 
zu kommen. Die ideologische Diskussion wird trotz- 
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dem weitergehen; kein vernünftiger Mensch wird 
glauben, daß sie so schnell beendet werden kann. 

Meine Damen und Herren, hier ist ein ganzer Ka- 
talog von Dingen vorgetragen worden, die man im 
Interesse der Menschen wird verwirklichen müs- 
sen, Im Grunde genommen ist es ein Katalog von 
Selbstverständlichkeiten. Daß dieser Katalog über- 
haupt aufgestellt werden muß, zeigt, daß selbst 
noch im zwanzigsten Jahrhundert bedeutende Be- 
reiche des persönlichen Wohlergehens der Staats- 
raison geopfert werden. 

Ich möchte dem Mißverständnis Vorbeugen, daß 
es auf der Konferenz für Sicherheit und Zusammen- 
arbeit, besonders was den dritten Korb anlangt, 
darum gehe, Voraussetzungen dafür zu schaffen, 
damit sich die Staaten mit unterschiedlicher Gesell- 
schaftsordnung gegenseitig unterhöhlen könnten. 
Wer diesen Versuch macht, trägt im wesentlichen 
dazu bei, daß diese Konferenz scheitert; die Konfe- 
renz würde ihren Sinn verlieren. Hier geht es viel- 
mehr darum, daß durch mehr Zusammenarbeit der 
einzelnen Regierungen, durch die Einbeziehung der 
einfachen Menschen in den Entspannungsprozeß 
der Frieden sicherer sowie das Zusammenleben 
vernünftiger und schöner gemacht werden kann, 
daß die Menschen in die Lage versetzt werden, sich 
über den Umfang ihres tatsächlichen Sicherheitsbe- 
dürfnisses ein besseres Bild zu verschaffen. 

Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
die Geschichte bietet, wie Sie sehr wohl wissen, 
viele Beispiele dafür, welche Rolle Emotionen, die 
in einem Volk geweckt worden sind, für Krieg und 
Frieden spielen können. Ich bin der Auffassung: Je 
mehr Menschen jenseits der Grenzen voneinander, 
über ihre persönlichen und politischen Verhältnisse 
wissen, um so sicherer ist das eigene Urteil, um so 
sicherer ist der Frieden. 

Die Konferenz für Sicherheit und Zusammenar- 
beit bietet dem Westen auch noch in einem ande- 
ren Bereich eine außerordentlich große Chance. 
Durch konkrete Vorschläge, wie sie beispielsweise 
im Korb 3 enthalten sind, wird eine Alternative 
zum kommunistischen Prinzip der friedlichen Ko- 
existenz geschaffen. Ich glaube, daß dies nicht nur 
in den eigenen Ländern, sondern auch in den Län- 
dern der Dritten Welt von großer Wirkung und Be- 
deutung ist. 

Zum Schluß möchte ich noch auf einen anderen 
Aspekt eingehen. Es reicht nicht aus, daß wir Er- 
klärungen verabschieden, die vernünftig klingen, 
und es reicht nicht aus, daß wir uns gegenseitig gu- 
ten Willen bestätigen. Wir müssen auch darüber 
nachdenken, welchen Kontrollmechanismus wir 
einführen können, um zu wissen, ob Absichtserklä- 
rungen auch tatsächlich von allen Beteiligten ein- 
gehalten werden. 

An dieser Stelle muß ich sagen, ich hätte aller- 
größte Bedenken, wenn man neue Institutionen 
schaffen würde. Ich hielte dies für außerordentlich 
bedenklich, auch beispielsweise im Hinblick auf 
den Einigungsprozeß Europas. Ich möchte auch 
nicht, daß durch bestimmte Institutionen die So- 
wjetunion in bestimmten Bereichen ein Mitsprache- 


recht erhält, das ihr meiner Auffassung nach nicht 
zukommt. 

Ich meine, daß wir uns für eine Nachfolgekonfe- 
renz entscheiden sollten, die nach einiger Zeit fest- 
stellen könnte, was von dem, was beschlossen wor- 
den ist, tatsächlich verwirklicht werden konnte. 
Erst dann werden wir sehen, ob das Signal der Ent- 
spannungspolitik auf Grün oder Rot steht. Wir soll- 
ten uns zu nichts hinreißen lassen, was einen neuen 
Kalten Krieg provozieren könnte. Die Fraktion der 
Kalten Krieger ist international. Es gibt sie sowohl 
im Westen als auch im Osten. 


Sonnabend, 28. September 1974 

Tagesordnungspunkt: 

Die Lage in Portugal 

(Drucksachen 3467 und 3501) 

Berichterstatter: Abgeordneter Hofer 

Ansprache des portugiesischen Außenministers 
Soares 

Sieglerschmidt (SPD): Herr Präsident! Herr 
Minister Soares, gestatten Sie mir zunächst, meiner 
Freude Ausdruck zu geben. Sie nach vier Jahren 
hier wiederzusehen, nachdem ich den Vorzug hatte, 
damals anläßlich jener denkwürdigen Sitzung über 
Portugal mit Ihnen zu diskutieren. 

Nun möchte ich Ihnen zwei Fragen stellen. Die 
eine ist vielleicht etwas heikel. Aber ich möchte 
Ihnen doch Gelegenheit geben, darauf zu antwor- 
ten, weil es, zum Teil hinter der vorgehaltenen 
Hand, eine Diskussion gibt, zu der Sie uns, glaube 
ich, etwas sagen sollten. Man hört gelegentlich, 
was die besonderen Bedingungen jetzt in Portugal, 
die besondere Stellung der Bewegung der Streit- 
kräfte anlangt, dies sei im Grunde genommen kein 
Unterschied zu anderen Militärregimen. Ich gebe 
jetzt das wieder, was da so gesagt wird. Militärjun- 
ta sei Militärjunta; die eine sei eben mehr links, 
die andere sei mehr rechts, und es sei in keinem 
Falle begrüßenswert, daß eine Militärjunta das Sa- 
gen in einem Land habe. Ich würde gerne von Ih- 
len hören, wie Sie das in bezug auf die aktuellen 
Bedingungen in Portugal einschätzen, welches die 
Motive sind, von denen sich Ihrer Meinung nach 
diese Bewegung der Streitkräfte leiten läßt, ob es 
in erster Linie eine bestimmte ideologische, partei- 
politische Ausrichtung ist oder ob es in erster Linie 
darum geht, Demokratie im Sinne der Vorstellun- 
gen des Europarates herzustellen, oder wo Sie die 
Möglichkeiten und Gefahren auf diesem Gebiet se- 
hen. 

Die zweite Frage schließt sich an das an, was 
mein Kollege schon vorher gefragt hat. Ich meine 
die Frage der wirtschaftlichen Hilfe. Ich möchte Sie 
gern ermuntern, uns vielleicht noch ein wenig 
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mehr über die Notwendigkeiten und Bedürfnisse 
Portugals zu sagen. Wir haben ja feststeilen kön- 
nen, daß es nach dem Umsturz in Portugal, nach 
dem 25. April, viele Solidaritätsbekundungen in Eu- 
ropa gegeben hat. Aber ich frage mich, was inzwi- 
schen schon an praktischen Schritten erfolgt ist. 
Sie haben einiges genannt. Vielleicht können Sie 
das noch weiter ausführen. 

Ich würde auch gern wissen, welche Dinge noch 
nicht so vorangegangen sind, hinsichtlich derer wir 
Sie bei unseren Regierungen unterstützen können, 
damit die Demokratie in Portugal auch cfie erfor- 
derliche wirtschaftliche Grundlage erhält. 

Der Minister erklärt, die Bewegung der Streit- 
kräite wünsche möglichst bald die Macht in zivile 
Hände zurückzugeben und habe bereits bis März 
1975 Wahlen angekündigt. — Ohne ausländische 
Hilfe könne die wirtschaftliche Lage Portugals 
nicht kurzfristig ins Gleichgewicht gebracht wer- 
den. Solche Hilfe erwarte Portugal in erster Linie 
von der Europäischen Gemeinschaft, ferner von den 
Vereinigten Staaten, von den Staaten des Ostens 
und von den arabischen Staaten. Es würden vor al- 
lem Techniker benötigt, und man plane zahlreiche 
Maßnahmen, z.B. für die Verbesserung des Ver- 
kehrswesens, für die Entwicklung der Petrochemie 
und für eine notwendige Umstrukturierung der 
Landwirtschaft. 

Dr, Vohrer (FDP): Herr Präsident! Seit einem 
halben Jahr, Herr Minister, führen wir in den 
verschiedenen Kommissionen die Diskussion über 
den möglichen Beitritt Portugals zum Europarat. 
Diese Diskussion war mir persönlich teilweise zu 
formal. Ihnen, Herr Minister, ist es heute mit Ihrer 
Rede vor der Beratenden Versammlung gelungen, 
das Eis zu brechen und ein Maximum an Goodwill 
in der Versammlung zu schaffen. Sie haben es auch 
an dem Beifall gespürt, daß Ihnen die Herzen offen 
entgegenschlugen. Vor dem Hintergrund dieser Of- 
fenheit, die Sie hier sicherlich mitempfunden ha- 
ben, möchte ich die Frage stellen, wie jeder einzel- 
ne von uns hier in diesem Hohen Hause Portugal 
helfen kann. Den Komplex der wirtschaftlichen Hil- 
fe haben wir ja bereits abgehandelt. Mich interes- 
siert aber, wie Sie glauben, daß die einzelnen Mit- 
glieder und auch die Institution Europarat Ihrem 
Land bei den nächsten Schritten helfen können, 
etwa bei den kommenden Wahlen, die Sic hier fü 
März 1975 angekündigt haben. In welcher Weist 
können wir Ihnen die Hilfestellung geben, die Sie 
vom Europarat erwarten? 

Der Minister antwortet, er wünsche für sein 
Land, daß die europäische Öffentlichkeit ihre Auf- 
merksamkeit dem Demokratisierungsprozeß in Por- 
tugal bewahren und ihn damit unterstützen möge. 

Frau von Bothmer (SPD): Herr Minister, durch 
die Frage meines Kollegen Bettiol haben Sie nun 
schon Gelegenheit gehabt, einiges über Mocambi- 
que zu sagen. Das war eigentlich auch das, was ich 


von Ihnen wissen wollte. Ich freue mich, daß Sie 
die Gelegenheit hatten, hier zu sagen, daß die Be- 
freiung nicht zu früh kommt, wie manche Kreise in 
Europa leider noch befürchten. Ja, sie glauben sie 
nach wie vor als eine Unrechtmäßigkeit ansehen zu 
müssen, und sie sprechen zu meinem Bedauern von 
der Frelimo, der Befreiungsbewegung, nach wie vor 
als von Terroristen. Ich glaube, Herr Minister, daß 
Sie durch Ihre Ausführungen hier ganz klargestellt 
haben, wie Portugal, das am ehesten daran interes- 
siert und beteiligt ist, die Sache ansieht. Das gibt 
uns natürlich die Möglichkeit, das nun auch in die- 
ser Weise zu sehen. 

Mich würde nun noch interessieren, Herr Mini- 
ster: Wie sehen Sie die Entwicklung speziell in 
Mocambique bis zum März? Sie sagten, daß im März 
1975 Mocambique unabhängig sein wird. Wird es 
dort nach bestimmten Plänen gehen, die nach den 
Verhandlungen in Lusaka zustande gekommen sind, 
oder gibt es noch Schwierigkeiten? Ich war kürz- 
lich in Südafrika und habe dort von den größten 
Befürchtungen gehört, daß man sich gegenseitig 
totschlagen werde. Ich wäre sehr froh, wenn Sie 
uns etwas über die Entwicklung dort sagen könn- 
ten. 

Der Minister erklärt, nach den Vereinbarungen 
von Lusaka solle Mocambique am 2. Juni 1975 die 
Unabhängigkeit erhalten. Bis dahin werde die Au- 
torität in den Händen dreier Organe liegen: erstens 
des von der portugiesischen Regierung ernannten 
Hohen Kommissars, zweitens einer Übergangsregie- 
rung, die aus Mitgliedern der Frelimo und von der 
portugiesischen Regierung ernannten Personen be- 
stünde, drittens aus einer gemischten militärischen 
Kommission, in der bereits Angehörige der Frelimo 
und der portugiesischen Armee sehr gut zusammen- 
arbeiteten. 

Lagershausen (CDU/CSU): Herr Präsident! Sehr 
geehrter Herr Minister! Ich hätte auch einige Fra- 
gen. Sie haben vorhin wiederholt erwähnt, daß es 
zu Ihren demokratischen Zielen gehört und daß es 
auch die Grundlage Ihrer Regierung ist, die Ver- 
sammlungsfreiheit und die Pressefreiheit zu gewäh- 
ren. Es mag ein Zufall sein; ich habe nicht vernom- 
men, daß Sie auch von der Meinungsfreiheit ge- 
sprochen haben. Vielleicht klären Sie das noch auf. 

In dem Zusammenhang auch die Frage: Hat Ihre 
Regierung es angesichts der Tatsache, daß sie in ei- 
ner so großen und breit gefächerten Koalition abge- 
stützt ist, und angesichts der militärischen Macht, 
die sie im Rücken hat, nötig, Zeitungen zu verbie- 
ten? Ist das wirklich erforderlich angesichts des gu- 
ten Wollens hin zur Demokratie, und führt das 
nicht zum Mißtrauen? 

In diesem Zusammenhang gleich eine weitere 
Frage, die Sie angesichts der unvollständigen Infor- 
mationen über die Vorkommnisse und Maßnahmen 
von heute morgen vielleicht nicht vollständig be- 
antworten können: Ist es angesichts der breiten 
Koalition und angesichts dieser militärischen 
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Macht erforderlich, Andersdenkende festzunehmen 
undd festzusetzen? Ist dabei — können Sie das 
schon sagen — nach rechtsstaatlichen Grundsät- 
zen verfahren worden, und ist die persönliche Frei- 
heit, die Sic ja auch als Ziel dargesteilt haben, be- 
achtet worden? 

Noch eine kurze Frage zu der Gefahr — die ja 
wiederholt in Kommentaren erwähnt wurde und die 
auch Sie schon ei wähnt hauen — , daß es von einer 
rechten Diktatur zu einer linken kommen könnte. 
Sind Besorgnisse in dieser Richtung nicht doch be- 
rechtigt angesichts des besonderen Beifalls zu der 
Entwicklung aus Moskau? 

Zu der Frage Mogambique: Wie Sie es dargelegt 
haben, ist es einleuchtend. Ich würde Ihnen auch 
recht geben und sagen: Diese Entwicklung kam, ge- 
schichtlich gesehen, zu spät. Aber rechtfertigt das 
eine, wie man jetzt den Eindruck hat, überstürzte 
Entwicklung? Muß unbedingt das Recht der einen, 
die einen Anspruch auf Freiheit haben, bezahlt 
werden mit der überstürzten Wegnahme der Rechte 
anderer? Und wenn, wie Sie es dargelegt haben, 
dort in Afrika alle Beteiligten sich einig sind und 
nicht Terroristen, sondern Freiheitskämpfer betei- 
ligt sind, müssen dann im Vollzug dieser Entwick- 
lung unbedingt Menschen sterben? 

Das wären meine Fragen. 

Der Minister erklärt, er habe bei seinen Worten 
auch die Meinungsfreiheit im Sinne gehabt. Es 
herrsche völlige Pressefreiheit. Zwar hätten aggres- 
sive Aktionen einer gewissen extremen Presse die 
Regierung zum Eingreifen gezwungen, jedoch han- 
dele es sich dabei nicht um die extreme Rechte, 
sondern um die extreme Linke. — In Mo(;ambique 
habe es zu dem erreichten Übereinkommen mit der 
Freiimo keine echte Alternative gegeben, es sei 
denn die Fortsetzung des Krieges. 

Dn Geßner (SPD): Herr Außenminister, Sie ha- 
ben im ersten Teil Ihrer Rede eine Feststellung ge- 
troffen, die mich ganz besonders interessiert hat. 
Sie erwähnten nämlich, daß die an dem jetzigen 
Putsch Beteiligten auch am Waffenhandel beteiligt 
seien. Ich möchte Ihnen folgende Fragen stellen, 
obwohl ich mir bewußt bin, daß diese Fragen nur 
sehr schwer oder möglicherweise gar nicht beant- 
wortet werden kann. Meine Frage lautet: Wer in 
Portugal handelt eigentlich mit wem Waffen? Kom- 
men die Waffen aus den Arsenalen der Armee? Bei 
dieser Frage denke ich an die Meldung, die ich 
heute morgen gehört habe, daß der Militärgouver- 
neur von Lissabon verhaftet worden sei. Oder sind 
die Waffen über die Grenzen hinweg nach Lissabon 
hineingekommen? Ich wäre Ihnen dankbar, wenn 
Sie dazu etwas sagen könnten. 

Der Minister antwortet, er könne auf diese Frage, 
die sich vermutlich auf gewisse Gerüchte beziehe, 
mangels eigener Information keine Antwort ge- 
ben. 


Montag, 30. September 1974 


Tagesordnungspunkt: 

Annahme ohne Aussprache der Empfehlung 735 
betreffend Konsultativstatus der 
World Federation of Twinned Towns 


Tagesordnungspunkt: 

Die rechtliche Stellung der Frau — 
ökonomischer und sozialer Wert der 
häuslichen Arbeit der Mutter 

(Drucksache 3480) 

Berichterstatter des Ausschusses für Sozialfragen 
und Gesundheit: 

Abgeordneter Grussenmeyer (für Abg. Frau Hubinek) 

(Drucksache 3477) 

Berichterstatter des Rechtsausschusses: 

Abgeordneter Schmitt 

Ansprache der französischen Staatssekretärin für 
Frauenfragen, Frau Giroud 

Büchner (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Stellen Sie sich vor, werte Kolleginnen 
und Kollegen, Sie würden für Ihre Arbeit in den 
nationalen Parlamenten keine Zuwendung des Staa- 
tes erhalten! Sie hätten in diesem Fall ohne Zweifel 
objektiv nach wie vor die Möglichkeit, sich um ein 
Mandat zu bewerben und dieses Mandat auch noch 
auszuüben. Ob Sie allerdings subjektiv in der Lage 
wären, auf Ihren Beruf zu verzichten oder Pflichten 
innerhalb Ihres Berufs wesentlich zurückzustellen 
oder den Verdienstausfall zu verkraften, der dann 
eintreten würde, ohne daß Sie eine Zuwendung des 
Staates erhielten, dies möchte ich doch sehr in 
Zweifel stellen. Die Folge wäre zweifellos, daß wir 
Parlamente bekämen, die den Ständeparlamenten 
des vorigen Jahrhunderts, wenn auch aus anderen 
Gründen, entsprechen würden. In diesem Fall wäre 
es also Tatsache, daß wichtige gesellschaftliche 
Aufgaben nur von wenigen Privilegierten wahrge- 
nommen werden könnten, in der Praxis, nicht in 
der Theorie. 

Mit diesem zugegeben etwas hinkenden Ver- 
gleich, sehr geehrter Herr Präsident, möchte ich auf 
die wichtige Forderung hinweisen, die in dem Be- 
richt der Kollegin Hubinek eiithaiteii ist, die Forde- 
rung, daß eine Familie mit Kindern unter sechs 
Jahren eine staatliche Unterstützung erhält. Da- 
mit soll erreicht werden, daß ein Elternteil auf Ar- 
beit und Verdienst verzichten kann — ich betone: 
kann! — , um sich der Erziehung der kleinen Kinder 
zu widmen. 

Ich halte diese Forderung für außerordentlich 
wichtig und begrüße sie sehr. Pädagogen und Psy- 
chologen sagen uns übereinstimmend, daß Kinder 
in den ersten Lebensjahren die prägenden Einflüsse 
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für ihr Leben erhalten. Was in diesen ersten Le- 
bensjahren versäumt worden ist, ist später nicht 
mehr oder nur unter großen Schwierigkeiten nach- 
zuholen. 

Allerdings verläuft die Entwicklung in unserer 
Gesellschaft, in unserer Arbeitswelt diesen Erfor- 
dernissen entgegen. In immer mehr Familien arbei- 
ten beide Elternteile. Immer mehr Frauen streben 
nach Arbeit außerhalb des Haushaltes. Eine bessere 
Berufsausbildung macht dies in steigendem Maße 
möglich. Durch Arbeit und eigenen Verdienst ge- 
winnen viele Frauen mehr persönliche Freiheit und 
Unabhängigkeit. Viele Frauen betrachten diese 
selbständige Arbeit im Berufsleben als einen unver- 
zichtbaren Teil ihrer Entfaltungsmöglichkeit. 

Niemand, Herr Präsident, wird diese Entwicklung 
im Interesse der Frauen bedauern wollen, im Ge- 
genteil. Sehr oft ist es aber auch so, daß das Ein- 
kommen der Frau außerhalb des Haushalts für den 
Unterhalt der Familie dringend notwendig und ein- 
fach unverzichtbar ist. Dies ist bei alleinstehenden 
Frauen der Fall. Es ist allerdings auch so, daß unse- 
re Volkswirtschaften überhaupt nicht mehr auf die 
außerhäusliche Berufsarbeit der Frauen verzichten 
können. 

Diese Tatsachen, Herr Präsident, machen es not- 
wendig, daß die Gesellschaft alle erdenklichen Hil- 
fen schafft, damit die durch den Beruf bedingte Ab- 
wesenheit der Eltern nicht zu großen Benachteili- 
gungen bei der Erziehung der Kinder führt. Hier 
stimme ich mit der Frau Kollegin Aasen sehr über- 
ein. Jeder weiß, wie wichtig dabei Kindergärten, 
Kindertagesstätten, Spielplätze und Freizeitstätten 
sind. Jeder weiß, wie wichtig es auch ist, flexible 
Arbeitszeiten zu haben. Das Schulsystem muß so 
gestaltet werden, daß es auch unter diesem Ge- 
sichtspunkt Chancengleichheit schafft. 

Trotz alledem bleibt es aber richtig und wichtig, 
daß besonders bei kleinen Kindern die Erziehung 
durch die Eltern durch nichts gleichwertig ersetzt 
werden kann. Die Eltern haben hier eine große Ver- 
antwortung. Man kann und darf aber nicht den El- 
tern Vorschriften machen, und unsere Kommission 
will dies auch nicht. Die Eltern müssen frei ent- 
scheiden, ob ein Elternteil — sei es die Frau, sei es 
der Mann — eine Zeitlang zu Hause bleibt und sich 
ganz der Erziehung der kleinen Kinder widmet. Wir 
haben allerdings die Pflicht, den Eltern diese wich- 
tige Entscheidung zu erleichtern. Allein und aus- 
schließlich aus finanziellen Gründen sollte niemand 
gezwungen sein, die Erziehung seiner kleinen Kin- 
der zu vernachlässigen. Darum schlagen wir eine 
Familienunterstützung vor, die dann gewährt wer- 
den soll, wenn sich ein Elternteil der Erziehung der 
Kinder widmet und auf außerhäusliche Berufsarbeit 
verzichtet. Ob dabei 50 Vo des nationalen Mindest- 
einkommens ausreichen, möchte ich persönlich 
sehr bezweifeln. Ich kenne viele Familien, in denen 
der Verzicht auf die andere Hälfte des Einkom- 
mens, die aus dem Beruf fließen würde, einfach 
nicht möglich ist, weil der Unterhalt der Familie 
bei einem nur einigermaßen gewährleisteten Le- 
bensstand damit nicht aufrechtzuerhalten wäre. 


Wir empfehlen außerdem, Regelungen zu schaf- 
fen, die den Eintritt oder Wiedereintritt in den Be- 
ruf erleichtern, wenn die Kinder größer sind. Auch 
die Alterssicherung darf sich nicht verschlechtern, 
wenn wegen der Erziehung der Kinder zeitweise 
auf Berufsarbeit außer Haus verzichtet wird. 

Herr Präsident, mancher mag unsere Forderung 
für illusionär halten, weil ihre Erfüllung viel Geld 
kosten wird. Ihnen möchte ich zu bedenken geben, 
daß es keine Investition des Staates gibt, die sich 
mehr lohnt als die Investition in die Erziehung der 
Kinder. In allen Staaten wird oft mit einem enor- 
men Aufwand von Geld versucht, Fehlentwicklun- 
gen von Menschen wieder zu korrigieren. Untersu- 
chungen haben unzweifelhaft ergeben, daß solche 
Fehlentwicklungen sehr oft ihre Wurzeln in Ver- 
säumnissen oder Fehlern bei der Erziehung der 
Kinder in den ersten Jahren haben. 

Allerdings würde ich die Familienunterstützung 
nicht ohne Rücksicht auf das Einkommen gewäh- 
ren. Ich bin für eine Einkommensgrenze schon des- 
halb, weil ich damit die Realisierbarkeit unserer 
Vorschläge für wesentlich wahrscheinlicher halte. 
Ich würde es sehr begrüßen, wenn viele Mitglied- 
staaten des Europarats die Vorschläge in diesem 
Bereich sorgfältig prüfen und schrittweise verwirk- 
lichen würden. Manche Eltern wären dann in der 
Lage, mit größerer Freiheit ihre Verantwortung für 
die Erziehung der Kinder wahrzunehmen. 

Anderen Eltern und insbesondere alleinstehenden 
Elternteilen mit Kindern wäre es überhaupt erst 
durch eine staatliche Unterstützung möglich, sich 
ohne außerhäusliche Berufsarbeit der Kindererzie- 
hung zu widmen. 

Von Verantwortung der Eltern kann nur spre- 
chen, wer auch die objektiven Voraussetzungen da- 
für schafft, daß diese Verantwortung in der Praxis 
wahrgenommen werden kann. 


Tagesordnungspunkt : 

Aktionen des Europarats nach dem Jahre 1975 
zur Erhaltung des architektonischen Erbes 

(Drucksache 3481) 

Berichterstatter: Abgeordneter Lord Duncan-Sandys 

Dr. Schwencke (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Eine Zukunft 
für unsere Vergangenheit politisch zu realisieren, 
das ist die Kernaussage des wichtigen Berichts und 
der Empfehlung, die uns Lord Duncan-Sandys vor- 
gelegt hat. Ich bin sehr dankbar dafür, daß dies so 
knapp, so klar und in der Sache so eindeutig ge- 
schah. Ich möchte mich dem Bericht und den Aus- 
führungen des Berichterstatters insgesamt anschlie- 
ßen, schon deswegen, weil es in unserem Ausschuß 
kein Mitglied gibt, das nicht die hinhaltende Be- 
handlung unseres Metiers durch den Ministerrat 
aufs tiefste bedauert. 

Wir hoffen, daß eine immer breitere Öffentlich- 
keit und die Gruppe von Experten, die sich immer 
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mehr erweitert, das voranbringen werden, was im 
Bereich des Europarats geboren wurde und was die 
Zukunft als eine gesellschaftspolitische intentio- 
nierte Zukunft auch im Bereich des architektoni- 
schen europäischen Erbes bestimmt. Wir dürfen 
nicht zulassen — das hat Lord Duncan-Sandys dan- 
kenswerterweise deutlich ausgeführt — , daß alle 
diese Bemühungen in einer Sackgasse enden, die 
der Ministerrat darstellt. 

Gestatten Sie mir, Herr Präsident, daß ich noch 
ein paar grundsätzliche Ausführungen denen von 
Herrn Duncan-Sandys hinzufüge. 

Um was geht es eigentlich? Einfacher und schnel- 
ler ist wohl zu sagen, um was es nicht geht. Es 
geht nicht um die Musealisierung, nicht um eine 
Art von Nostalgie und nicht um die Unterstützung 
professioneller Vergangenheitsbewahrer, Vergan- 
genheitsschützer. Es kann uns allen, uns Politikern 
jedenfalls, nicht darum gehen, erstens, mit immer 
größeren öffentlichen Mitteln noch mehr alte Ge- 
bäude zu Museen zu machen oder als architektoni- 
sche Zeugnisse der jüngeren und älteren hochbür- 
gerlichen Vergangenheit zu restaurieren, etwa als 
Refugien der Wenigen. Nein, so empfehlenswert 
dies alles für eine im Überfluß des Geldes befindli- 
che Gesellschaft sein könnte, für uns ist das nicht 
Hauptaufgabe der Denkmalspflege. Wenn wir von 
Denkmalspflege sprechen - — einige meiner Freunde 
und ich — , 30 meinen wir damit eine gesellschafts- 
bezogene Aufgabe, die städtebaupolitische Bedeu- 
tung hat und politische Konsequenzen erfordert. 

Zweitens. Die amerikanisch-europäische Nostal- 
giewelle läßt unser Thema möglicherweise eher in 
den Hintergrund als in den Mittelpunkt treten. Uns 
geht es um eine sachliche, eine politische und nicht 
um eine idealistisch-schwärmerische Denkmalspfle- 
ge. 

Eine dritte Anmerkung zu diesem Punkt. Natür- 
lich wissen wir auch, in einigen Mitgliedsländern 
besser als in anderen, daß professionelle Denkmals- 
schützer, Konservatoren usw., selber häufig nicht 
geringen Verdienst daran haben, daß ihr Metier 
insgesamt in der Öffentlichkeit nicht gerade auf 
Zustimmung stößt. Uns geht es darum, daß wir uns 
ganz realistisch in den Dienst eines Erbes stellen, 
um es davor zu bewahren, daß es zum Museum 
wird. Wir müssen alles tun, damit es in das Leben 
einer Stadt integriert wird, die für die Bürger durch 
Lebensqualität ihr Spezifikum findet. 


Denkmalspflege ist also konsequente Gesell- 
schaftspolitik. Die architektonische Vergangenheit 


ren aus der Geschichte, in der diese Denkmäler ent- 
standen sind, müssen genutzt werden, um Beispiele 
qualitativen urbanen Lebens modellhaft zu entwik- 
keln. Nicht das liebenswerte Touristenstädtchen 
Rothenburg ob der Tauber, so schön es ist, so lo- 
benswert jede Restaurationsmaßnahme ist, steht im 
Mittelpunkt unserer Überlegungen, sondern eine 
Stadt mit wirtschaftspolitischen, mit Strukturpro- 
blemen wie etwa die Großstädte Regensburg, Bam- 
berg und Lübeck mit ihren Altstadtkernen. 


Die polnische Aufgabe lautet also; Integration 
von Stadtentwicklung und Denkmalspflege zum 
Nutzen der Menschen, zur Revitalisierung und zur 
Remultifunktionalisierung der Stadt. 

Es geht also uns Politikern — um es mit ein paar 
Worten noch zu konkretisieren — , darum, daß wir 
den drei Hauptursachen der Zerstörung unserer al- 
ten Städte in Europa begegnen: erstens der Boden- 
spekulation, zweitens dem Verkehr und drittens der 
Ünterqualifikation der Wohnsiedlungen. 

Daraus ergeben sich dann Konsequenzen für die 
Politiker, für die Architekten, für die Stadtplaner 
und für die Stadterneuerer erstens durch gesetzli- 
che Maßnahmen zu verhindern, daß Altstadtkernge- 
biete weiter Spekulationsobjekte von Maklern blei- 
ben — diese Spekulationen müssen gesetzlich ver- 
hindert werden — , zweitens den Verkehr, der für 
die Altstädte ungeeignet ist und der ihre Zerstö- 
rung beschleunigt, zu reduzieren bzw. wo irgend 
möglich ganz zu eliminieren und drittens Gesetze 
zu schaffen oder weiter fortzuentwickeln, auf 
Grund deren Wohnhäuser mit staatlichen Mitteln 
saniert werden, damit sie dem Wohnkomfort, den 
hohen Wohnanforderungen unserer Gegenwart ent- 
sprechen. 

Die Konsequenzen daraus sind bessere Gesetze, 
sind bessere finanzielle Hilfsmaßnahmen, sind eine 
umfassende Planung. 

Hierfür wird zunächst im Bereich der Kommunal- 
politik davon auszugehen sein, daß die Priorisie- 
rung des Verkehrs ersetzt wird durch eine konse- 
quente Priorisierung der Fußgänger. Sicher gibt es 
dafür schon Vorbilder. Einige Fußgängerzonen in 
großen Städten sind begrüßenswerte Anfänge. Es 
ist doch lächerlich, daß in vielen unserer großen 
Städte der Verkehr auf der Straße bleibt und die 
Fußgänger unter dieser Straße durch den Tunnel 
müssen. Aber auch dort, wo Fußgängerzonen exi- 
stieren, muß man sich manchmal fragen, zu wessen 
Nutzen sie existieren. Etwa um den Fußgängern zu 
einer besseren, einer intensiveren Kommunikation 
zu verhelfen? Nein, häufig ist es das erste und 
schlagende Argument — und dabei bleibt es dann 
zumeist auch — , daß damit die Einkaufsstraßen at- 
traktiver werden. Daß kommerzorientierte Fußgän- 
gerzonen in dieser Entwicklung nicht das letzte 
Wort sein können, ich glaube, darüber sollten wir 
uns einig sein. 

Städtebauliche Konsequenzen haben politisch zu 
erfolgen. Daher sollten auch Gedanken gedacht wer- 
den, die nicht überall ankommen. Es muß überlegt 
werden, ob der Stadt nicht eine größere rechtliche 
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Häusern und der späteren Vermietung gegeben 
werden kann. Neue Modelle des Eigentums müssen 
dafür durchdacht und ansatzweise auch praktiziert 
werden, wie es beispielsweise in dem italienischen 
Bologna geschieht. Finanzhilfen für die Bürger in 
den Altstadtkernen müssen durch Staat, Gemeinden 
und Länder aufgebracht werden und die Häuser 
müssen so modernisiert werden, wie es beispiels- 
weise mit Hilfe des holländischen Staates und der 
Gemeinde in Amsterdam geschieht. 
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Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, über die Möglichkeiten, die wir haben, in 
unseren Städten wieder humaner zu leben, wird 
viel gesprochen, ist viel verhandelt worden, wird 
hier am Kern der Sache nachgedacht. Indem wir 
uns mit Überlegungen befassen, wie der große Ver- 
such einer europäischen Kampagne für Europas ar- 
chitektonisches Erbe fortgesetzt und in Europa fort- 
geführt werden soll, treten die drei Gesichtspunkte, 
die vor allem für ein urbanes Gegenmodell spre- 
chen, in unser Blickfeld: Kommunikation, Partizipa- 
tion und Sozialisation. 

1. Die Bürger müssen die Chance haben, an den 
Entscheidungen der Stadt Anteil zu nehmen, so zu 
partizipieren, daß ihr Einfluß nicht nur legalistisch 
ist, sondern tatsächlich gesetzliche, planerische Kon- 
sequenzen hat. 

2. Durch eine Aufhebung, eine strikte Beendi- 
gung des Entmultifunktionalisierungsprozesses der 
Innenstädte wird eine neue Art von Kommunika- 
tion der Bürger möglich. Bürger sollen ihre Stadt 
dann nicht nur „schön" finden, sondern in ihrer 
Stadt selber so existieren, daß sie sich auf Grund der 
Teilnahme an Entscheidungen auch mit ihr identifi- 
zieren können. 

v3. Jedes künftige Modell muß dadurch gekenn- 
zeichnet sein, daß es nicht nur einer oder zwei 
Gruppen, sondern allen Gruppen innerhalb der Ge- 
sellschaft zugute kommt. Es geht nicht an, eine ver- 
gangene gesellschaftliche Entwicklung jetzt umzu- 
drehen. Indem wir Altstädte sanieren, soll nicht 
eine bestimmte Gruppe, eine kleine Gruppe von 
Menschen dort sich ansiedeln können und diejeni- 
gen, die jetzt dort wohnen, ausgesiedelt werden 
müssen. Es geht darum. Wohnen und Handeln der 
Bevölkerung auch hier multipopular zu ermögli- 
chen. 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, die große Chance, im nächsten Jahr in ei- 
ner breiten Öffentlichkeit das durchzuführen, was 
wir Denkmalspflege und Stadtentwicklung nennen, 
ist eine bedeutende politische, eine gesellschaftspo- 
litische Aufgabe. Ich meine, wir sollten dankbar für 
diese Chance sein. Wir werden gemeinsam alles 
versuchen, dieses nicht nur für 1975 in die Tat um- 
zusetzen, sondern es auch in der Zukunft maximal 
zu realisieren. Denn darin wird sicherlich eine der 
wichtigsten Aufgaben des Europarates für die Zu- 
kunft bestehen. 

Lemmrich (CDU/CSU): Herr Präsident! Unser 
architektonisches Erbe ist eines der besonderen 
Charakteristiken Europas und hier wieder sind es 
in ganz besonderer Weise unsere alten Städte und 
die historischen Stadtkerne. Hier liegt das Problem, 
das eigentlich weit über den Denkmalschutz hin- 
ausgeht. In einer Zeit permanenter Veränderung 
wirft die Erhaltung dieser historischen Stadtkerne 
besondere Probleme auf, und zwar sowohl bauli- 
cher Natur wie aber auch vor allem sozialer, ge- 
sellschaftlicher, rechtlicher und in einer ganz be- 
sonderen Weise — das hat auch schon mein Vor- 
redner angesprochen - — finanzieller Art. Für die Er- 
haltung des architektonischen Erbes ist es unerläß- 


lich, die Bürger der betroffenen Städte und die Re- 
gierungen dafür zu gewinnen. In dieser Hinsicht 
hat der Europarat sicherlich Beachtenswertes gelei- 
stet. 

Es geht einmal darum, das Verständnis für den 
Schutz dieses Erbes zu wecken. Es geht aber auch 
darum, die bei diesen Arbeiten gemachten Erfah- 
rungen gegenseitig auszutauschen; es ist wichtig, 
daß auch diese Städte Zentren des Lebens bleiben. 
Funktionsfähige Städte sind für unser gesellschaft- 
liches und staatliches Leben unerläßlich. Das archi- 
tektonische Erbe in den alten Stadtkernen wird je- 
doch dauerhaft nur erhalten bleiben, wenn dafür 
gesorgt wird, daß in diesen Stadtkernen das Leben 
erhalten bleibt und daß die Stadtkerne bewohnbar 
bleiben. Wir müssen feststellen, daß sich diese 
Stadtkerne in zunehmendem Maße entvölkern und 
daß auch die dort tätige Wirtschaft, Gewerbe und 
Handel die Stadtkerne verlassen und sich wegen 
besserer Verkehrsverbindungen und aus anderen 
Gründen an die Peripherie verlagern. Die Stadtker- 
ne werden menschenleer und sterben ab. Wenn sie 
nichts weiter bleiben als nur Museen, werden sie 
auf die Dauer nicht erhalten werden können. Was 
der Mensch nicht mehr nutzt, zerfällt auf längere 
Sicht. 

Die Sicherung unseres historischen Erbes in den 
alten Stadtkernen muß daher Hand in Hand gehen 
mit der Sanierung dieser Zentren. Die Sanierung 
muß dafür sorgen, daß nicht nur das Gewerbe dort 
bleibt, sondern daß auch der Wohnungsbestand mo- 
dernisiert und den sanitären Bedürfnissen unserer 
Zeit angepaßt wird. Dies erfordert eine Reihe wich- 
tiger, aufeinander abgestimmter Maßnahmen, und 
diese wiederum erfordern beträchtliche finanzielle 
Mittel. 

Bei dieser Aufgabe handelt es sich um eine per- 
manente Aufgabe unserer Zeit, die von den einzel- 
nen Staaten Europas unterschiedlich angegangen 
worden ist. Auf der Suche nach dauerhaften Lösun- 
gen wird hier sehr oft Neuland betreten. Zum Bei- 
spiel in meinem Land — in der Bundesrepublik 
Deutschland — wurden zur Vorbereitung eines ent- 
sprechenden Gesetzes, des sogenannten Städtebau- 
förderungsgesetzes, viele Jahre, mehr als ein Jahr- 
zehnt hindurch Versuche unternommen, um zu se- 
hen, wie solche Sanierungen durchgeführt werden 
müssen. 

Das Problem ist ja nicht in allererster Linie das 
der baulichen Substanzerhaltung, sondern liegt in 
einer Vielzahl von rechtlichen und sozialen Fragen. 
Bei den erwähnten Versuchen konnten die Proble- 
me studiert und Erfahrungen gesammelt werden. 
Wir haben in meinem Land diese Dinge fortgeführt, 
und der Bundesrat — das ist die zweite Kammer 
des deutschen Parlaments — hat jetzt einen Gesetz- 
entwurf vorgelegt, den der Deutsche Bundestag 
demnächst behandeln wird. Dieser Gesetzentwurf 
trägt den Titel „Gesetz zur Erhaltung und Moderni- 
sierung kulturhistorisch wertvoller Stadtkerne". 

Die denkmalsschützerische Aufgabe, die vor uns 
liegt, ist wichtig, doch ist sie nur ein Teilaspekt ei- 
ner viel umfassenderen Aufgabe, die wir zu bewäl- 
tigen haben. Bei der Erhaltung und Sanierung unse- 
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rer alten Stadtkerne wird vor allem — ich möchte 
das nochmals betonen -- im rechtlichen und im so- 
zialen Bereich Neuland betreten. Der Austausch der 
hier in unseren Ländern gemachten Erfahrungen ist 
dabei von großer Bedeutung. In diesem Sinne 
möchte ich das, womit sich der Europarat befaßt 
hat, eigentlich verstehen, daß er sich dieser — viel- 
leicht zusätzlichen — Aufgabe zuwendet; der Euro- 
parat hat die Aufgabe, diesen Erfahrungsaustausch 
zum Nutzen aller zu organisieren. Ich meine, es ist 
deswegen dringend notwendig, daß das diese Auf- 
gabe erteilende Mandat auch umgehend verlängert 
wird. 


Tagesordnungspunkt : 

Tätigkeitsbericht des Hochkommissars der 
Vereinten Nationen für Flüchtlingsfragen 

(Drucksache 3470) 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Enders 

Dr. Enders (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Der Ausschuß für 
Flüchtlinge und Bevölkerungsfragen legt im Doku- 
ment Nr. 3470 seine Stellungnahme zum 19. Arbeits- 
bericht des Hochkommissars für Flüchtlinge der 
Vereinten Nationen vor. Letzterer umfaßt die A.r- 
beit der Jahre 1972 und 1973 und liegt der Ver- 
sammlung ebenfalls im Wortlaut vor. Die Tätigkeit 
des Hochkommissars der Vereinten Nationen ba- 
siert auf zwei internationalen Rechtsgrundlagen, 
nämlich der Konvention der Vereinten Nationen 
für Flüchtlinge aus dem Jahre 1951 und dem Zu- 
satzprotokoll des Jahres 1967. Erfreulicherweise 
sind alle Staaten des Europarates der Konvention 
und dem Protokoll über den Flüchtlingsstatus bei- 
getreten. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die 
jüngsten Ereignisse in Chile und Zypern haben 
wiederum gezeigt, daß wir im Jahrhundert der 
Flüchtlinge leben. Kriege, politische Entscheidun- 
gen und diktatorische Kraftakte haben Millionen 
von Menschen entwurzelt, vertrieben und der Hilf- 
losigkeit ausgesetzt. Sie brauchen zur Überwin- 
dung der Not und des Elends für sich und ihre An- 
gehörigen unmittelbare und langfristige Hilfe. Für 
die Mitgliedstaaten des Europarates ist es eine vor- 
dringliche Verpflichtung, den Flüchtlingen in aller 
Welt praktische und großzügige Hilfe zu gewähren. 
Darüber hinaus sind aber auch die Gremien und 
Vereinigungen zu unterstützen, die sich vor allem 
der vom Krieg Geschlageneu und Vertriebenen an- 
nehmen. Ohne andere hilfsbereite Stellen zurückzu- 
setzen, möchte ich dem Internationalen Roten 
Kreuz, den Kirchen und dem Hochkommissar der 
Vereinten Nationen meine Anerkennung für die ge- 
leistete Arbeit aussprechen. 

Der Ausschuß hat mit besonderem Interesse die 
vom Hochkommissar ausgeführten Sonderaufträge 
verfolgt. Es handelt sich um die großangelegte 
Operation im Sudan in den Jahren 1972 bis 1974, 
ferner um die Wiederansiedlung der im gleichen 


Zeitraum aus Uganda vertriebenen Asiaten und um 
die Umsiedlung von Bevölkerungsteilen zwischen 
Indien, Pakistan und Bangladesch in den Jahren 
1973 und 1974. 

Diese und andere Programme erfordern erhebli- 
che Mittel. Es sind schon beträchtliche Summen 
von zahlreichen Staaten aufgebracht worden, doch 
weitere Gelder müssen für künftige Aufgaben noch 
bereitgestellt werden. In diesem Zusammenhang 
darf ich auf die hilfsbereite Einstellung der europä- 
ischen Regierungen hinweisen, die nach dem Mili- 
tärputsch finanzielle Opfer für die Wiederansied- 
lung chilenischer Flüchtlinge erbrachten. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, staaten- 
lose Personen sind im größeren Maße als andere 
mit persönlichen und gesellschaftlichen Schwierig- 
keiten konfrontiert. Ihnen und ihren Problemen ge- 
hört die besondere Aufmerksamkeit der Arbeit des 
Hochkommissars. Leider ist die Konvention der 
Vereinten Nationen zur Reduzierung der Zahl der 
Staatenlosen aus dem Jahre 1961 erst von sechs 
Staaten ratifiziert worden. Der Ausschuß richtet die 
dringende Bitte an die Länder Belgien, Zypern, Dä- 
nemark, Frankreich, Irland, Italien, Luxemburg, 
Malta, Niederlande, die Bundesrepublik, die 
Schweiz und die Türkei, der Konvention beizutre- 
ten, damit auch auf diesem Gebiet der Menschlich- 
keit die Solidarität der Mitgiiedstaaten des Europa- 
rates bekundet wird. Ein wichtiges Ziel der genann- 
ten Konvention ist es, die Staatenlosigkeit nicht auf 
die Kinder übergehen zu lassen, um damit zu ver- 
hindern, daß die Unsicherheit über die staatliche 
Zugehörigkeit wie ein verhängnisvolles Übel von 
Generation zu Generation weiter vererbt wird. 

Hierbei wie auch bei den Bemühungen um die 
Regelung der Probleme des territorialen Asylrechts 
sind in den vergangenen Jahren nur bescheidene 
Fortschritte erzielt worden. Ich erinnere daran, daß 
der langjährige Vorsitzende des Flüchtlingsaus- 
schusses, der verehrte Kollege Pöhler, bei der Er- 
stattung des Berichts zum 18. Arbeitsbericht des 
Hochkommissars, bereits schon vor zwei Jahren ei- 
nen flammenden Appell an die Versammlung rich- 
tete, den Erfordernissen zur Verbesserung des 
Asylrechtes gerecht zu werden. Im Namen unserer 
Kommission bedauere ich es, daß das Ministerko- 
mitee der Empfehlung der Versammlung von 1965 
nach einem einheitlichen Asylrecht für europäische 
Flüchtlinge noch nicht nachgekommen ist. Wenn 
nunmehr von den Vereinten Nationen dieses inter- 
nationalen Instrument, die Koordinierung des Asyl- 
rechts, auf einer Konferenz angestrebt wird, sollten 
die Mitgliedstaaten des Europarates nicht abseits 
stehen, sondern in aktiver Mitarbeit eine gemeinsa- 
me Haltung einnehmen. Falls keine weltweite Eini- 
gung zu erzielen ist, müßte zumindest auf europä- 
ischer Ebene ein akzeptables Asylrecht geschaffen 
werden, Dies ist um so dringender, weil es immer 
wieder Beispiele dafür gibt, daß einzelne Länder 
Asylfälle entgegen der Landespraxis aus politi- 
schen Erwägungen heraus unterschiedlich behan- 
deln, urn die Beziehungen zu Nachbarländern nicht 
zu gefährden. 
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Im Zusammenhang mit der Asylfrage stellt sich 
das Problem der Arbeitszulassung und der Aner- 
kennung von Zeugnissen von Flüchtlingen. Diesbe- 
zügliche Bedenken jedweder Art dürften nicht Ge- 
genstand von Erörterungen sein, denn nach der 
Flüchtlingskonvention von 1951 sind die Vertrag- 
staaten verpflichtet, den Flüchtlingen Arbeitsmög- 
lichkeiten zu bieten und ihre Integration in die Ge- 
sellschaft des Gastlandes zu fördern. Es ist zu be- 
grüßen, daß die Aufgaben des Hochkommissars 
auch die Bereitstellung von Erziehungs- und Aus- 
bildungsstätten und von Beratungsdiensten umfas- 
sen. 

Eingeschlossen ist die Fürsorge für behinderte 
Flüchtlinge, da diese in doppelter Hinsicht vom 
Schicksal betroffen sind und außer dem Los der 
Vertreibung noch körperliche oder seelische Leiden 
zu tragen haben. 


ln Artikel 17 der genannten Konvention wird dar- 
auf hingewiesen, daß hinsichtlich der Berufsaus- 
übung kein Flüchtling schlechter behandelt werden 
darf als ein anderer Ausländer. Daher wäre zu 
wünschen, daß die elf Länder des Europarates, die 
bislang Bedenken dagegen angemeldet haben, ihre 
Vorbehalte zurückziehen würden. 

Die Debatte des Europarates in der vergangenen 
Woche um die Situation der Flüchtlinge infolge der 
Kriegskatastrophe auf Zypern hat wiederum deut- 
lich gemacht, daß die Anstrengungen um deren Un- 
terstützung und Eingliederung hier und anderswo 
nicht erlahmen dürfen. Ich empfehle Ihnen daher, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, die Arbeit 
des Hochkommissars der Vereinten Nationen wei- 
terhin ideell und finanziell zu unterstützen und un- 
sere Empfehlung in Dokument 3470 anzunehmen. 
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